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O. Einführung in das Asylsozialhilfehandbuch
Bis zu diesem Handbuch wurde die Asylsozialhilfe als Teil des Sozialhilfehandbuchs
geführt. Dieser Teil wurde ausgegliedert und als eigenständiges Handbuch ausgearbeitet.
Das Handbuch für Asylsozialhilfe soll parallel zum Sozialhilfehandbuch des Amts für
Gesundheit und Soziales (AGS) zur Anwendung kommen und dieses für den Asylbereich
ergänzen.

Kapitel zur Nothilfe wird weiter im Sozialhilfehandbuch verbleiben, da die Nothilfe nicht
nach Personenstatus unterscheidet.

Art und Mass der Asylsozialhilfe richtet sich nach den Vorschriften des Asylgesetzes, des
Sozialhilfegesetzes, des Migrationsgesetzes und der dazugehörenden Verordnung. Im
Rahmen dieser  Erlasse kommen Richtlinien der Schweizerischen Konferenz für
Sozialhilfe (SKOS) wegleitender Charakter zu.1

Allgemein gelten auch für die Asylsuchenden und vorläufig aufgenommenen Ausländer
und Ausländerinnen, die keine Flüchtlinge sind (Vorläufige Aufgenommene, VA)2, die
SKOS-Richtlinien. Die auf eine Unterscheidung abzielenden Rechtsgrundlagen zur
Asylsozialhilfe haben den Charakter einer «lex specialis3»: sie sind als Abweichung des
sonst allgemein gültigen Sozialhilfegesetzes zu verstehen. Alle Sachlagen der Asylsozial-
hilfe, die nicht spezialrechtlich geregelt sind, werden anhand des Sozialhilfegesetzes und
der SKOS-Richtlinien entschieden.

Der Handlichkeit halber wurden die wichtigsten Regelungen des Handbuchs für Sozial-
hilfe, die für beide gelten, in das vorliegende Handbuch für Asylsozialhilfe integriert.

è Die SKOS-Richtlinien sind die Grundlage und individuell-konkrete Bestimmungen zur
Ausrichtung der Asylsozialhilfe kommen als Abweichung von der Grundlage zur
Anwendung.

O.1. Adressaten und Gegenstand des Handbuchs
Das Handbuch richtet sich an die zuständigen Stellen, die für die Ausrichtung der
Asylsozialhilfe und für die Betreuung von Personen des Asylwesens im Kanton Schwyz
zuständig sind. Das Handbuch hält fest, welche Grundsätze der Asylsozialhilfe bei der
Erfüllung und Wahrnehmung ihrer Aufgaben zu beachten sind. Gegenstand dieses Hand-
buchs sind neben den Grundlagen, die Ausgestaltung, Ausrichtung und Abgeltung der
Asylsozialhilfe.

Die Empfänger der Asylsozialhilfe sind Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene (auch
vorläufig aufgenommene Ausländer genannt). Das Gesetz bezeichnet die vorläufig
Aufgenommenen auch als «vorläufig aufgenommene Personen, die keine Flüchtlinge
sind» um sie von den vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen zu trennen, die als
Flüchtling Inländern gleichgesetzt sind.

1 § 23 Abs. 1 Vollzugsverordnung zum Kantonalen Gesetz zum Bundesgesetz über die Ausländerinnen und
Ausländer und zum Asylgesetz vom 2. Dezember 2008, (MigV, SRSZ 111.211)
2 Die vorläufig Aufgenommenen bezeichnen ihren Status selber oft als «F-Humanitär» (im Gegensatz zu den
vorläufig aufgenommenen Flüchtlingen, die sie «F-Politisch» nennen.
3 Eine lex specialis ist ein spezielles Gesetz, das dem allgemeinen Gesetz (lex generalis) vorgeht. Dieses
besondere Gesetz verdrängt das allgemeine Gesetz.



Handbuch für Asylsozialhilfe 2022

Seite: 7

Asylsuchende sind Personen, deren Asylverfahren noch nicht rechtskräftig abgeschlossen
sind. Diese Personen sind entweder in einem laufenden Asylverfahren oder in einem
laufenden Beschwerdeverfahren. Ein Asylentscheid wird rechtskräftig, wenn gegen einen
Asylentscheid keine Beschwerde erhoben wird oder wenn das Bundesverwaltungsgericht
(BVGer) als Beschwerdeinstanz den Asylentscheid bestätigt.

Vorläufig Aufgenommene sind Personen, deren Asylgesuch zwar abgelehnt wurde, jedoch
der Vollzug der Wegweisung aus der Schweiz zugunsten einer vorläufigen Aufnahme
ausgesetzt wurde. Die vorläufige Aufnahme wird häufig aus Gründen der Unzumutbarkeit
einer Rückkehr in den Herkunftsstaat verfügt. Für ausführliche Informationen zur
vorläufigen Aufnahme siehe Kapitel A.5.

Dieses Handbuch soll eine Harmonisierung und Rechtsgleichheit der betroffenen
Personen im Asylwesen des Kanton Schwyz fördern.

Das Handbuch ist ein «Work in Progress» und wird regelmässig überarbeitet werden.
Bestehen Anregungen und Vorschläge, so können diese an die Asylkoordination des Amts
für Migration und / oder dem Sekretariat des Verbands Schwyzer Gemeinden und Bezirke
VSZGB weitergeleitet werden.

Der Erstausgabe liegen Expertisen beziehungsweise Richtlinien der Gemeinden Arth,
Gersau, Lachen, Reichenburg, Schübelbach und Schwyz, der Bezirke Einsiedeln und
Küssnacht am Rigi, sowie dem Sozialzentrum Höfe zugrunde.

O.2. Aufbau des Handbuches
Das vorliegende Handbuch unterteilt sich in drei Hauptbereiche:

è Ein theoretischer Teil, in welchem Grundlagen und Voraussetzungen behandelt
werden (z.B. Grundprinzipien der Sozialhilfe, des relevanten Asylrechts oder des
relevanten Verwaltungsrechts).

è Ein praktischer Teil, mit den Regelungen der 1) Grundsicherung und 2) den
situationsbedingten Leistungen (SIL).

è Ein Anhang mit Checklisten, Vorlagen und Beispielen.

O.3. Zentrale Neuausrichtung in der Asylsozialhilfe
Die Neustrukturierung des Asylwesens, die seit März 2019 in Kraft ist, bedeutet insbe-
sondere für die Asylsozialhilfe (ASH) eine Zäsur. Bis dahin unterschied man im Asyl- und
Flüchtlingswesen zwischen jenen, die als Flüchtlinge anerkannt wurden und jenen, die
entweder im laufenden Asylverfahren waren oder denen eine vorläufige Aufnahme als
Ausländer (VA) gewährt wurde.

Bei der ersteren Gruppe galt ein Integrationsauftrag, bei der letzteren sah man von Integ-
rationsmassnahmen ab. Man begründete dies bei den Asylsuchenden mit dem offenen
Verfahrensausgang und bei den vorläufig Aufgenommenen mit der Annahme, dass diese
Personengruppe die Schweiz in absehbarer Zeit wieder verlassen würde und sie nur
vorrübergehend in der Schweiz sein würden.

Die Konfliktlandschaft in den Herkunftsstaaten von fliehenden Personen nahm in den
vergangenen Dekaden einen zunehmend dauerhaften Charakter an. Entsprechend
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bedeutete auch der Status «vorläufig Aufgenommen» de facto immer öfter ein dauerhaftes
Bleiberecht. Per 31.12.2020 lebten 38 371 vorläufig Aufgenommene in der Schweiz.4

Der Bund und die Kantone reagierten auf diese Entwicklung mit der Integrationsagenda
Schweiz (IAS) und gesetzlichen Anpassungen, die den vorläufig Aufgenommenen die
wirtschaftliche Integration erleichtern sollen. Beispielsweise wurde der Inländervorrang
aufgehoben und vorläufig Aufgenommene unterliegen nur noch der Meldepflicht bzgl.
einer Erwerbsaufnahme.

O.4. Auswirkung der Neustrukturierung im Asylwesen auf
den Kanton Schwyz

Am 5. Juni 2016 hat die Schweizer Bevölkerung die Vorlage für beschleunigte Asylver-
fahren mit 66,8% Ja-Stimmen angenommen. Die mit der Vorlage verbundenen rechtli-
chen und faktischen Anpassungen nennt man allgemeinhin «Neustrukturierung im Asyl-
wesen».

Die Neustrukturierung im Asylwesen bewirkt, dass etwa 60% aller Asylgesuche binnen
140 Tage und die übrigen 40% binnen eines Jahres rechtskräftig entschieden werden.

Als Ergebnis der Beschleunigung im Asylverfahren ist vorgesehen, dass primär Personen
mit einem Bleiberecht in die Kantone entlassen werden und dass Personen mit einem
Negativentscheid und einer Wegweisung aus der Schweiz von einem der Bundesasylzen-
tren (BAZ) vollzogen werden.

Mit der Neustrukturierung verbunden ist weiter die Unterteilung der Schweiz in so
genannte Asylregionen. Es gibt sechs Regionen und der Kanton Schwyz gehört zur Region
Zentralschweiz und Tessin (ZCH-TI). Jede Asylregion verfügt über mindestens zwei Stand-
orte mit einem BAZ (in der Regel ein Verfahrenszentrum und ein Ausreisezentrum). Für
die Standortleistung gewährt der Bund Kompensationen in Form von reduzierten
Zuweisungen. Diese gewährten Kompensationen werden auf jene Kantone ohne
Standortleistung umverteilt. Der Bund spricht gerne vereinfacht von Vollzugs- und von
Integrationskantonen.

Der Kanton Schwyz ist derzeit kein Standort eines Bundeszentrums. Er muss daher einen
proportionalen Anteil der gewährten Kompensationen übernehmen. Für den Kanton
Schwyz – wie für alle Kantone, die kein Standort eines BAZ sind – bedeutet dies ein klarer
Integrationsauftrag, der sich entsprechend auch in den Integrationsagenden Schweiz und
Schwyz wiederfindet.

Die Neustrukturierung im Asylwesen und die damit verbundenen rechtlichen Anpassun-
gen sind seit dem 1. März 2019 in Kraft.

4 Die Zahl von über 48'000 vorläufig Aufgenommenen, welche die Presse häufig verwendet, beinhaltet
sowohl die vorläufig aufgenommenen Ausländer (VA) als auch die vorläufig aufgenommenen Flüchtlinge (VA-
F). Bei einem VA-F kann die VA erst nach der Aberkennung der Flüchtlingseigenschaft erfolgen. Diese ist als
einen dauerhaften Schutz ausgelegt. Die VA sind Gegenstand der Asylsozialhilfe, die VA-F der
wirtschaftlichen Sozialhilfe.
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O.4.1. Das neue Asylverfahren in Kürze
Stellt eine Person auf Schweizer Gebiet ein Asylgesuch, so wird sie einem BAZ zugeführt.
In einem ersten Schritt prüft das Staatssekretariat für Migration (SEM) während der Vor-
bereitungsphase seine Zuständigkeit zur Durchführung des Asylverfahrens unter Berück-
sichtigung des Dublin-Assoziierungsabkommen (Zuständigkeit eines Vertragsstaates für
die Durchführung des Asylverfahrens) und führt die Befragung zur Person durch.5

Die Vorbereitungsphase sollte im Dublinverfahren maximal 10 Tage dauern, bei den
übrigen Verfahren höchstens 21 Tage.6 Nach der Vorbereitungsphase folgt entweder das
Dublin- oder das beschleunigte Verfahren, in welchem der asylrechtlich relevante Sach-
verhalt, insbesondere die Asylgründe erhoben werden.7 Steht nach der Anhörung zu den
Asylgründen fest, dass weitere Abklärungen nötig sind und dass demnach das Gesuch
nicht im beschleunigten Verfahren binnen 140 Tage durchgeführt werden kann, so wer-
den diese Asylsuchenden dem erweiterten Verfahren zugeteilt und als asylsuchende Per-
sonen den Kantonen gemäss Verteilschlüssel zugewiesen.8

Asylsuchende, deren Gesuch im beschleunigten Verfahren geprüft wird, verbleiben bis
zum Asylentscheid in den Bundeszentren. Im Falle eines negativen Asylentscheids wird
die betroffene Person dem Vollzugskanton der jeweiligen Asylregion für den Vollzug der
Wegweisung zugewiesen. Im Falle eines Asylentscheids mit Bleiberecht wird die
betroffene Person den Kantonen ebenfalls gemäss Verteilschlüssel zugewiesen.

Als Ergebnis dieser Neustrukturierung im Asylwesen, werden dem Kanton neu sowohl
Personen im laufenden Asylverfahren als auch Personen mit einem Asylentscheid zuge-
wiesen.

5 Art. 21 Abs. 2 Asylgesetz vom 26. Juni 1998 (AsylG, SR 142.31)
6 Art. 26 Abs. 1 AsylG
7 Art. 26c AsylG.
8 Art. 26d und Art. 27 AsylG

Quelle: www.sem.admin.ch

Faktenblatt Nr. 2 zur Neustrukturierung
im Asylwesen
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O.5. Auswirkung der Integrationsagenda auf Personen der
Asylsozialhilfe

Parallel zur Neustrukturierung im Asylwesen traten die Anpassungen der Integrations-
agenda Schweiz (IAS) am 1. Mai 2019 in Kraft. Insbesondere die Hürden zum
Arbeitsmarkt wurden abgebaut: Die Bewilligungspflicht wurde zugunsten einer
Meldepflicht aufgehoben und der Inländervorrang abgeschafft.

In Verbindung mit der Neustrukturierung im Asylwesen entsteht damit auch für die vor-
läufig aufgenommenen Ausländer, die keine Flüchtlinge sind ein klarer Integrations-
auftrag.

Die bisher übliche Trennung zwischen Asylsuchenden und vorläufig Aufgenommenen
sowie Flüchtlingen mit Asyl oder vorläufiger Aufnahme wird hinsichtlich Integration auf-
gelöst.

In der kantonalen Migrationsverordnung ist der Auftrag an die Gemeinden  zur
wirtschaftlichen, als auch zur sozialen Integration9 verankert.

Die Anpassungen der Integrationsverordnung des Bundes10 tragen darüber hinaus der
Tatsache Rechnung, dass auch von den Asylsuchenden im den erweiterten Verfahren der
grösste Teil dauerhaft in der Schweiz bleiben wird, da die klaren Wegweisungsfälle in den
beschleunigten Verfahren behandelt werden und – wie bereits erwähnt – möglichst ab
einem Bundeszentrum vollzogen werden sollen11. So werden im Rahmen der
durchgehenden Fallführung bereits erste Integrationsmassnahmen in den kantonalen
Durchgangszentren vorgenommen: Neben dem Erwerb der deutschen Sprache ab
Zuweisung in den Kanton Schwyz, soll ein Basiswissen zum Alltag in der Schweiz in
sieben Modulen vermittelt werden.12

Fazit:

è Die Trennung von vorläufig Aufgenommenen und Flüchtlingen mit Blick auf die
Integration ist obsolet.

è Die Asylsuchenden sollen mit Blick auf das mögliche Bleiberecht beurteilt werden.

è Das Amt für Migration ist bestrebt, möglichst Personen mit einem Asylentscheid in
die Gemeinden zu transferieren. Ob dies immer möglich ist, hängt von externen
Faktoren ab, z.B. vom SEM, der Fallkonstellation des Gesuchstellers, etc.

è Müssen aus Gründen einer überlangen Verfahrensdauer Asylsuchende einer Gemeinde
zugewiesen werden, so sind jene in einem Beschwerdeverfahren von den Integrations-
massnahmen (abgesehen Deutschkursen) auszunehmen.

9 § 17 MigV
10 Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und Ausländer vom 15. August 2018 (VIntA,
SR 142.205)
11 Gestützt auf Art. 15 Abs. 5 VIntA kann der Kanton die Gelder der Integrationspauschale «zur Förderung
der Integration [von Personen] einsetzen, deren Gesuch im erweiterten Verfahren behandelt wird».
12 Siehe hierzu: Leitfaden für die durchgehende Fallführung von anerkannten Flüchtlingen und vorläufig
Aufgenommenen im Kanton Schwyz: www.sz.ch
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O.6. Zur sozialen Integration insbesondere
Die soziale Integration von Migrantinnen und Migranten ist ein gesamtgesellschaftlicher
Prozess, der das friedliche Zusammenleben zwischen den verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen zum Ziel hat. Wichtige Voraussetzungen für die Erreichung dieses Ziels sind das
gegenseitige Verständnis und die Offenheit zwischen der einheimischen und der zuge-
wanderten Bevölkerung. Soziale Integration bedeutet für die in der Schweiz lebenden
Ausländerinnen und Ausländer, dass sie am öffentlichen Leben teilhaben. Sie zeigt sich
im Alltag. Die Begegnungen, die das Zusammenleben fördern, finden an konkreten Orten
statt: In der Schule, am Arbeitsplatz oder an Orten des öffentlichen Lebens – dort, wo
Migrantinnen und Migranten die Möglichkeit haben, mit der Aufnahmegesellschaft in
Kontakt zu treten und herauszufinden, wie diese funktioniert. Die Beteiligung der
Migrationsbevölkerung sowie der im Migrationsbereich tätigen Vereinigungen sind Schlüs-
selfaktoren und bilden ein wirksames Instrument der sozialen Integration. Diese Beteili-
gung ist deshalb auf beiden Seiten zu fördern.

Besonders wichtig ist die Förderung der sozialen Integration, wenn aufgrund verschie-
dener Faktoren eine Integration in die Ausbildungs- und Arbeitswelt nicht möglich oder
höchst unwahrscheinlich ist. Vorläufig Aufgenommene, welche bereits über 50 Jahre alt
sind und über keine vorgängige Ausbildung verfügen, werden es auf dem Arbeitsmarkt –
wo es bereits für Schweizer schwierig ist, den Einstieg wieder zu finden – erst recht Mühe
haben.
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A. Voraussetzungen und Grundsätze (Allgemeiner Teil)

A.1. Ziele der Asylsozialhilfe
Die Asylsozialhilfe (ASH) soll die Existenz bedürftiger Asylsuchender und vorläufig
Aufgenommener sichern.

Bei Asylsuchenden steht primär die Sicherung der Existenz bei Bedürftigkeit im
Vordergrund.

Bei vorläufig Aufgenommen soll die ASH die nachhaltige wirtschaftliche und soziale
Integration ermöglichen und fördern.

Der Integrationsauftrag für die vorläufig Aufgenommenen wurde seit 2008 kontinuierlich
ausgebaut und mit der Integrationsagenda Schweiz vom 1. Mai 2019 verankert.

Aus diesem Grunde besteht für vorläufig Aufgenommene ein qualitativ höherer Anspruch
bei der Unterstützung als bei den Asylsuchenden.

Die ASH muss im Einklang mit den Grundrechten, welche die Bundesverfassung der
Schweizerischen Eidgenossenschaft gewähren, stehen13. Insbesondere seien genannt die
Würde des Menschen, der Schutz des Privatlebens und das Diskriminierungsverbot.

A.2. Rechtlichen Grundlagen
Die rechtlichen Grundlagen sind detailliert und umfassend im Kapitel G – Rechtsgrund-
lagen aufgeführt.

A.3. Ethisches Verständnis der Asylsozialhilfe
Auch wenn die ASH in Abweichung zu den in den SKOS-Richtlinien erwähnten
Personengruppen eine bescheidene und minimale Existenzsicherung zu leisten hat, so
hat diese in Vereinbarkeit mit den Grundrechten, insbesondere der Menschenwürde, zu
erfolgen.

Liegen keine besonderen Bestimmungen der ASH vor, gelten die SKOS-Richtlinien.

Bei den vorläufig aufgenommenen Ausländern gilt es, infolge des Bleiberechts, den
Spracherwerb, die Teilhabe am Arbeitsleben und die Integration in den Arbeitsmarkt
nachhaltig zu fördern.

Die ASH verlangt eine zielorientierte und ausgewogene Handhabung des Ermessens. Eine
durchgängige Unterschreitung des Ermessensspielraumes ist rechtswidrig.

A.3.1. Zur Verhältnismässigkeit
Der Grundsatz der Verhältnismässigkeit gehört zu den traditionsreichen, allgemeinen
Rechtsgrundsätzen des Verwaltungsrechts. Das Prinzip der Verhältnismässigkeit kommt
insbesondere bei der Einschränkung von Grundrechten zur Anwendung.

13 Art. 35 Abs. 2 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1998, (BV,
SR 101) Wer staatliche Aufgaben wahrnimmt, ist an die Grundrechte gebunden und verpflichtet zu ihrer
Verwirklichung beizutragen.
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Allgemein wird unter der Verhältnismässigkeit verstanden, «dass die (…) gewählte Mass-
nahme zur Verwirklichung des im öffentlichen Interesse liegenden Ziels geeignet und
tauglich ist. Ausserdem muss der angestrebte Zweck in einem vernünftigen Verhältnis zu
den eingesetzten Mitteln (…) stehen. Ein staatlicher Eingriff (bspw. eine Sanktion) hat
zu unterbleiben, wenn der verfolgte Zweck auch mit einer (…) weniger einschneidenden
Massnahme erreicht werden könnte.14

Kurz: Die Behörde prüft, ob sich die Massnahme eignet, ob sie erforderlich ist und ob sie
zumutbar oder ob allenfalls durch eine minder wirkende Massnahme das gleiche Ziel
erreicht werden könnte.

A.3.2. Ermessen als Teil der Verhältnismässigkeit
Gesetze und Verordnungen steuern das Handeln und Wirken der Verwaltung. Dieses
Gesetzmässigkeitsprinzip15 ist verfassungsrechtlich verankert. Das Recht kann und soll
aber nicht alles bis ins Detail regeln. So sind insbesondere im Verwaltungsrecht das Prin-
zip der wirtschaftlichen Verwaltungsführung (Verwaltungsökonomie) und das Ermessen
von Bedeutung.

Daher hat die öffentliche Hand in vielen Bereichen einen Handlungsspielraum, der es ihr
ermöglicht, im Rahmen des Sinnvollen den individuellen Voraussetzungen Rechnung zu
tragen.

Die so genannten «offenen Normen»16 sollen der Behörde den nötigen Spielraum ver-
schaffen, um effizient und zielführend handeln zu können. Dabei bewegt sich die Behörde
zwischen den Leitplanken der Wirtschaftlichkeit, die Verallgemeinerungen zulässt, und
dem Differenzierungsgebot, das der individuellen Situation Rechnung tragen muss.

In der Sozialhilfe kommt dem Ermessen eine besonders wichtige Bedeutung zu, denn die
Normendichte17 im Sozialhilferecht ist – wie übrigens auch im Ausländer- und Asylrecht
– gering: «Wer bedürftig ist, hat Anspruch auf unentgeltliche Beratung sowie auf wirt-
schaftliche Hilfe»18.

Aufgrund des Willkürverbots ist die Verwaltungsbehörde jedoch nicht frei in der Anwen-
dung des Ermessens. Sie darf ihr Ermessen weder willkürlich anwenden, noch den
Individualisierungsgrundsatz verletzen. Mit anderen Worten, sie muss im Einzelfall die
geeigneten Massnahmen wählen.

Wann kommt Ermessen zum Einsatz? In der Regel weist das Gesetz der Verwaltung den
Ermessensspielraum zu und zwar ob oder in welcher Bandbreite sie aktiv werden soll.
Beispiel: «Verweigert die hilfesuchende Person trotz vorgängiger Mahnung die ihr zumut-
bare Mitwirkung, namentlich wenn sie die Auskunftspflicht verletzt oder den verfügten

14 BGE 117 Ia 472 E. 3g S. 483 «Vermummungsverbot».
15 Art. 5 Abs. 1 BV; Grundlage und Schranke staatlichen Handelns ist das Recht.
16 Beispiel für eine geschlossene Norm: «Schwarzfahren wird mit Fr. 60.- Busse bestraft. Beispiel für eine
offene Norm: «die Nachtarbeit wird bewilligt, sofern wichtige Gründe vorliegen» oder «der Kanton kann
Standortgemeinden von Zuweisungen von Asylsuchenden ausnehmen.»
17 Normendichte: Je abschliessend genauer ein Gesetz, desto höher die Dichte des Gesetzes (=Norm).
18 § 2 Abs. 2 Gesetz über die Sozialhilfe vom 18. Mai 1983 (Sozialhilfegesetz, SHG, SRSZ 380.100)
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Auflagen, Bedingungen oder Weisungen zuwiderhandelt, kann die Fürsorgebehörde die
wirtschaftliche Hilfe kürzen oder einstellen.»19

Die klassischen Ermessensfehler sind:

Die Unangemessenheit: Das Gesetz erlaubt die Massnahme, aber sie ist unzweckmässig,
sprich sie wird dem Einzelfall nicht gerecht. Beispiel: das Sozialamt verpflichtet eine
vorläufig aufgenommene Person im hohen Alter zu einer längeren Weiterbildung. Oder es
kommt zu einer «Doppelbestrafung»: Beispiel: eine Person wird wegen Übertretung des
Betäubungsmittelgesetzes verurteilt und die Fürsorgebehörde kürzt zusätzlich die
Beiträge.

Der Ermessensmissbrauch: die Behörde beachtet zwar formell ihren Ermessensspielraum,
entscheidet aber nach sachwidrigen Gesichtspunkten. Beispiel: Der Asylbetreuer lehnt
den Kauf eines Kinderbetts ab, weil die Asylsuchende verspätet zum Gespräch erschienen
ist.

Die Ermessensüberschreitung: die Behörde beansprucht einen Ermessensspielraum,
obwohl das Gesetz gar keinen vorsieht. Beispiel: die Fürsorgebehörde verbietet den
Besuch eines Deutschkurses, obwohl das Integrationsgesetz diesen verlangt.

Die Ermessensunterschreitung: Die Behörde schöpft den ihr zustehenden Ermessens-
spielraum nicht aus. Beispiel: die Asylbehörde hat bei Sanktionen eine Bandbreite und
wendet in jedem Falle immer die maximale Kürzung an.

Als Faustregel bei der Anwendung des Ermessens gilt: Je grösser der Ermessensspielraum,
desto höher die Begründungsdichte.

Die Anwendung des Ermessens ist einerseits anspruchsvoll, andererseits gibt das
Ermessen den Behörden aber auch ein wirksames Instrument zu gestalten und Ziele zu
verwirklichen. Die gestalterische Kraft des Ermessens ist nicht zu unterschätzen.

Der Ermessensspielraum ist insbesondere bei den vorläufig Aufgenommenen wichtig: es
ist im Interesse der öffentlichen Hand, dass die Jugendlichen und jungen Erwachsenen
nicht den direkten Erwerbseinstieg, sondern den längeren Weg über eine Ausbildung
wählen, um so eine nachhaltige Integration zu gewährleisten. Dabei kann das angewandte
Ermessen unterstützend eingesetzt werden, indem über situative Leistungen, die
marginale Ausgestaltung der vorläufigen Aufnahme abgefedert werden kann.

A.3.3. Das Differenzierungsgebot
Das Differenzierungsgebot ist Teil des Gleichheitsgebots20. Das Differenzierungsgebot
wird verletzt, wenn eine rechtsgleiche Behandlung zur Diskriminierung einer Person
aufgrund eines so genannten verpönten21 Merkmals führt.

Wird das Differenzierungsgebot verletzt, so liegt entweder eine direkte oder indirekte
Diskriminierung vor.

19 § 26a SHG «Kürzung und Einstellung». Die Bandbreite ergibt sich von der Kürzung bis zu Einstellung der
Sozialhilfe.
20 Art. 8 Abs. 1 Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (BV,
SR 101): «Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich».
21 Als «verpönt» gelten alle Diskriminierungen infolge Religion, Rasse, besondere körperliche Merkmale,
soziale Stellung, Alter, Sprache, politischer Anschauung etc.
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Eine direkte Diskriminierung liegt beispielsweise vor, wenn eine Bestimmung an ein
diskriminierendes Element geknüpft wird: Angehörige einer bestimmten religiösen
Minderheit werden vom Polizeidienst ausgeschlossen.

Eine indirekte Diskriminierung liegt vor, wenn eine Regelung an sich neutral ist, aber eine
bestimmte Gruppe aufgrund eines verpönten Merkmals diskriminiert.

Beispiel: Alle Erwerbslosen sind verpflichtet, pro Monat 20 Arbeitsbemühungen vorzuwei-
sen ansonsten ergeben sich Abzüge. Diese Regelung führt bei Personen, die gar keine
Arbeitsmarktfähigkeit haben (z.B. infolge Analphabetismus) zur indirekten Diskriminie-
rung.

Es kann also sein, dass eine Regelung ohne Diskriminierungsabsicht im Sinne der allge-
meinen Gleichbehandlung erlassen wurde, diese jedoch eine bestimmte Gruppe mit
einem verpönten Merkmal diskriminiert.

Daher gilt im Sozialhilferecht die wichtige Faustregel:

Das Gleiche wird nach Massgabe seiner Gleichheit gleich und alles Ungleiche nach
Massgabe seiner Ungleichheit ungleich behandelt.

A.4. Verfügung und Sachentscheid
Der Sachentscheid ist ein verwaltungsinterner Vorgang und wird in Form einer Verfügung22

eröffnet.

Die Verfügung ist ein Hoheitsakt, der sich an den Einzelnen richtet und der einen konkre-
ten Sachverhalt verbindlich regelt. Die Verfügung ist die zentrale Handlungsform der
Verwaltung und Ausgangspunkt eines allfälligen streitigen Beschwerdeverfahrens.

Verfügungen sind demnach hoheitliche (weil von einer Behörde kommend), individuelle
(weil sich an eine bestimmte Person wendend) und einseitige Anordnung (weil der
Empfänger keinen Einfluss auf ihren Erlass hat).

Mit einer Verfügung werden Rechte und Pflichten bestimmter Personen begründet, abge-
ändert oder aufgehoben. Des Weiteren können mit der Verfügung das Bestehen, Nichtbe-
stehen oder der Inhalt von Rechten und Pflichten festgestellt werden. Ebenso können
Begehren auf Begründung, Änderung, Aufhebung oder Feststellung von Rechten und
Pflichten abgewiesen oder durch Nichteintreten erledigt werden. Schliesslich kann mit
Verfügungen die Vollstreckung von öffentlich-rechtlichen Ansprüchen angeordnet werden.

Verfügungen und Entscheide müssen enthalten23:
a) die Bezeichnung der Behörde,
b) die Daten der Beschlussfassung und des Versands,
c) die Bezeichnung der Parteien und der Beigeladenen sowie ihrer Vertreter,
d) das Rechtsbegehren,
e) die Begründung,
f) den Rechtsspruch und die Kostenauflage,
g) die Rechtsmittelbelehrung,
h) die Unterschrift.

22 § 6 Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 6. Juni 1974 (VRP, SRSZ 234.110)
23 § 31 Abs. 1 VRP
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Bei Verfügungen, mit welchen dem Begehren einer Partei voll entsprochen wird und
dadurch nicht Interessen Dritter betroffen werden, sind Begründung und Unterschrift
nicht erforderlich24.

Verfügungen und Entscheide, sowie Zwischenbescheide, welche schriftlich ergehen, sind
mit einer Rechtsmittelbelehrung zu versehen. Die Rechtsmittelbelehrung informiert über
das zulässige Rechtsmittel, die zuständige Rechtsmittelinstanz und die
Rechtsmittelfrist25.

A.5. Eigenheiten der vorläufigen Aufnahme
Drei Gründe verlangen eine Ausführung zur Thematik der vorläufigen Aufnahme:

Erstens: Die Widersprüchlichkeit. Die 1986 eingeführte vorläufige Aufnahme ist auch
nach mehreren Gesetzesrevisionen nach wie vor widersprüchlich: einerseits gilt sie als
befristet, andererseits sehen die Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und
Ausländern (VIntA) und die IAS vor, dass die vorläufig Aufgenommenen zu integrieren
sind, da die Anwesenheit in der Regel eine dauerhafte ist. Der Widerspruch zwischen
finanzieller Ausgestaltung und Integrationsauftrag ist Gegenstand einer künftigen,
gesetzlichen Anpassung.26

Zweitens: Ein Status im steten Wandel: Da die vorläufige Aufnahme nationalem Recht
untersteht, unterliegt sie besonders stark dem Wandel und der politischen Strömung. Eine
Liberalisierung erfuhr der Status im Arbeitsmarktzugang. Eine Restriktion in der
Bewegungsfreiheit. Demnächst sollen vorläufig Aufgenommene nur noch in
Ausnahmefällen reisen können.

Mit der 10. Asylgesetzrevision von 2008 erfuhren die vorläufig Aufgenommenen einen
ersten Einbezug in die Integrationsmassnahmen. So wird seit der Einführung des
revidierten Gesetzes am 1. Januar 2008 ebenfalls für vorläufig Aufgenommene eine
Integrationspauschale gewährt. Gleichwohl konnte sich der Gesetzgeber damals nicht
durchringen, den Arbeitsmarktzugang zu erleichtern und den Inländervorrang abzuschaf-
fen. In der Folge wurde der Status und die Ausgestaltung der vorläufigen Aufnahme immer
wieder Gegenstand von Diskussionen und Anpassungen, die mit der Einführung der kan-
tonalen Integrationsprogramme (KIP) an Dynamik gewannen.27 Am 1. Januar 2019 wurde
schliesslich die Meldepflicht der Erwerbstätigkeit eingeführt. Die auf die wirtschaftliche
Integration fokussierenden rechtlichen Anpassungen wurden durch die IAS ergänzt. stellt
die vorläufig Aufgenommenen den Flüchtlingen in Bezug auf die Integrationsmassnahmen
gleich.

Drittens: Integrationsauftrag mit bleibender finanzieller Ausgestaltung, die keine
Integration vorsah. Für die Ausrichtung von Sozialhilfeleistungen gilt kantonales Recht.28

Der Kanton hat in der MigV und im RRB Nr. 1715/2007 die finanzielle Ausgestaltung
der Asylsozialhilfe teilweise festgelegt. Wo der kantonale Gesetzgeber keine von der
Sozialhilfe abweichende Vorgabe macht, gelten die SKOS-Richtlinien als wegweisend.

24 § 31 Abs. 2 VRP
25 § 32 Abs. 1 VRP
26 Die kommenden Anpassungen im Asylgesetz sehen ein Splitting der Globalpauschale 1 vor: die vorläufig
Aufgenommenen sollen von den Asylsuchenden getrennt werden und eine eigene Globalpauschale erhalten.
27 Art. 85a AIG
28 Art. 82a AsylG und Art. 86 AIG
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Anders formuliert: Die finanzielle Ausgestaltung der vorläufigen Aufnahme richtet sich
nach den SKOS-Richtlinien unter Berücksichtigung spezialgesetzlicher Regelung durch
das Asylrecht und die kantonalen Erlasse. Mit der vorläufigen Aufnahme eine
durchgängige Schlechterstellung zu verknüpfen wäre unzulässig. Aufgrund der Nähe zur
Nothilfe ist der Handlungsspielraum sehr klein und dem Ermessen für die Gewährung von
SIL kommt besondere Bedeutung zu.

FAZIT:  Da der Grundbedarf für den Lebensunterhalt (GBL) bei vorläufig Aufgenommenen
nur auf Existenzsicherung ausgerichtet ist, die IAS jedoch eine Integrationsleistung
verlangt, ist bei vorläufig Aufgenommen der soziale und berufliche Integrationsauftrag
über die Situationsbedingten Leistungen (SIL) zu ermöglichen.

A.5.1. Was ist eine vorläufige Aufnahme?
Die vorläufige Aufnahme wurde 1986 als Ersatzmassnahme für einen nicht unmittelbar
durchführbaren oder ausgesetzten Vollzug der Wegweisung eingeführt. Sie ist eine Form
von Duldung infolge Vollzugshindernisse (dazu weiter unten).

Die vorläufige Aufnahme wurde eingeführt, um den nicht im Sinne der Genfer Konvention
von 1951 verfolgten Personen, welche aber aus humanitären Gründen eines befristeten
Schutzes bedürfen, die Wegweisung aus der Schweiz zugunsten des temporären Schutzes
der vorläufigen Aufnahme auszusetzen. Die vorläufige Aufnahme würde wieder
aufgehoben, sobald sich die Situation im Heimat- oder Herkunftsland wieder bessert.

Beispiel: eine syrische Familie aus Aleppo kann infolge der andauernden Konflikte und
der damit verbundenen allgemeinen Gefahr nicht nach Syrien zurückkehren29.

Kommt das SEM bei seiner Prüfung des Asylgesuchs zum Schluss, dass die
Flüchtlingseigenschaften nicht erfüllt sind, verfügt es die Wegweisung in den
Herkunftsstaat. Diese Wegweisung muss das SEM auf die Zulässigkeit, Zumutbarkeit und
Möglichkeit prüfen. Wird eine dieser so genannten Vollzugshindernisse bejaht, wird die
vorläufige Aufnahme verfügt.

A.5.2. Die Vollzugshindernisse, die zur vorläufigen Aufnahme führen
Die Vollzugshindernisse verkürzt erklärt:

· Zulässigkeit: Es liegt in der individuell konkreten Gefährdung an Leib und Leben, sowie
in einer individuell konkret über das erträgliche Mass hinausgehende Belastung ein
Vollzugshindernis vor. Es greift daher das Gebot des Non Refoulement wodurch der
Vollzug der Wegweisung rechtlich unzulässig wird30.

29 Personen, die vor Krieg fliehen und allgemein hin Kriegsflüchtlinge genannt werden, sind keine
Flüchtlinge im Sinne der Genfer Konvention, die eine individuell konkrete Verfolgung vorsieht (z.B. der
Konflikt in Syrien: Damaskus geht nicht explizit gegen die dortige Wohnbevölkerung vor. Anders wäre es,
wenn Damaskus einen Krieg gegen alle Jesiden führen würde. Dann wäre die Flüchtlingseigenschaft im
Sinne der Genfer Konvention gegeben à staatliche Verfolgung infolge Zugehörigkeit zu einer
Volksgruppe/Ethnie). Eine individuell konkrete Verfolgung kann auch vorliegen, wenn der Staat keinen
ausreichenden Schutz vor selbiger gewährleisten kann.
30 Art. 33 Abkommen über die Rechtsstellung von Flüchtlingen vom 28. Juli 1951, in Kraft getreten für die
Schweiz am 21. April 1955 (Genfer Flüchtlingskonvention, GFK, SR 0.142.30) und Art. 25 Abs. 3 BV. Eine
Person darf nicht in einen Staat ausgeschafft werden, wo eine ernsthafte Bedrohung an Leib und Leben im
Sinne der Genfer Flüchtlingskonvention droht. Dies bedeutet auch das Verbot der Abschiebung in einen
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· Zumutbarkeit: Die meisten vorläufig aufgenommenen Ausländer, die keine Flüchtlinge
sind, können als Vollzugshindernis die Unzumutbarkeit geltend machen. Der Unzu-
mutbarkeit können eine Situation allgemeiner und verbreiteter Gewalt (z.B. Syrien),
eine schwere Erkrankung, die im Herkunftsstaat nicht behandelt werden kann (z.B.
Dialyse/Burkina Faso) oder ein fehlendes tragfähiges soziales Netz zugrunde liegen
(z.B. alleinstehende Frau/Afghanistan). Die Beispiele dienen der Anschaulichkeit.

· Unmöglichkeit: Dieses Vollzugshindernis meint lediglich die technische Unmöglich-
keit. Ist der Vollzug der Wegweisung unmöglich, weil der Ausreisepflichtige seiner
Mitwirkungspflicht nicht nachkommt, wird keine vorläufige Aufnahme verfügt
(selbstverschuldete Unmöglichkeit).

A.5.3. Aufhebung der vorläufigen Aufnahme
Die vorläufige Aufnahme ist befristet und kann jeweils um ein Jahr verlängert werden. Bei
Änderungen der Sicherheitslage oder bei Verbesserungen der Gesundheitsversorgung
nimmt das SEM eine Praxisänderung vor und überprüft dabei die vorläufige Aufnahme.
Auch der Kanton kann bei Personen, die selbstverschuldet in erheblichem Masse von der
Sozialhilfe abhängig sind oder die öffentliche Ordnung und Sicherheit gefährden, einen
Antrag auf Aufhebung der vorläufigen Aufnahme beim SEM einreichen.

Erfahrungsgemäss wird seit einiger Zeit eine verfügte vorläufige Aufnahme nur selten auf-
gehoben (unter 10%). Dabei spielt die Anwesenheitsdauer und das persönliche Umfeld
eine grosse Rolle. Insbesondere wenn Kinder bereits fünf Jahre in der Schule sind oder
wenn eine vorläufig aufgenommene Person bereits über zehn Jahre in der Schweiz ist,
müssen qualifizierte Gründe vorliegen, damit das Staatssekretariat für Migration die vor-
läufige Aufnahme aufhebt oder dass im Falle einer Beschwerde das Bundesverwaltungs-
gericht den Entscheid des SEM stützt.

A.5.4. Einbindung der vorläufig Aufgenommenen in die
Integrationsagenda infolge dauerhafter Anwesenheit.

Wie «vorläufig» eine vorläufige Aufnahme ist, zeigen die Zahlen deutlich: Per 31.12.2020
lebten 38 731 vorläufig Aufgenommene in der Schweiz, respektive 778 vorläufig Aufge-
nommene im Kanton Schwyz. Hinzu kommen noch 9 913 vorläufig aufgenommenen
Flüchtlinge, respektive 561 vorläufig aufgenommene im Kanton Schwyz31, die jedoch
nicht Gegenstand dieses Handbuches sind.

Die Konflikte in Afghanistan, Eritrea oder Syrien sind mittlerweile von einer Dauer, die
mit «vorübergehend» oder «befristet» nicht zu charakterisieren sind. Die Unmöglichkeit
des Vollzugs nach Somalia dauert bereits seit den frühen 1990er Jahren.

Daher verwundert die Kritik von links und rechts am Status der vorläufigen Aufnahme
wenig. Diese Betonung des befristeten Aufenthalts, der letztlich alles andere als befristet
ist, behinderte insbesondere die berufliche Integration: so zögern Arbeitgeber infolge
dieses Status nicht selten, vorläufig Aufgenommene einzustellen.

Drittstaat, wo es wahrscheinlich ist, dass dieser die betroffene Person in einen Staat abschiebt, wo eine
Gefahr an Leib und Leben droht.
31 Zahlen gemäss Stand vom 31.12.2020
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Der Gesetzgeber hat dem Umstand, dass die vorläufige Aufnahme vermehrt dauerhaften
Charakter hat, Rechnung getragen und für diese Personengruppe bei der Zulassung zur
Erwerbstätigkeit die gebührenfreie Meldepflicht des Stellenantritts eingeführt32. Damit
können seit dem 1. Januar 2019 vorläufig Aufgenommene nach der Meldung in der gan-
zen Schweiz eine selbständige oder unselbständige Erwerbstätigkeit ausüben.

Bei der zur Neustrukturierung im Asylwesen parallel verlaufenden Ausarbeitung der IAS
durch Bund und Kantone wird schliesslich bei der beruflichen und sozialen Integration
die Unterscheidung völlig aufgehoben.

Die vorläufig Aufgenommenen sind in Anbetracht der überwiegend dauerhaften Anwesen-
heit in die landesweit geltenden Integrationsziele der IAS eingebunden.

Die IAS bietet damit den vorläufig Aufgenommenen die Möglichkeit, sich nachhaltig zu
integrieren und die Voraussetzungen für eine Regelung des Aufenthalts zu erarbeiten.

Das grosse Interesse der Kantone an der IAS und der Erreichung derer Ziele liegt auf der
Hand: Die Bundesfinanzierung für vorläufig Aufgenommene endet sieben Jahre nach Ein-
reise in die Schweiz. Nach Ablauf der Bundesfinanzierung haben die Gemeinden und
Bezirke für die Person, sofern diese unterstützungsbedürftig ist, vollumfänglich aufzu-
kommen.

A.5.5. Vulnerable vorläufig Aufgenommene
Die IAS unterscheidet zwischen bildungsfähigen, arbeitsmarktfähigen und übrigen Perso-
nen mit vorläufiger Aufnahme oder Asyl. Vulnerable vorläufig Aufgenommene33 gehören
in der Regel zur dritten Kategorie, welche keine Bildungs- oder Arbeitsmarktfähigkeit aus-
weisen. Gründe dafür sind vorwiegend das Alter, Krankheit oder ein Gebrechen.

Für Personen, welche keine Bildungs- oder Arbeitsmarktfähigkeit vorweisen können, sieht
die IAS die soziale Integration im Vordergrund. Die soziale Integration kann einen wichti-
gen Beitrag nicht nur zum sozialen Frieden, sondern auch zur Senkung von Medizinalkos-
ten – insbesondere im Bereich psychischer Gesundheit – leisten.

Das omnipräsente Differenzierungsgebot in der Sozialhilfe ist hier besonders gefordert
und wird erfahrungsgemäss nicht ausreichend berücksichtigt. Dabei gibt es keine grund-
sätzlichen Bedürfnisunterschiede bei gebrechlichen Personen des Asylwesens, die sich
nicht aus eigener Kraft von der Sozialhilfe lösen können.

Die vulnerablen vorläufig Aufgenommenen laufen daher besonders Gefahr, dauerhaft von
ASH abhängig zu sein und ein Leben in gesellschaftlicher Isolation zu führen, was wie-
derum zu psychischen Erkrankungen führen kann. Die finanzielle Ausgestaltung der ASH
ermöglicht keine soziale Integration. Für die Umsetzung der IAS und der menschlich
wichtigen sozialen Integration müssen Kanton und Gemeinden daher besondere Anstren-
gungen leisten und der Bedarf an persönlicher Betreuung wird bei dieser Kategorie höher
ausfallen und sollte bei der Bemessung der Personalressourcen berücksichtigt werden.34

32 Stellenantritte von Asylsuchenden im laufenden Asylverfahren (N-Ausweis) sind nach wie vor kosten- und
bewilligungspflichtig.
33 Vulnerable: Begriff, der aus dem Englischen entlehnt wurde: er beschreibt eine Person, die infolge von
Alter, Behinderung, körperliche oder psychische Beeinträchtigung besondere Hilfe, Pflege, Unterstützung
oder Schutz braucht. Ebenfalls wird darunter eine Person verstanden, die ohne Schutz leicht Opfer von
Übergriffen werden kann.
34 Dr. iur. Guido Winzent: Sozialhilferecht, Dike Verlag, St. Gallen, 2020; S. 383ff.
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A.6. Zum Status der Asylsuchenden hinsichtlich Integration
Tritt das SEM auf ein Asylgesuch ein – in der Regel nach vorgeschaltetem Dublin-
Verfahren – teilt das SEM nach einer Erstbefragung Asylsuchende in zwei Kategorien:
jene im beschleunigten Verfahren und jene im erweiterten Verfahren. Während das
Asylgesuch der Personen aus der ersten Kategorie bereits im BAZ entschieden wird und
sie entsprechend mit einem Bleibeentscheid in den Kanton austreten, werden die
Personen aus der zweiten Kategorie, als Asylsuchende im erweiterten Verfahren
zugewiesen. Als Asylsuchende gelten auch jene, die sich in einem Beschwerdeverfahren
befinden.

Asylsuchende im erweiterten Verfahren sollen binnen Jahresfrist einen rechtskräftigen
Asylentscheid erhalten. Ob diese Vorgabe realisierbar ist, hängt auch von der Dauer der
Beschwerdeverfahren beim BVGer ab.

Erreicht der Bund tatsächlich das angestrebte Ziel, in den erweiterten Verfahren einen
Asylentscheid binnen eines Jahres zu realisieren, so ist in Anbetracht des Zwei-Phasen-
Systems der Unterbringung im Kanton Schwyz davon auszugehen, dass weitgehend nur
noch Bleibefälle, also Personen mit einem entsprechenden Asylentscheid, in die
Gemeinden transferiert werden.

Werden den Gemeinden dennoch Personen ohne rechtskräftigen Asylentscheid
zugewiesen, so werden in Anbetracht der hohen Bleibequote folgende Empfehlungen
getätigt:

Empfehlung 1: Auch bei Asylsuchenden sollten Integrationsmassnahmen nicht ausge-
schlossen werden. Im erweiterten Verfahren ist erfahrungsgemäss von einer hohen
Bleibequote auszugehen.

Empfehlung 2: Liegt bei Asylsuchenden jedoch ein erstinstanzlicher negativer Asylent-
scheid vor und befindet sich der Asylsuchende im Beschwerdeverfahren, so wird
empfohlen, von Integrationsmassnahmen – Spracherwerb ausgenommen – abzusehen.

Empfehlung 3: Bei überlanger Verfahrensdauer kann die Abteilung Asylwesen des
Kantons Schwyz konsultiert werden. Diese kann beim SEM oder beim BVGer für einen
Entscheid in nützlicher Frist intervenieren.

Diese Empfehlungen basieren darauf, dass bei Asylsuchenden kein bundesrechtlicher
Integrationsauftrag vorliegt.

Entsprechend liegt auch der Unterstützungsansatz unter demjenigen für die einheimische
Bevölkerung. Es gilt kantonales Recht.35

A.7. Wohnort & Wohnkosten
Die Zuweisungen erfolgen bevölkerungsproportional36. Keinen günstigen Wohnraum zur
Verfügung zu haben, entbindet die Gemeinden nicht von ihrer gesetzlichen Aufnahme-
pflicht. Der Verteilschlüssel, der regelmässig vom Regierungsrat festgelegt wird, gibt die
Anzahl Plätze vor, die eine Gemeinde zur Verfügung haben muss. Die Auslastungsquote
des Verteilschlüssels gibt eine engere und genauere Planungssicherheit. Übernimmt eine

35 Art. 82 Abs. 1 und 3 AsylG
36 § 14 Abs. 2 MigV
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Gemeinde nicht fristgerecht, so kann das Amt für Migration (AFM) die Ersatzvornahme
erheben37. Die Erhebung der Ersatzvornahme entbindet die Gemeinde nicht die zugewie-
senen Personen aufzunehmen.

§ 15 MigV - Ersatzvornahme
Anzahl
Asylsuchende

Ersatzabgabe je
AS / T im 1. Monat

Ersatzabgabe je
AS / T im 2. Monat

Ersatzabgabe je
AS / T im 3. Monat

Ersatzabgabe je
AS / T ab 4.  Monat

1 bis 5 Fr. 55.-- Fr. 66.-- Fr. 77.-- Fr. 88.--
6 bis 10 Fr. 66.-- Fr. 77.-- Fr. 88.-- Fr. 99.--
11 und mehr Fr. 77.-- Fr. 88.-- Fr. 99.-- Fr. 110.--

(AS = Asylsuchende Person; T = Tag)

Analog zum Sozialbereich gilt auch im Asylbereich: ist ein Richtwert nicht einzuhalten,
wird der nächstgünstige Wohnraum angemietet, bis allenfalls eine preiswertere Unter-
kunft zur Verfügung steht.

A.7.1. Wahl der Unterkunft / Wohnorts
Personen im laufenden Asylverfahren (N-Ausweis) haben keinen Anspruch auf freie Wahl
des Wohnorts und der Unterkunft. Sie werden vom Kanton einer Gemeinde zugewiesen
und die Gemeinde weist sie einer Unterkunft zu.

Vorläufig Aufgenommene haben ebenfalls keinen Anspruch auf freie Wahl des Wohnorts
und der Unterkunft, so lange sie ASH beziehen. Können sich vorläufig Aufgenommene
von der Sozialhilfe lösen, können sie sowohl ihre Unterkunft als auch ihren Wohnort
innerhalb des Kantons frei wählen.38

Ein vorläufig Aufgenommener ist prospektiv dauerhaft von der ASH losgelöst, wenn ent-
weder ein entsprechender unbefristeter Arbeitsvertrag vorliegt oder wenn ein Temporär-
vertrag einen dauerhaften Charakter hat und die nachhaltige Loslösung von der ASH daher
als gesichert angenommen werden muss.

è Bei einem unbefristeten Arbeitsverhältnis zählt die Loslösung als gesichert, wenn die
Probezeit vorbei ist. Während der Probezeit gilt die Loslösung von der ASH als nicht
gesichert.

è Bei Personen mit befristeten Arbeitsverhältnis (Saisonniers) oder mit Verträgen bei
Temporärbüros gilt entweder die mutmassliche Jahreseinnahme oder der repetitive
Charakter der befristeten Einsätze. Als Richtwert bei Kettenverträgen oder befristeten
Einsätzen für Temporärbüros gilt die Loslösung als gesichert, wenn nach 6 Monaten
ein Nachfolgevertrag eine prospektiv positive Beurteilung bedeutet.

è Unzulässig wäre es, den Zuzug generell mit der Begründung der Temporärarbeit
abzulehnen. Der vorläufig Aufgenommene kann in diesem Fall mit einem begründeten
Gesuch den Kanton um Gemeindewechsel ersuchen. Sind die Kriterien erfüllt, weist
der Kanton die Person der Gemeinde zu39.

Sinn und Zweck obiger Regelung ist, dass nicht mit kurzfristigen Temporäreinsätzen die
gesetzliche Einschränkung der freien Wahl des Wohnorts unterlaufen werden kann.

37 § 15 MigV
38 Art. 85 Abs. 5 Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration vom 16.
Dezember 2005 (Ausländer- und Integrationsgesetz, AIG, SR 142.20)
39 § 12 MigG i.V.m. § 5 Abs. 3 Bst. c MigV.
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Sonderfall ALV: Bezieht eine Person Arbeitslosengeld und ist sie nicht von der ASH
abhängig, so kommt auch das Individualprinzip zur Anwendung.40 So können beispiels-
weise erhebliche Einstelltage dazu führen, dass die Voraussetzungen für die freie Wahl
der Wohngemeinde innerhalb des Kantons nicht erfüllt sind.

Die Zielgemeinde muss gestützt auf den Sachverhalt eine Güterabwägung vornehmen.
Eine Unterlassung dieser Abwägung unter Anwendung des Verhältnismässigkeitsprinzips
ist unzulässig.

Beispiel: Ein vorläufig Aufgenommener in fester Anstellung hat bereits einen Mietvertrag
unterschrieben, und verliert dann unverschuldet die Stelle. Reicht das Arbeitslosengeld
aus, um weiter von der ASH losgelöst zu sein und bemüht sich die Person um eine erneute
Anstellung, so ist ihr das nicht nachteilig auszulegen.

A.7.2. Gemeindewechsel infolge Zuweisung durch den Kanton
Der Kanton kann Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene einer anderen Gemeinde
zuweisen. Er kann dies jedoch nur in begründeten Fällen tun: Wenn beispielsweise eine
Lehre oder Festanstellung den Wohnortwechsel nötig machen oder andere qualifizierte
Gründe vorliegen (Planungssicherheit für die Gemeinden).

Möchten vorläufig Aufgenommene die Gemeinde wechseln, ohne dass sie die Kriterien
für die freie Wohnortwahl erfüllen und liegen gute Gründe dafür vor, so können sie einen
Antrag um Gemeindewechsel an das kantonale Amt für Migration, Abteilung Asylwesen,
stellen. Die Abteilung Asylwesen prüft das Gesuch und gewährt im Falle einer
Gutheissung beiden betroffenen Gemeinden das rechtliche Gehör.

Liegen dem Gesuch um Gemeindewechsel Gründe der Familieneinheit vor, entscheidet
das AFM aufgrund der Akten.

Wird ein Gesuch um Gemeindewechsel bei der Zielgemeinde eingereicht und ist diese
einverstanden, so verfügt der Kanton gestützt auf die Zusage der Zielgemeinde den
Gemeindewechsel. Ist die Zielgemeinde nicht einverstanden, so prüft die Abteilung Asyl-
wesen, ob qualifizierte Gründe für oder gegen den Wechsel sprechen.

è Gründe für einen Gemeindewechsel können beispielweise sein: Einheit der Familie,
Ermöglichung einer Ausbildung oder Konfliktlösung (z.B. qualifizierte, häusliche
Gewalt).

A.7.3. Art der Unterkunft
Die zugewiesenen Personen können sowohl in einer Kollektivunterkunft, einer Wohnge-
meinschaft, als auch in individuellen Wohnungen untergebracht werden. Den individuel-
len Bedürfnissen der zugewiesenen Person ist im Rahmen des Möglichen und des Ermes-
sens Rechnung zu tragen.

40 Das Individualprinzip ist eines der Grundprinzipien der Sozialhilfe: es verlangt, dass Hilfeleistungen jedem
einzelnen Fall angepasst sind und dass die jeweils persönliche Situation für die Beurteilung und Bemessung
ausschlaggebend ist.
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Kollektivunterkünfte oder Wohngemeinschaften müssen den Anforderungen des Schutzes
der Privatsphäre Rechnung tragen und einen Rückzugsort gewähren. Jedoch ist insbeson-
dere bei Personen, welche noch in einem laufenden Verfahren sind, die kollektive Unter-
bringung in Mehrbettzimmern durchaus zulässig.

Bei der Unterbringung sind die Personen des Asylwesens in vier Kategorien zu unterteilen:
Einzelpersonen männlich, Einzelpersonen weiblich, Familien und Vulnerable.

Personen in einer Lehre, einem ganztägigen Praktikum (ab 60%) oder im Brückenangebot
haben eine der Integrationsmassnahme angemessene und lernfördernde Unterkunft
zugute. Insbesondere für Personen in einer Lehre oder weiteren Berufsausbildung werden
Zweckwohngemeinschaften empfohlen.

Personen mit psychischen oder physischen Gebrechen sind adäquat unterzubringen.
Bedarf eine Person eine besondere Unterbringungsstruktur so kann dies nicht aufgrund
des Status abgelehnt werden.41

Gleiches gilt für vulnerable vorläufig Aufgenommene, die aufgrund ihres Alters keine Aus-
sicht auf wirtschaftliche Integration haben. Es wäre eine Verletzung des Differenzierungs-
gebots, würde ihnen die unverschuldete Abhängigkeit nachteilig ausgelegt. Die öffentli-
che Hand hat daher die Privatsphäre und eine angemessene Unterkunft sicherzustellen,
wenn die vorläufige Aufnahme dauerhaften Charakter annimmt.

A.7.4. Grösse der Unterkunft
Die Grösse der Unterkunft hat angemessen zu sein. In den Durchganszentren, in welchen
sie während sechs bis zwölf Monate untergebracht werden, teilt sich eine Familie in der
Regel ein Mehrbettzimmer. Diese Form der Unterkunft ist aufgrund des temporären
Charakters zulässig, wenn auch nicht optimal.

In den Gemeinden begründen die zugewiesenen Personen ihren Wohnsitz. Die Gemeinde
ist der Ausgangsort für die Integration. Der Wohnraum und die Grösse der Unterkunft hat
der Integration förderlich zu sein.

In der mietrechtlichen Praxis wird erst dann von einer Überbelegung ausgegangen, wenn
die Anzahl Bewohner die Anzahl Zimmer um zwei Personen übersteigt oder wenn die
Mindestanforderung von 10m² pro Person als individueller, persönlicher Raum
unterschritten wird (damit ist der zur persönlichen Verfügung stehende Raum ohne die
Gemeinschaftsräume gemeint).

Werden Familien oder Personen in einer Wohnung kollektiv untergebracht, so ist der
Privatsphäre die rechtlich relevante Aufmerksamkeit zu schenken42. Zwei Familien in
einer Wohnung unterzubringen, die für eine Familie angelegt ist, ist unzulässig.

Zum Familiennachzug: Möchte eine vorläufig aufgenommene Person Familienmitglieder
nachziehen, so gilt im Bereich der Grösse der Unterkunft die Faustregel: Anzahl Famili-
enmitglieder minus ein Zimmer: eine Familie von fünf Personen muss eine Vier-Zimmer-
Wohnung haben. Sind die Kinder sehr jung, kann von dieser Regel abgewichen werden.

41 Wenn beispielsweise vorläufig Aufgenommene in eine Pflegeeinrichtung oder in eine betreute
Wohnungsstruktur müssen. Das Gesetz sieht hier keine Unterscheidung zwischen Bezügern von ASH und
WSH vor.
42 Art. 13 Abs. 1 BV: Jede Person hat Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens…
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A.7.5. Zustand der Wohnung
Aufgrund des besonderen Abhängigkeitsverhältnis einer Person, die ASH bezieht, und
dem Staat (in der Regel die Fürsorgebehörde) besteht eine zusätzliche Verpflichtung der
Behörde, die Mindestanforderungen an Raum und Qualität zu gewährleisten. Unter einer
menschenwürdigen Unterkunft ist eine bescheidene, saubere, die hygienischen Vorschrif-
ten erfüllende, funktionstüchtige Unterkunft gemeint, welche die Gesundheit nicht
beeinträchtigt und den Integrationsprozess nicht behindert.

Bei einem Transfer vom Kanton in eine Gemeinde ist die Unterkunft möbliert und einge-
richtet zur Verfügung zu stellen. Möbel können gebraucht sein, müssen aber sauber, funk-
tional und in gutem Zustand sein. Eine Unterkunft, die mit Sperrgut und unhygienischen
Gegenständen eingerichtet ist, verletzt die verfassungsrechtliche Menschenwürde (siehe
auch: Kapitel Mobiliaranschaffung C.6.1).

Weiter sollte die Unterkunft gesundheitspolizeilichen Aspekten genügen: insbesondere
Wohnungen mit Schimmelbefall, Ungeziefer- oder Bettwanzenbefall sind absolut unzu-
lässig. Von Holzofenheizung ist schon aus Sicherheitsgründen abzusehen.

Da günstiger Wohnraum je nach Gemeinde knapp ist, werden nicht selten Abbruchobjekte
angemietet. Es gilt aber auch bei ASH-beziehenden Personen: weder der Anteil der
Pauschalabgeltung des Kantons, noch die von der Gemeinde festgesetzte Mietspiegel sind
massgebend, sondern der verfügbare Wohnraum. Jede Gemeinde ist durch den
Regierungsrat über den Verteilschüssel und durch das Amt für Migration über die
Ausnützungsziffer desselben informiert, wie viele Plätze sie binnen maximal sechs
Wochen zur Verfügung haben muss. Wie sie dies sicherstellt – durch Anmieten von
Objekten oder durch Eigentumsstrategie – ist Sache der Gemeinde.43

Immer mehr Gemeinden begegnen dieser Problematik mit einer Eigentumsstrategie.

A.7.6. Verknüpfung der Unterbringung mit der Integrationsagenda
Bund und Kantone haben die IAS und ihre Zusatzvereinbarungen unterzeichnet. Damit
verpflichtet sich der Kanton Schwyz, die im Rahmen der Agenda gesetzten Ziele durch
das von ihr ausgearbeitete Programm umzusetzen. Aus dieser Vereinbarung entwachsen
dem Kanton und seinen Gemeinden Rechte und Pflichten.44

Insbesondere ist die Unterbringung ein wirkungsvolles Steuerungstool, um vorläufig
Aufgenommene im Integrationsprozess zu fördern und zu fordern.

Die IAS empfiehlt eine Ausplatzierung von vorläufig Aufgenommenen aus einer kollektiven
Unterkunft erst bei Erreichen definierter Integrationsziele: Für eine Ausplatzierung aus
einer kollektiven Unterkunft soll eine vorläufig aufgenommene Person, respektive ein
Familienmitglied, mindestens ein Sprachniveau von A1 erreicht haben (vorbehalten die
Verhältnismässigkeit bei vulnerablen Personen).

Die frühe Förderung der Sprache ist eine Auflage der IAS und der Kanton setzt diese
konsequent in den kantonalen Asylzentren um. Das Erfordernis der Sprachkompetenz
muss für die Ausplatzierung aus der kollektiven Unterkunft soweit als möglich erfüllt sein.

43 § 12 und § 13 MigG
44 https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/aktuell/news/2020/2020-01-06.html = Medienmitteilung des
SEM vom 06.01.2020 sowie www.integrationsagenda.ch
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Dadurch hat sich die Sprachkompetenz der Personen, die der Kanton den Gemeinden
zuweist, generell erhöht und erreicht ein A1 und mehr (vorbehalten Vulnerable und Lern-
schwache).

Der Kanton finanziert eine Reihe von Integrationsmassnahmen, weshalb es wenig zielfüh-
rend ist, wenn vorläufig Aufgenommene in Ausbildung in einer lernfeindlichen Umgebung
untergebracht werden.

è Die Unterkunft muss zur Integrationsmassnahme passen. Dies leitet sich ab vom
Gebot der Verhältnismässigkeit sowie vom Integrationsauftrag.

è So ist bei Erreichen des Integrationsniveaus (Phase 3 des Leitfadens für die
durchgehende Fallführung)45, das die vorläufig Aufgenommenen für die Förderklasse,
die Brückenangebote oder den Kompass etc. befähigt –die Einzelzimmerlösung zu
wählen und dem lernförderlichen Aspekt ist besondere Rechnung zu tragen.

è Zu befürworten sind Zweckwohngemeinschaften bei vorläufig Aufgenommenen in
Ausbildung und längerfristigen Praktika.

è Betreffend vorläufig Aufgenommenen, bei welchen unverschuldet nur die soziale
Integration realistisch ist, sollen individuelle Integrationsziele (Ziele, die auf die
soziale Integration ausgerichtet sind) vollständig erfüllt werden.

Auch von Vulnerablen kann im Rahmen der Möglichkeiten und des Zumutbaren Integra-
tionsleistungen verlangt werden. Beispielsweise kann von einer alleinstehenden Frau,
welche über 55 Jahre alt ist und aller Wahrscheinlichkeit nicht in den Arbeitsmarkt inte-
griert werden kann, verlangt werden, ihre Sprachkompetenzen soweit als möglich zu ver-
bessern und allenfalls im Rahmen eines Beschäftigungsprogramms Leistungen zugunsten
der öffentlichen Hand zu erbringen.

A.7.7. Hausordnung versus Privatsphäre
Eine Unterkunft gilt als Wohnraum, unabhängig davon, ob es sich um eine
Kollektivunterkunft oder Individualwohnung handelt. Der Begriff «Wohnung» ist aus Sicht
des Schutzes der Privatsphäre gemäss richterlicher Praxis weit auszulegen. Auch ein
Mehrbettenzimmer in einem Durchgangszentrum fällt darunter.

Die Unterkunft ist durch das Grundrecht auf Privatsphäre geschützt46. Art. 13 der
Bundesverfassung ist ein Abwehrrecht und soll den Privaten gegen staatliche Beeinträch-
tigungen (wie Eindringen, Durchsuchen, Ausspähen) schützen. Das unerlaubte Betreten
einer Unterkunft seitens der öffentlichen Hand ist ein Eingreifen in den verfassungsrecht-
lichen Schutzbereich.

Unaufgefordertes oder forciertes Betreten ist unzulässig, sofern kein überwiegendes
öffentliches Interesse vorliegt, eine Wohnung zu betreten. Infolge des besonderen Abhän-
gigkeitsverhältnisses der Person zum Staat kann selbiger sich auch nicht per Hausord-
nung ein uneingeschränktes Zutrittsrecht gewähren.

45 Durchgehende Fallführung, Integrationsagenda Schwyz, Abschnitt zu Phase 3:
https://www.sz.ch/public/upload/assets/51559/Leitfaden%20Durchgehende%20Fallf%C3%BChrung%20IAS
%20Kanton%20Schwyz.pdf?fp=1
46 Art. 13 Abs. 1 BV: Jede Person hat Anspruch auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer
Wohnung sowie ihres Brief-, Post- und Fernmeldeverkehrs.
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Bei privater Unterbringung gilt der gesamte Wohnungsbereich grundrechtlich geschützt.
Verfügt eine ASH-beziehende Person oder Familie über einen Mietvertrag, so ist die
Durchsetzung der Hausordnung Sache des Vermieters und nicht der Gemeinde.

Tritt die Gemeinde, respektive die Fürsorgebehörde als Mieter auf, sind Eingriffe in die
Privatsphäre zulässig, wobei sie zumutbar und angemessen sein müssen (Verhältnismäs-
sigkeitsgebot).

In der Praxis bedeutet dies, dass in den kollektiven Unterkünften nur die gemeinsam
genutzten Räume zugänglich sind und nicht von Art. 13 BV erfasst werden.

Völlig unangemessen und rechtlich unzulässig sind generelle Kontrollen nach 22:00 Uhr
oder regelmässige, unbegründete Kontrollen47.

Ebenso unzulässig ist ein allgemeines, unbegründetes Besuchsverbot. Ein soziales Leben
muss möglich sein. Dazu gehört auch das Sexualleben.

Empfehlung für kollektive Unterkünfte und Zweckwohngemeinschaften, bei welchen die
Gemeinde als Mieter auftritt:
è Besuche ohne Übernachtung: Allgemeines Besuchsrecht geknüpft an die Einhaltung

der Hausordnung unter der Woche bis 22:00 Uhr abends.

è Besuche mit Übernachtung: Sind an Wochenenden und Feiertagen sind erlaubt, müs-
sen aber angemeldet werden und über einen gültigen Aufenthaltstitel verfügen. Han-
delt es sich um einen Ferienbesuch, so ist ein Antrag an die für die Unterkunft
zuständige Behörde zu stellen. Ein Ferienbesuch kann nur bewilligt werden, wenn der
Antragssteller ebenfalls Ferien hat.

è Beschwerden wegen Nachtruhestörung oder anderweitiger qualifizierter Gründe (z.B.
Verstoss gegen das Betäubungsmittelgesetz etc.) sind Anlass, befristete Besuchsver-
bote zu verfügen.

Generell gilt das Verbot der Förderung des illegalen Aufenthalts: Besucher müssen sich
legal in der Schweiz aufhalten. Die Beherbergung von sich in der Schweiz illegal
aufhaltenden Personen gilt als Förderung des rechtswidrigen Aufenthalts und kann in
leichten Fällen mit Busse und qualifizierten Fällen mit einer Geldstrafe oder mit einer
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr bestraft werden48. Der Eingriff wird hier durch Interessen
Dritter, welche die öffentliche Hand zu schützen hat, respektive öffentlicher Interessen
gerechtfertigt.

A.7.8.Mietverhältnisse und Wohnkosten
Der Mietvertrag: Die Gemeinden handhaben dies unterschiedlich. In einigen Gemeinden
können vorläufig Aufgenommene, die von der ASH abhängig sind, keine eigene Wohnung
anmieten. Andere Gemeinden sind im Sinne der Förderung der Selbstständigkeit dazu
übergegangen.

Das vorliegende Handbuch empfiehlt, dass vorläufig Aufgenommene, die aus einer
Kollektivunterkunft ausplatziert werden, im Sinne der Förderung der Selbstständigkeit,

47 Beispiel für eine begründete Kontrolle: Verletzung des Besuchsverbots, Beherbergung von Personen ohne
Aufenthaltstitel.
48 Art. 116 AIG: Förderung der rechtswidrigen Ein- und Ausreise sowie des rechtswidrigen Aufenthalts.
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einen auf sich lautenden Mietvertrag abschliessen. Der Mietvertrag bedarf selbstredend
der Gutheissung der zuständigen Behörde.

Der aus Kostensicht zumutbare Wohnraum ist ein offener Rechtsbegriff, begründet
dennoch keine umfassende Gemeindeautonomie. Der Gesetzgeber geht aber davon aus,
dass die Gemeinde die örtlichen Gegebenheiten in der Regel besser beurteilen kann, als
die kantonalen Behörden, weshalb zumindest ein gewisser, geschützter Autonomiebereich
anzuerkennen ist49. Aus diesem Grund sieht das vorliegende Handbuch davon ab,
Empfehlungen zum Mietspiegel50 zu machen.

Demnach setzen die Gemeinden den Mietspiegel für Wohnraum von WSH und ASH
beziehenden Personen fest, sie sind aber darin nicht frei: Ein Mietspiegel, der den realen,
örtlichen Begebenheiten nicht entspricht, ist missbräuchlich. Der Mietspiegel dient als
Richtwert und ist als Dienstanleitung zu verstehen. Im konkreten Fall hängt er davon ab,
was auf dem Wohnungsmarkt in Realität überhaupt zu haben ist und kann nicht als Ober-
grenze verwendet werden.

A.8. Existenzsicherung und Integration: materielle und
persönliche Hilfe

Neben der materiellen Hilfe (finanzielle Unterstützung und weitere geldwerte Leistungen)
bildet die persönliche Hilfe einen unabdingbaren Teil wirkungsorientierter Sozialhilfe.
Dies gilt umso mehr im Asylwesen, wo die Integration zudem interkulturelle Kompetenz
verlangt. Die persönliche Hilfe ist ebenfalls verfassungsrechtlich garantiert:

Art. 12 BV: Recht auf Hilfe in Notlagen:
Wer in Not gerät und nicht in der Lage ist, für sich zu sorgen, hat Anspruch auf Hilfe und
Betreuung und auf Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind.

Entsprechend ist in der Bundespauschale, welche durch den Kanton an die Gemeinden
und Bezirke ausgeschüttet werden, ein Anteil für die persönliche Betreuung vorgesehen51.
Die Sozialorgane der Gemeinden können die persönliche Hilfe selbst leisten oder aber sie
auf Dritte übertragen52.

Materielle Hilfe wird gewährt, wenn der Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln
bestritten werden kann. Die materielle und persönliche Hilfe zielen darauf ab, die Perso-
nen nachhaltig in die Selbständigkeit zu entlassen.

Persönliche Hilfe umfasst Beratung, Information, Betreuung und Unterstützung: Die auf
die individuelle Lebenslage zugeschnittene Beratung und Begleitung ist von besonderer
Wichtigkeit. Beispiele persönlicher Hilfe unterer anderen sind:53

49 Bundesgerichtsentscheid vom 18.11.2010, 8C_848/2010, E4.3
50 Ein Mietspiegel ist eine Übersicht über die ortsübliche Vergleichsmiete, die von der Gemeinde (oder auch
von Interessenvertretern der Vermieter und Mieter gemeinsam) erstellt wird. Im Bereich ASH legt der
Mietspiegel die Richtwerte für die von der Sozialhilfe zu bezahlenden Unterkünfte fest.
51 Art. 22 Abs. 2 Asylverordnung 2 über Finanzierungsfragen vom 11. August 1999 (Asylverordnung 2,
AsylV 2, SR 142.312): Die Globalpauschale setzt sich zusammen aus einem Anteil für die Mietkosten,
einem Anteil für die Sozialhilfe- und Betreuungskosten und einem Anteil für die
Krankenversicherungsprämien, Selbstbehalte und Franchisen.
52 Beispielsweise hat die Gemeinde Arth die Caritas Schweiz mit der Asylbetreuung beauftragt.
53 § 16 Abs. 1, Bst. a-j Vollziehungsverordnung zum Gesetz über die Sozialhilfe vom 30. Oktober 1984
(Sozialhilfeverordnung, ShV, SRSZ 380.111)
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· Beratung in persönlichen Notlagen und zur finanziellen Existenzsicherung.
· Beratung zu kinder- und jugendrelevanten Fragen und Problemen.
· Vermittlung von ärztlicher, pflegerischer oder psychologischer Behandlung.
· Unterstützung bei der Wohnungssuche, bei der Suche nach Lehr- und Arbeitsstellen.

Es besteht im Bedarfsfalle ein gesetzlicher Anspruch auf persönliche Hilfe, auch dann,
wenn eine Person wirtschaftlich eigenständig ist54.

A.9. Integrationsauftrag der Gemeinden
Die Gemeinden fördern die Integration der ausländischen Einwohner55. Der Gesetzgeber
trägt mit dieser Regelung dem Umstand Rechnung, dass die vorläufig Aufgenommenen
in den Gemeinden Wohnsitz begründen und die Integration am Wohnort beginnt und
stattfindet.

Damit die Gemeinden ihren rechtlichen Auftrag erfüllen können, bedarf es der notwen-
digen Personalressourcen. Dass dieser Betreuungsschlüssel über der Quote für die
Betreuung von inländischen Sozialhilfebeziehenden liegt, ergibt sich aus den zusätzlichen
Aufgaben der sozialen Integration.

A.10.Grundprinzipien der Asylsozialhilfe
Auch wenn die ASH nur ein reduzierter Bestandteil der regulären Sozialhilfe ausmacht,
so gelten auch hier die Grundrechte der Bundesverfassung. Die darin gewährten
Grundrechte gelten in der gesamten Gesetzgebung und –anwendung (Legalitätsprinzip)56.
Sie sind nicht verhandelbar.

· Wahrung der Menschenwürde
· Diskriminierungsverbot

54 § 16 SHG
55 § 8 MigG und § 17 MigV
56 Art. 5 BV: Grundsätze rechtsstaatlichen Handelns sowie Art. 35 BV: Verwirklichung der Grundrechte in der
gesamten Rechtsordnung.

Quelle: www.sem.admin.ch; Integrationsagenda Schweiz 2019
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· Gleichbehandlung (siehe Differenzierungsgebot)
· Vorrang des Kindesschutzes
· Individualisierung / Ausschöpfen des Ermessensspielraumes
· Wahrung der Verhältnismässigkeit (Kapitel A.3.1)

Damit verbunden sind die üblichen Grundprinzipien der Sozialhilfe:
· Subsidiarität (Subsidiarität in der Sozialhilfe bedeutet, dass Hilfe erst dann

ausgerichtet wird, wenn und soweit die bedürftige Person sich nicht selber helfen
kann oder wenn Hilfe von dritter Seite nicht oder nicht rechtzeitig erhältlich ist).

· Leistung und Gegenleistung
· Das Prinzip der Bedarfsdeckung
· Wirtschaftlichkeit
· Mitwirkungspflicht der Betroffenen (Kapitel A.12.2)
· Professionelles und respektvolles Verhalten aller involvierten Parteien.

Zum Prinzip der Bedarfsdeckung insbesondere: Dies verlangt, dass die Unterstützung
individuell, konkret und aktuell ist. Die Unterstützung wird somit prospektiv ausgerichtet.
In der Regel werden keine rückwirkenden Zahlungen getätigt. Kommt es jedoch wegen
Überlastung des Asylsozialdienstes oder durch Verzögerung beim Bewilligungs- oder
Beurteilungsverfahren so darf die rückwirkende Zahlung nicht verweigert werden. Dieser
Rechtsanspruch ergibt sich aus den verfassungsrechtlichen Verfahrensgarantien,
insbesondere des Verbots der Rechtsverzögerung und Rechtsverweigerung57.

A.11. Beginn der Asylsozialhilfe
Bei Asylsuchenden und vorläufig Aufgenommenen wird mit der Zuweisung in die
Gemeinde automatisch ein Antrag um Sozialhilfe ausgelöst, dem mit einem Fürsorge-
beschluss zu begegnen ist. Der Zeitpunkt für den Beginn der Unterstützung ist wie folgt
geregelt:

· Am Tag der Zuweisung durch den Kanton in die Gemeinde (Erstzuweisung)
· Am Ersten des Folge-Monats, der auf einen Gemeindewechsel erfolgt (Gemeinde-

wechsel innerhalb des Kantons).
· Am Ersten des Folge-Monats, der auf einen Kantonswechsel folgt.
· Bei Geburt: Am Ersten des Folgemonats nach erfolgter Registrierung im ZEMIS,

respektive beim Staatssekretariat für Migration und der damit verbundenen Auslösung
der Globalpauschale, sofern die Person anspruchsberechtigt ist.

Anspruchsberechtigt für die Ausschüttung der Globalpauschale ist der Kanton erst nach
der Erfassung im ZEMIS. Der Eintrag im ZEMIS bewirkt den automatischen Einbezug in
die vorläufige Aufnahme (im Gegensatz zu den anerkannten Flüchtlingen, wo der
Einbezug in die Flüchtlingseigenschaft beantragt werden muss). Den Eintrag veranlassen
kann das Zivilstandsamt (wenn alle Dokumente vorhanden sind) oder das Amt für
Migration. Sind nicht alle nötigen Dokumente beim Zivilstandsamt vorhanden, ist der Weg
über das AFM zu empfehlen, da er schneller ist: Für einen Eintrag ins ZEMIS via AFM
reicht eine minimale Beurkundung durch das Zivilstandesamt oder eine Spitalmeldung.

57 Art. 29 Abs. 1 BV
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A.12. Rechte und Pflichten unterstützter Personen
Personen, die auf ASH angewiesen sind, stehen in einem engen und oft länger dauernden
Rechtsverhältnis zu einer staatlichen Behörde. So ist das Verhältnis zwischen einer
unterstützten Person und der unterstützenden Gemeinde zunächst einmal ein öffentlich-
rechtliches Verhältnis. Sozialhilferecht ist ein Teil des Verwaltungsrechts. Bei der ASH
gelten jene Normen, welche vom regulären Sozialhilferecht abweichen, als besonderes
Recht. Gibt es kein spezifisches Recht, gelten die SKOS-Richtlinien als wegweisend.

Wie bei der Sozialhilfe gilt auch bei der ASH die Subsidiarität. Dies bedingt eine
Offenlegung der Verhältnisse, die Teil der Mitwirkungspflicht des Ersuchenden ist. In der
Regel wird die Bedürftigkeit in den kantonalen Durchgangszentren für Personen des
Asylwesens abgeklärt. Aus diesem Grunde löst die Zuweisung durch den Kanton
automatisch einen Antrag um Sozialhilfe aus.

A.12.1. Rechte
Nicht alle Rechte gelten gleichermassen für vorläufig Aufgenommene und Asylsuchende.
Asylsuchende haben beispielsweise keinen Anspruch auf berufliche Integrationsmassnah-
men, die der langfristigen Loslösung von der Sozialhilfe dienen. Andere Rechte, insbe-
sondere Verfahrensrechte und Datenschutz gelten jedoch für beide Gruppen.

· Die Rechts- und Handlungsfähigkeit
Die Handlungsfähigkeit besitzt diejenige Person, die volljährig und urteilsfähig ist58.
Volljährig ist, wer das 18. Lebensjahr zurückgelegt hat59. Urteilsfähig ist jede Person,
der es nicht aufgrund ihres Kindesalters, infolge psychischer Störung oder ähnlichem
an der Fähigkeit mangelt, vernunftgemäss zu handeln60. Die genaue Festlegung, ab
wann ein Kind urteilsfähig ist, ist vom Gesetzgeber nicht festgelegt. Als urteilsfähig
gelten Kinder und Jugendliche dann, wenn sie in der Lage sind, eine Situation selber
zu beurteilen, vernünftige Schlüsse zu ziehen und entsprechend zu handeln. Im Asyl-
verfahren werden mitunter Minderjährige ab 12 Jahren befragt, sofern dies für das
Verfahren relevant ist. Eine eigene Anhörung einer minderjährigen Person wird ab 14
Jahren durchgeführt.

· Der Datenschutz
Sozialarbeitende unterstehen der Schweigepflicht und dem Amtsgeheimnis. Das
heisst, dass alle Angaben streng vertraulich behandelt werden müssen. Wer ASH
bezieht, hat ein Recht auf Schutz der persönlichen Daten. Daten dürfen nur im
Rahmen der geltenden Datenschutzbestimmungen beschafft, bearbeitet und bekannt
gegeben werde.61

· Das Verbot der Rechtsverweigerung und der Rechtsverzögerung
Es handelt sich hier um Verfahrensgarantien62, die verfassungsrechtlich geschützt und
in allen Verfahren der öffentlichen Hand zu beachten sind.

58 Art. 12 Schweizerisches Zivilgesetzbuch vom 10. Dezember 1907 (ZGB, SR 210)
59 Art. 14 ZGB
60 Art. 16 ZGB
61 SKOS-Richtlinie: A.4.1. und Gesetz über die Öffentlichkeit der Verwaltung und den Datenschutz vom
23. Mai 2007 (ÖDSG, SRSZ 140.410) und Verordnung zum Öffentlichkeits- und Datenschutzgesetz vom
28. Oktober 2008 (ÖDSV, SRSZ 140.411)
62 Art. 29 Abs. 1 BV
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Die Sozialhilfebehörden dürfen eine Entscheidung nicht ausdrücklich verweigern oder
stillschweigend unterlassen. Sie dürfen die Behandlung eines Gesuchs um materielle
Hilfe auch nicht über Gebühr verzögern. Je bedürftiger eine Person ist, desto mehr ist
die öffentliche Hand dazu verpflichtet, einen Entscheid/Beschluss in nützlicher Frist
zu fällen. Als Unterkategorie der Rechtsverzögerung ist insbesondere das Verbot des
überspitzten Formalismus zu nennen.63

· Das Rechtliche Gehör
Das rechtliche Gehör ist ebenfalls ein Teil der verfassungsrechtlichen
Verfahrensgarantien64. Es steht als Sammelbegriff für eine Reihe von
persönlichkeitsbezogenen Mitwirkungsrechten in einem verwaltungsrechtlichen
Verfahren. Mit dem rechtlichen Gehör räumt die Behörde den betroffenen Personen
das Recht ein, sich zu den für die Verfügung oder den Entscheid massgebenden
Tatsachen zu äussern und an der Erstellung des Sachverhalts mitzuwirken. Das
verpflichtet die Behörde, sicherzustellen, dass die betroffene Person weiss und
versteht, was von ihr verlangt wird und weshalb. Nimmt die betroffene Person dazu
Stellung, so hat die Behörde diese Äusserungen zu würdigen.65

Das rechtliche Gehör hat mehrere Unterkategorien. Dazu gehören:
· Anspruch auf vorgängige Stellungnahme und Anhörung
· Akteneinsicht
· Recht, bei der Sachverhaltsabklärung mitzuwirken und Beweisanträge zu stellen
· Anspruch auf Prüfung der Anträge durch die Behörde
· Recht auf Begründung und Erlass einer Verfügung.

Das rechtliche Gehör kann schriftlich oder mündlich erfolgen, wobei bei mündlicher
Form die wesentlichen Punkte in einer Gesprächsnotiz festzuhalten sind. Diese
Gesprächsnotiz ist vom Klienten und dem teilnehmenden Mitglied der verfügenden
Stelle zu unterschreiben.

Verweigert die betroffene Person die Eröffnung mit seiner Unterschrift zu bestätigen,
kann eine weitere Person der eröffnenden Stelle die Eröffnung mit bezeugender
Unterschrift bestätigen.

à über das rechtliche Gehör im Zusammenhang mit Auflagen und Sanktionen siehe
Kapitel A.4. Verfügungen.

· Die Akteneinsicht
Die Personen haben das Recht, in die über sie geführten Akten Einsicht zu nehmen66.
Dieses Recht haben sie auch dann, wenn kein Verfahren läuft67. Die Einsicht in die
Akten kann nicht mit der Begründung verweigert werden, dass sie für den Verfah-
rensausgang belanglos sind. Die betroffene Person muss die Relevanz der Akten selbst
beurteilen können.

63 Bundesverfassung mit Kommentaren, G. Biaggini, 2. Aufl. S. 343, Orell-Flüssli, 2017
64 Art. 29 Abs. 2 BV: die Parteien haben Anspruch auf rechtliches Gehör.
65 § 21 VRP
66 § 22 VRP
67 In diesem Fall, kann die betroffene Person die Einsicht gestützt auf § 5 ÖDSG amtliche Dokumente
einsehen.
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Hingegen zählen nicht alle im Dossier befindlichen Dokumente zu den Akten, in die
Einsicht gewährt werden muss: So werden beispielsweise Aktennotizen, auf die man
sich nicht beweisrechtlich abstützen kann, Entwürfe, Referate etc.  nicht als Verfah-
rensakten gewertet.

Auf Einsicht in Aktennotizen, auf welche die Behörde sich beweisrechtlich abstützt,
besteht hingegen das Recht zur Einsicht.

Bei der Beurteilung kann folgende Regel gelten: Die Behörde kann die Einsicht in die
Akten nur verweigern, wenn schützenswerte private oder öffentliche Interessen die
Geheimhaltung erfordern68.

· Die schriftlich begründete Verfügung mit Rechtsmittelbelehrung
Die Verfügungen ergehen grundsätzlich schriftlich. Die Ausrichtung der Sozialhilfe,
allfällige Kürzungen oder die Einstellung von Leistungen werden schriftlich eröffnet
(Prinzip der Schriftlichkeit des Verwaltungsverfahrens69). Einzelne Verfahrensschritte
können mündlich durchgeführt werden (wie beispielsweise die mündlichen Anhörun-
gen), sie müssen aber aktenkundig festgehalten werden. Bei strittigen Angelegenhei-
ten empfiehlt es sich, eine Aktennotiz von beiden Parteien unterzeichnen zu lassen.

Das Gesuch um materielle Hilfe hat schriftlich zu erfolgen. Bei einer Zuweisung durch
den Kanton an die Gemeinde beinhaltet der Zuweisungsbescheid das schriftliche Ge-
such. Dem Gesuch wird mit einem beschwerdefähigen Fürsorgebeschluss begegnet.

Zusätzlich zur Ausrichtung von Sozialhilfe werden ebenfalls allfällige Kürzungen oder
Einstellung von Leistungen schriftlich in Form einer Verfügung erlassen. Die
schriftliche Verfügung kann mündlich oder eingeschrieben eröffnet werden. Bei der
mündlichen Eröffnung einer geschriebenen Verfügung, wird die Zustellungsform der
persönlichen Übergabe durch die Unterschrift des Empfängers bestätigt.

Bei Ersuchen um spezifische Unterstützung (z.B. für einen Laptop oder für die Teil-
nahme in einem Fussballclub) kann das Ersuchen mündlich erfolgen.

à  Entspricht die Behörde einem Ersuchen, so ist dies nicht weiter zu begründen70.
à  Bei Ablehnung  ist die Fürsorgebehörde angehalten, dies  schriftlich und

begründet zu tun71.
à  Eine belastende Verfügung enthält eine Rechtsmittelbelehrung.

Das rechtliche Gehör gewährt die verfügende Instanz (Zuständigkeit).

Ausführlicher zur Verfügung siehe Kapitel A.4.

· Rechte der vorläufig Aufgenommenen hinsichtlich sozialer und beruflicher Integration
aus der IAS und der VIntA.
IAS trägt der Realität insofern Rechnung, als dass sie zwischen vorläufig
aufgenommenen Ausländern und Flüchtlingen mit vorläufiger Aufnahme oder Asyl
nicht unterscheidet. Die Ausgestaltung der im Ausländergesetz geregelten vorläufigen

68 § 22 Abs. 3 VRP
69 § 17 Abs. 1 VRP
70 § 31 Abs. 2 VRP
71 § 30 Abs. 1 VRP
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Aufnahme72 wird durch die VIntA von Bund und Kantonen erweitert. Diese neue
Ausrichtung findet noch nicht in allen Gesetzen Einzug, ist jedoch als Zielvorgabe zu
berücksichtigen.73

· Persönliche Hilfe als Hilfe zur Selbsthilfe
Die persönliche Hilfe zielt darauf ab, Menschen in belastenden Lebenslagen durch
individualisierte Massnahmen zu stabilisieren und zu stärken. Sie sollen dadurch
befähigt werden, sich selber zu helfen.

A.12.2. Pflichten
Der Bezug von ASH ist mit Rechten und Pflichten verbunden. Die Pflichten richten sich
nach den SKOS-Richtlinien.

è Nicht alle Pflichten lassen sich auf Asylsuchende anwenden.

· Auskunftspflicht
Die hilfesuchende Person ist verpflichtet, bei der Abklärung des Sachverhaltes
mitzuwirken: Die Auskunftspflicht verlangt, dass die unterstützungssuchende Person
wahrheitsgetreu über ihre Verhältnisse Auskunft gibt und Einsicht in ihre relevanten
Unterlagen gewährt.74

Insbesondere müssen Unterlagen wie beispielsweise Mietverträge, Lohnabrechnun-
gen, Gerichtsurteile, Kontoauszüge etc. der Gemeinde oder dem Bezirk abgegeben
werden. Nur anhand der Unterlagen kann die Fürsorgebehörde den Anspruch auf
Sozialhilfe bemessen.

Bei Zweifel an der Richtigkeit oder Vollständigkeit der Angaben der hilfesuchenden
Person, kann die Unterstützungsbehörde bei Dritten Auskünfte einholen, die sie für
die Erfüllung ihrer Aufgaben benötigt.75

· Die Meldepflicht76 verlangt von der sozialhilfebeziehenden Person, dass sie unaufge-
fordert und wahrheitsgetreu alle Veränderungen ihrer Verhältnisse unverzüglich mel-
det, soweit sie für die Bemessung der Sozialhilfe relevant sind.

Insbesondere muss gemeldet werden:
§ Veränderung der Haushaltsgrösse
§ Veränderung der Arbeitssituation, wie Stellenantritt, Änderung des

Arbeitspensums oder Kündigung.
§ Finanzielle Zuwendungen von Freunden, Familien oder weiteren Personen (dies

gilt auch für ausgeliehenes Geld).
§ Vermögensanfall wie Lottogewinn, Erbschaft, Schenkungen, Ertrag aus Verkauf

von Besitz im Ausland, Mieteinnahmen etc.
§ Wohnortswechsel
§ Veränderung des Zivilstands
§ Fehlerhafte Auszahlungen der Fürsorgebehörde

72 Art. 85 AIG
73 https://www.sem.admin.ch/sem/de/home/themen/integration/integrationsagenda.html
74 § 10 Abs. 1 ShV
75 § 10 Abs. 2 ShV
76 § 10 Abs. 1 ShV



Handbuch für Asylsozialhilfe 2022

Seite: 34

Die Mitwirkungspflicht wird bezüglich Art und Umfang durch den Grundsatz der
Verhältnismässigkeit beschränkt. Unterlagen und Auskünfte sind in der Regel im
Rahmen der Mitwirkungspflicht bei der unterstützten Person einzuholen.

· Mitwirkungspflicht bei der Integration und Loslösung der Asylsozialhilfeabhängigkeit
(vorläufig Aufgenommene): Die unterstützte, vorläufig aufgenommene Person hat im
Rahmen ihrer Mitwirkungspflicht alles vorzunehmen, was ihre Bedürftigkeit vermei-
det, behebt oder vermindert.

Bei Verletzung der Mitwirkungspflicht bei der Minderung der Bedürftigkeit (zumutbare
Selbsthilfe) kann sanktioniert werden.

Der Minderung der Bedürftigkeit dienen namentlich:
§ Anstrengungen und Beitrag zur beruflichen und sozialen Integration,

insbesondere der Spracherwerb und eine Ausbildung mit Blick auf die
nachhaltige Loslösung von der Sozialhilfe.

§ Suche und Aufnahme einer zumutbaren Erwerbstätigkeit, sofern nicht eine
Ausbildung infrage kommt.

§ Senkung überhöhter Fixkosten (gilt auch für Asylsuchende).

è Auf die einzelnen Rechte und Pflichten wird im Kapitel über die Auflagen,
Verfügungen, Sanktionen eingegangen (Kapitel A.14).

A.13. Unterstützungsbudget & Unterstützungsbedürftigkeit
Bedürftig ist, wer für seinen Lebensunterhalt nicht hinreichend oder nicht rechtzeitig aus
eigenen Mitteln aufkommen kann. Die ASH bedeutet eine finanzielle Unterstützung die
erheblich unter jener der wirtschaftlichen Sozialhilfe liegt. Die betroffene Person muss
jedoch mit der erheblich reduzierten ASH für denselben Warenkorb der WSH aufkommen.

In den kantonalen Strukturen ist der Kanton zuständig für die Ausrichtung der
Unterstützung. In den Gemeinden in der Regel die kommunale Fürsorgebehörde.

A.13.1. Das Unterstützungsbudget
Das individuelle Unterstützungsbudget setzt sich zusammen aus bedarfs- und
leistungsbezogenen Beiträgen:

· Grundbedarf für den Lebensunterhalt (GBL, Kapitel B.1)
· Wohnkosten (Kapitel B.3)
· Medizinische Grundversorgung (Kapitel B.4)
· Situationsbedingte Leistungen (SIL, Kapitel C)
· Integrationszulagen (IZU, Kapitel C.4)
· Einkommensfreibetrag (EFB, Kapitel E)

A.13.2. Die Unterstützungsbedürftigkeit – Aufnahme, Ablösung und
Wiederaufnahme

Haushaltungen sind unterstützungsbedürftig, wenn das monatliche Einkommen nicht
ausreicht, um die Kosten für die materielle Grundsicherung zu decken. Bei
Asylsuchenden wird durch die Zuweisung ein Antrag um Sozialhilfe ausgelöst. Es kommt
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vor, wenn auch sehr selten, dass Zugewiesene über Einkommen verfügen. In so einem
Falle würde der Kanton dies entsprechend auf dem Zuweisungsbescheid vermerken.

Die Ablösung von der ASH erfolgt, wenn die Einnahmen das gesamte
Unterstützungsbudget decken. Gemeint ist das Unterstützungsbudget, welches folgende
Posten beinhaltet:

· Materielle Grundsicherung (inkl. KK-Prämie abzgl. IPV)
· Situationsbedingte Leistungen
· Integrationszulagen und/oder
· Einkommensfreibeträge

Für die Berechnung zur Ablösung wird für den Posten der materiellen Grundsicherung der
Ansatz für die vorläufig Aufgenommenen herangezogen. Aufgrund des erheblich tieferen
Schwellenwertes für Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene wird entgegen der
Empfehlung der SKOS-Richtlinien die IZU sowohl bei der Eintritts- wie auch der
Austrittsberechnung berücksichtigt.

Auch der Kanton berücksichtigt die IZU bei der Prüfung einer nachhaltigen Ablösung von
der ASH für einen Gemeindewechsel.

Es empfiehlt sich bei der Ablösungsberechnung zwei Budgets zu erstellen. Eines mit dem
Posten Krankenkasse mit individueller Prämienverbilligung (IPV) und eines ohne IPV
(Kapitel B.4.2).

Will eine unterstützte Person sich unbedingt von der ASH ablösen und scheitert dies nur
an der Höhe der Krankenkassenprämie, so kann eine Anmeldung für IPV ohne Sozialhilfe
bei der Ausgleichskasse eingereicht werden. Dabei muss der Fehlbetrag für die Kran-
kenkassenprämie mit einem Budget ausgewiesen und allfällig bevorschusst werden. Die
Ausgleichskasse prüft dann, ob die Person einen höheren Anspruch auf IPV hat.

Wird eine von der ASH abgelöste Person wieder unterstützungsbedürftig, ist eine neue
Anspruchsberechnung vorzunehmen.

Grundsätzlich gilt, dass bei Bezügern von ASH eine ausführlichere Prüfung vorgenommen
werden muss, als bei Bezügern der WSH.

A.14. Auflagen, Weisungen,
Leistungskürzung und Leistungseinstellung

Die Anwendung von Sanktionen, denen Migrationstatbestände77 zugrunde liegen, ist
umstritten. Gefährdung der öffentlichen Sicherheit ist beispielsweise ein Tatbestand des
Strafrechts und ist für die Sozialhilfe sachfremd.78 Insbesondere sollte die Doppel-
bestrafung vermieden werden. Wird ein Tatbestand durch das Strafrecht sanktioniert, so
wäre eine zusätzliche Sanktionierung willkürlich.

Im konkreten Fall hat die Auflage, die Leistungskürzung oder die Leistungseinstellung
jeweils mittels Gewährung des rechtlichen Gehörs zu erfolgen. Das rechtliche Gehör soll

77 Beispiel: die Unterbringung von illegal anwesenden Personen ist nach Art. 116 AIG strafbar und ist nicht
durch Kürzungen der ASH zu sanktionieren, sondern zur Anzeige zu bringen.
78 Siehe auch Guido Winzent: Sozialhilferecht, Dike Verlag AG, 2020, S. 381ff
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die Person über mögliche Sanktionen informieren und ihr die Möglichkeit geben, das
beanstandete Verhalten zu ändern.79 Es wird empfohlen, das beanstandete Verhalten
zuerst in einem Gespräch zu thematisieren. Zeigt sich keine Besserung erfolgt eine
schriftliche Verwarnung mit Fristsetzung sowie einer Androhung der voraussichtlichen
Sanktion. Zeigt sich immer noch keine Besserung erfolgt die Sanktion in Form einer
beschwerdefähigen Verfügung.

è Die Verwarnung ist übrigens keine Verfügung und kann daher nicht angefochten
werden. Hingegen kann der Betroffene in einer Replik Stellung dazu nehmen.

Eine nicht erfüllbare Auflage, eine umgehende Sanktionierung oder Leistungseinstellung
verletzen sowohl das Verhältnismässigkeitsprinzip, als auch die Vorgaben des rechtlichen
Gehörs: Die betroffene Person muss um die Pflichten und Auflagen wissen und sie auch
verstehen. Sie muss bei einem Fehlverhalten die Möglichkeit haben, Stellung zu nehmen
und/oder allenfalls ihr Verhalten zu ändern. Das rechtliche Gehör stellt sicher, dass die
Person sowohl über den Sachverhalt als auch über die allfälligen Folgen informiert ist.

A.14.1. Auflagen und Weisungen
Auflagen müssen sich auf eine gesetzliche Grundlage stützen. Sie sind in schriftlicher
Form mit einer beschwerdefähigen Verfügung zu erlassen und den betroffenen Personen
klar zu kommunizieren. Die Person muss die Gelegenheit erhalten, sich vorgängig zum
Sachverhalt zu äussern (rechtliches Gehör)80. Dies bedingt insbesondere bei Asylsuchen-
den in der Regel den Beizug von Dolmetschenden. Aus Gründen des Daten- und Persön-
lichkeitsschutzes darf hierfür nicht eine sprachkompetente Person derselben Klientel bei-
gezogen werden. Weiter müssen Dolmetschende eine Geheimhaltungsverpflichtung
unterschreiben. Die Geheimhaltungspflicht kann generell-konkret ausgestaltet sein, was
Sinn macht, wenn sich eine Behörde mehrfach desselben Dolmetschers bedient. Der
Dolmetscher kann auch am Ende des Protokolls mit einem Zusatz die
Geheimhaltungspflicht mit Unterschrift bestätigen. Dolmetscher, die die betroffene
Person mitbringt, müssen keine Geheimhaltungsverpflichtung unterschreiben.

Auflagen müssen verhältnismässig und erfüllbar sein. Sie müssen zudem in einem sach-
lichen Zusammenhang mit den Auflagen oder den Pflichten gegenüber den Behörden
bestehen.

Wird beispielsweise mittels Auflage ein lückenloser Sprachkursbesuch verlangt, muss zur
Erfüllung der Auflage sichergestellt sein, dass der Sprachkurs auch finanziert wird und
ein freier Platz zur Verfügung steht sowie die Anreise finanziell möglich ist (siehe auch
Kapitel A.3.2).

A.14.2. Leistungskürzung als Sanktion
Die Vorgehensweise bei der Leistungskürzung als Sanktion ist dieselbe wie bei den Bezü-
gern der wirtschaftlichen Sozialhilfe nach SKOS: die Leistungskürzung bedarf eines recht-
lichen Gehörs und ist in Form einer anfechtbaren Verfügung zu erlassen. Sie hat dem
Prinzip der Verhältnismässigkeit Rechnung zu tragen, das heisst, sie muss zulässig, geeig-
net und zumutbar sein.

79 § 26 Abs. 4 MigV
80 Art. 29. Abs. 2 BV
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Die Sanktion ist zu befristen und darf keinen dauerhaften Charakter haben.

Beim rechtlichen Gehör gilt es zu prüfen, ob die betroffene Person relevante Gründe für
ihr Verhalten vorbringen kann und ob die Person durch eine Änderung in ihrem Verhalten
selber dafür sorgen kann, dass der Anlass für die Kürzung wegfällt.

Kürzungsgründe können sein:
· Mangelnde Kooperation (fehlende Mitwirkungspflicht)
· Ungenügende Integrationsbemühungen (Verletzung der Schadenminderungspflicht)
· Unrechtmässig bezogene Unterstützung (Verletzung der Auskunfts- und

Meldepflicht)
· Willentlicher Sachschaden und renitentes Verhalten
· Missachtung der Hausordnung etc.

Hierzu weiteres unter der Rubrik «Pflichten» A.12.2 sowie Mustervorlagen betreffend
eines Beschlusses im Anhang dieses Handbuchs.

A.14.3. Kürzungsumfang
Bei der Leistungskürzung bei Asylsuchenden und vorläufig aufgenommenen Ausländern
ist zu berücksichtigen, dass der Unterstützungsbeitrag weniger als die Hälfte der regulä-
ren Sozialhilfe ausmacht und dass dies infolge des Differenzierungsgebots zu berücksich-
tigen ist.

Insbesondere ist darauf zu achten, dass die Leistungskürzung nicht zu einer Unterschrei-
tung der Nothilfe führt, die als absolutes Minimum gilt und nicht unterschritten werden
darf. Bei der Nothilfe fallen der rechtliche Schutz- und Kernbereich zusammen, sie kann
daher nicht eingeschränkt werden.

Steht die Kürzung in Zusammenhang mit einem alternativen existenzsichernden
Erwerbseinkommen, welche die Unterstützung überflüssig machen würde, liegt keine
Bedürftigkeit im Sinne der Nothilfe vor81.

Ebenfalls müssen den Umständen des Kindeswohls Rechnung getragen werden: Wird eine
Leistungskürzung als Sanktion bei einem Familienvater oder einer Familienmutter verfügt,
müssen vorgängig die Auswirkungen auf die allfälligen Kinder geprüft werden. Es ist
immer nur der Grundbedarf der sanktionierten Person zu kürzen. Es wird nie der gesamte
GBL der Familie gekürzt.

Grundsätzlich können Kürzungen kombiniert werden:
· Kürzen des Grundbedarfs für den Lebensunterhalt (GBL)
· Nichtgewähren, Kürzen oder Streichen von Leistungen mit Anreizcharakter.

Die Situation von im gleichen Haushalt lebenden, nicht fehlbaren Personen ist dabei
angemessen zu berücksichtigen.

Es ist immer nur der Grundbedarf der sanktionierten Person zu kürzen. Es wird nie der
gesamte GBL der Familie gekürzt.

81 Urteil der I. sozialrechtlichen Abteilung i.S. R. gegen Einwohnergemeinde Bern (Beschwerde in öffentlich-
rechtlichen Angelegenheiten) BGE 139 I 218
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A.15. Definition Existenzminimum nach SKOS
Das Existenzminimum nach SKOS liegt weit über dem Ansatz der ASH. Die Graphik soll
veranschaulichen, weshalb den situationsbedingten Leistungen, der Integrationszulage,
sowie dem Einkommensfreibetrag eine so grosse Bedeutung zukommt.

Die zentrale Frage des GBL war historisch gesehen, der Nahrungsbedarf, welcher in den
1950er Jahren eine regelrechte Diskussion um Kalorienbedarf lostrat. Man kam damals
für eine Einzelperson auf eine Bandbreite von Fr. 180.-- bis Fr. 210.-- pro Monat. Seit
den ersten SKOS-Richtlinien von 1963 wurde ein differenziertes System entwickelt, um
das Existenzminimum zu ermitteln.

Schliesslich wurde 2004 erstmals unter Verwendung der Einkommens- und
Verbrauchsstatistik umfassend berechnet. Der heutige Ansatz der Sozialhilfe geht auf
diese Berechnung zurück und wird mit den SKOS-Richtlinien 2021 mit Angleichung
Teuerung auf Fr. 997.-- angepasst.

Die ASH liegt mit rund Fr. 425.-- erheblich unter dem GBL gemäss SKOS-Richtlinien.
Sie beträgt 42.6 % desselben. Der Grundbedarf liegt daher nahe bei der Nothilfe. Daher
sind Sanktionen in der Regel in der SIL möglich, jedoch eher weniger wenn sie den GBL
betreffen.

Grundsätzlich erlauben kantonale Normen eine Kürzung der Sozialhilfe von bis zu 40%,
sofern damit nicht die Nothilfe unterschritten wird. Die Nothilfe ist das grundrechtlich
geschützte Minimum, auf das jede Person, unabhängig vom Status Anspruch hat.

Das absolute Minimum, welches befristet als Nothilfe für Nahrung vorgesehen ist, beträgt
Fr. 8.--/Tag. Im Kanton Schwyz werden für Nahrung und Hygiene Fr. 10.--/Tag
ausbezahlt. Im Falle von Sanktionen, wird befristet auf Fr. 8.-- gekürzt. Das sind die
maximalen Einschränkungen ohne den Schutzbereich von Art. 12 BV zu verletzen. Alle
anderen Posten des GBL (Kleidung, Medizinalkosten, Verkehr (sofern nötig) werden
effektiv vom Kanton, der für die Nothilfe zuständig ist, übernommen.
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B. Materielle Grundsicherung
Die materielle Grundsicherung in der Sozialhilfe umfasst den Grundbedarf für den
Lebensunterhalt (GBL), die Wohn- und die Gesundheitskosten.

Die materielle Grundsicherung ist ein Teil des sozialen Existenzminimums. Sie gewähr-
leistet das Recht auf eine menschenwürdige Existenz. Teil der materiellen Grundsiche-
rung ist der GBL, welcher sich betragsmässig an einem eingeschränkten Warenkorb an
Gütern und Dienstleistungen des untersten Einkommensdezils orientiert. Dafür ist gemäss
SKOS in der wirtschaftlichen Sozialhilfe ein monatlicher Betrag von Fr. 997.--82

vorgesehen.

SKOS-Warenkorb ab Januar 2020 1 Person 2 Personen 3 Personen 4 Personen 5 Personen

Total 100 % 997.00 1‘525.00 1‘854.00 2‘134.00 2‘413.00

Nahrungsmittel, Getränke
und Tabakwaren

41.3 % 411.75 629.85 765.70 881.35 996.55

Bekleidung und Schuhe 9.8 % 97.70 149.45 181.70 209.15 236.45

Energieverbrauch (ohne
Nebenkosten)

4.7 % 46.85 71.70 87.15 100.30 113.40

Allg. Haushaltsführung 4.2 % 41.90 64.05 77.85 89.65 101.35

Persönliche Pflege 9.6 % 95.70 146.40 177.95 204.85 231.65

Verkehrsauslagen (ohne
Nahverkehr)

6.1 % 60.80 93.00 113.10 130.15 147.20

Nachrichtenübermittlung /
Internet, Radio / TV

8.8 % 87.75 134.20 163.15 187.80 212.35

Bildung, Freizeit, Sport und
Unterhaltung

13.3 % 132.60 202.80 246.60 283.80 320.95

Übriges 2.2 % 21.95 33.55 40.80 46.95 53.10

B.1. Finanzielle Ausgestaltung des GBL bei der
Asylsozialhilfe

Für die Deckung des Grundbedarfs ist eine Pauschale zu entrichten. Für eine Einzelperson
beträgt sie monatlich Fr. 425.-- (365 x 14.--/12). Sie bemisst sich wie folgt:83

Anzahl Personen Tagespauschale
Einzelpersonenhaushalte Fr. 14.--
Mehrpersonenhaushalte
1. Person Fr. 14.--
2. Person Fr. 13.50
Weitere erwachsene Person Fr. 13.50
1. Kind Fr. 13.--
2. Kind Fr. 12.--
3. Kind Fr. 8.--
4. Kind Fr. 7.--
5. Kind Fr. 6.--
6. Kind und jedes weitere. Fr. 5.--

82 Gemäss SKOS-Richtlinien für 2018 betrug der Warenkorb 986.--, gemäss den neuen Richtlinien per
1. Januar 2020 sind es Fr. 997.--. Da es im 2021 eine Anpassung der EL gab, soll der GBL spätestens ab
1. Januar 2022 auf Fr. 1006.-- erhöht werden.
83 § 24 Abs. 3 MigV
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Gemäss einer der SKOS-Berechnung zugrundeliegenden Studie werden 36% des
Grundbedarfs der WSH für Nahrungsmittel ausgegeben (zurzeit Fr. 358.9084). Ein
Mensch braucht nicht weniger Nahrungsmittel, weil er ein Asylsuchender ist. Aus der
Differenz von durchschnittlich Fr. 66.-- sind anteilmässig die übrigen Kosten Kleider,
Hygiene, Telefonie etc. des GBL zu bestreiten.

Eine volle Übernahme der Kosten für die weiteren Posten des GBL durch die ASH-
beziehende Person ist daher nicht angemessen und viele Gemeinden haben diverse
Posten bereits in die SIL verlagert.

Um die anteilmässige Übernahme der Posten des GBL bei der ASH gemäss RRB
Nr. 1517/2007 zu vereinfachen und zu harmonisieren, sowie um den neuen
Anforderungen der IAS gerecht zu werden, werden bestimmte Posten aus dem GBL in die
SIL übertragen85.

B.2. Inhaltliche Ausgestaltung des GBL bei Asylsozialhilfe
Zieht man bei beiden Warenkörben die Nahrungsmittel ab, so zeigt sich die Diskrepanz
der Mittel, die für den Rest des GBL bestehen: Fr. 66.-- zu Fr. 585.25. Es bedarf keiner
weiteren Erklärung, dass der Rest des GBL nicht mit 11.3 % zu 100 % bestritten werden
kann. Eine anteilmässige Berechnung wäre umständlich, weshalb der Einfachheit halber
einzelne Posten aus dem GBL in die SIL ausgelagert werden. Damit werden auch den
rechtlichen und wirtschaftlichen Veränderungen Rechnung getragen. Dazu gehört
insbesondere die Digitalisierung unserer Gesellschaft.

B.2.1. Auslagerung integrationsrelevanter Ausgaben in die SIL
Die rechtliche Aufwertung des Status der vorläufigen Aufnahme zielt auf eine
wirtschaftlich nachhaltige Integration ab. Seit dem 1. Januar 2019 haben die vorläufig
Aufgenommenen einen gleichberechtigten Zugang zum Arbeitsmarkt. Sie gehören
gleichberechtigt wie Flüchtlinge zur Zielgruppe der IAS. Das ist in Anbetracht der
Tatsache, dass die vorläufige Aufnahme in Realität eine dauerhafte ist, eine logische
Konsequenz.86

Wie bereits erwähnt, werden seit der Einführung der beschleunigten Asylverfahren
(1. März 2019) den Kantonen vom SEM überwiegend Bleibefälle zugewiesen, weshalb
die IAS auch die Asylsuchenden berücksichtigt.

Daher sind bei der materiellen Grundsicherung, wie auch für die SIL Asylsuchende und
vorläufig Aufgenommene bei allen integrationsrelevanten Themen den Flüchtlingen
gleichzustellen und der IAS angemessene Geltung zu verschaffen87.

84 Gemäss der Studie von BASS (Grundlage für die Berechnungen der SKOS) machen die Nahrungsmittel
36% des SKOS-Betrags aus. BASS AG, Berechnung und Beurteilung des Grundbedarfs in den SKOS-
Richtlinien, Schlussbericht, Bern, Dezember 2018, Seite 22
85 Eine Anpassung der rechtlichen Grundlage wird erarbeitet.
86 Bspw: Simon Gemperli, Neun Antworten zum Status der vorläufig Aufgenommenen, NZZ vom 12.06.2017
87 Davon ausgenommen sind Asylsuchende im Beschwerdeverfahren.
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Wird das SEM weiterhin konsequent die Beschleunigung im Asylverfahren umsetzen, so
ist der Kanton weitgehend in der Lage, nur Personen mit Bleiberecht den Gemeinden
zuzuweisen.

Um eine Harmonisierung zu erreichen werden nicht nur die rechtlichen Grundlagen
angepasst, sondern auch die Regelung der Einzelposten in diesem Handbuch: Folgende
Posten werden aus dem GBL teilweise oder ganz in die SIL übertragen:

- Frauenspezifische Auslagen (teilweise)
- Auslagen im Zusammenhang mit der Integration: Schul- und Umschulungskosten,

Aus- und Weiterbildungskosten sowie Kosten im Zusammenhang mit Anerkennung
von ausländischen Diplomen88

- Auslagen im Zusammenhang mit Intensivkursen des Kantons, Schnuppereinsätze,
Berufspraktika etc.

- Verkehrskosten in Zusammenhang mit Ausbildung sowie sozialer89 und
wirtschaftlicher Integration

- TV-Grundgebühren (infolge Gesetzesänderung), Feuerwehrersatzabgabe
- Internetgebühren sind anteilmässig GBL und SIL.

Dazu in den entsprechenden Kapiteln «Materielle Grundversorgung» und
«Situationsbezogenen Leistungen» mehr.

B.2.2. Zusammenstellung des Grundbedarfs
Generell müssen folgende Auslagen durch den GBL gedeckt werden:

B.2.2.1.Nahrungsmittel, Getränke und Tabakwaren
Dieser Posten ist mit 84.4 % (Fr. 358.90) der grösste Posten im GBL, welcher rund
Fr. 425.-- beträgt.

Medizinisch indizierte Diäten und Ernährung, sofern kostenrelevant, sind unter SIL zu
verbuchen.

è Sofern möglich, sind Zugänge zu «Tischlein-deck-Dich» zu ermöglichen.

B.2.2.2.Laufende Haushaltsführung
Hiermit sind laufende Kosten gemeint und nicht die Erstausstattung. Wird eine
asylsuchende oder vorläufig aufgenommene Person einer Gemeinde zugeteilt, so wird ein
Grundstock an Haushaltsgegenständen von der Gemeinde zur Verfügung gestellt.

Mit dem GBL zu bestreiten sind Kosten z.B. für Reinigungsmittel, Waschmittel,
Kehrichtgebühren, kleine Haushaltsartikel, etc.

B.2.2.3.Körperpflege und Gesundheitspflege
Hierunter fallen die zur Körperhygiene nötigen Produkte sowie selbstgekaufte Medika-
mente, welche nicht vom Arzt verschrieben wurden.

88 Siehe auch: Richtlinien für Lernende siehe auch Richtlinie vom 20.08.2018 „Integrationsbrückenangebot
(IBA) und Förderklassen AOZ von Lernenden und Handhabung des Praktikumslohns“ (siehe: J.1.3)
89 Mit sozialer Integration sind nicht die persönlichen Reiseauslagen gemeint, sondern jene für die
Teilnahme an einer Frauengruppe, am Beschäftigungsprogramm des Kantons u.ä.m.



Handbuch für Asylsozialhilfe 2022

Seite: 42

è Selbstbehalt und Franchise fallen nicht hierunter.

è Medizinisch indizierte Hygiene etc. gehören zur SIL (Kapitel C.5).

B.2.2.4.Bekleidung und Schuhe
Mit dem GBL sind ebenfalls Ausgaben für reguläre Kleidung und Schuhwerk zu bestrei-
ten. Aufgrund der bescheidenen Mittel ist sofern möglich auf die Möglichkeit von Klei-
derbörsen etc. zu verweisen.

è Arbeits- und Berufskleidung gehören zu Integrationsmassnahmen und sind unter SIL
zu verbuchen (z.B. weisse Bluse für das Servicepersonal).

è Sonderbekleidung infolge Gebrechens, z.B. Schuhwerk infolge eines verkürzten
Beines usw. sind unter SIL zu verbuchen.

B.2.2.5.Post und Telefon
Diese sind Teil des GBL. Es ist allenfalls zu prüfen, ob insbesondere bei Einzelpersonen
ein Beitrag zu einem Abonnement für ein Smartphone mit Internet nicht preiswerter ist,
als die Einrichtung von WiFi. Das Smartphone kann dann als Hotspot verwendet werden
und insbesondere Personen in Ausbildung können so am «Home-schooling» teilnehmen.

B.2.2.6. Internetzugang & Abgaben für Radio und Fernsehen (Serafe)
Die Digitalisierung bewirkt eine Verschiebung der Internetausgaben des GBL in die SIL.
Das Internet und digitale Mittel sind heutzutage eine Voraussetzung für Schule, Ausbil-
dung, die Arbeitswelt, sowie die Stellenbewerbung. Es ist daher nicht optional und muss
in ausreichendem Umfang gewährleistet werden. Da es jedoch auch privat genutzt wird,
ist eine Beteiligung aus den Mitteln des GBL zulässig (siehe: C.6.8).

Mit der Einführung der TV-Gebührenpflicht ist die Gebühr nicht mehr optional, weshalb
diese ebenfalls zu übernehmen ist.

B.2.2.7.Frauenspezifische Ausgaben / Verhütung
Frauen sind ab der Pubertät bis zur Menopause mit erheblich höheren Ausgaben im
Bereich der körperlichen Hygiene und der Verhütung belastet. In vielen Herkunftsstaaten
ist Verhütung Sache der Frau. Eine sichere Verhütung befähigt die Frauen, sich intensiver
und nachhaltiger zu integrieren.

è Monatsbinden sind unter GBL zu verbuchen.

è Die Verhütungsmittel und Vasektomie sind als SIL zu übernehmen (siehe C.5.9).

B.2.2.8.Verkehrsauslagen
Verkehrsauslagen für persönliche Ausflüge sind Teil des GBL und müssen damit bezahlt
werden. Hingegen können aufgrund des geringen GBL, der nach Abzug des Betrags für
die Nahrungsmittel übrigbleibt, die Auslagen für den Nahverkehr im Rahmen der Integ-
rationsmassnahmen, Deutschkurse, Beschäftigungsprogramme, Arztbesuche usw. den
Asylsuchenden oder vorläufig Aufgenommenen nicht aufgebürdet werden.
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Das Halbtaxabonnement soll im Rahmen der kostengünstigsten Variante übernommen
werden. Selbst wenn die betroffene Person davon auch privat profitieren kann, so redu-
ziert das Halbtax auf das Jahr gerechnet in erster Linie der Fürsorgebehörde die Kosten.
Diese Reduktion muss der Betroffene nicht mitfinanzieren.

Ist für die Gemeinde die kostengünstigste Variante ein Zonen-Abo, so wird dieses von der
Fürsorgebehörde übernommen.

Ausführlich zu den Verkehrslauslagen: Siehe SIL: C.7.

B.2.2.9.Schulkosten
Unter Schulkosten90 fallen in erster Linie die Kosten für Schreibmaterial, Ordner, Schreib-
hefte sowie weitere laufende Kosten, ohne Erstausstattung, Forderungen seitens der
Pflichtschule und obligatorische Schulreisen91.

Um die in Art. 19 BV verankerte Chancengleichheit der Kinder im schulpflichtigen Alter
sicherzustellen, dürfen den Eltern nicht Kosten entstehen, die selbige infrage stellen.
Diesen Grundsatz hat das Bundesgericht mit seinem Leitentscheid 2C_206/2016 vom
7.12.2017 gegen Kanton Thurgau rechtlich verankert.

Als Folge davon verlagern sich die Schulkosten daher weitgehend vom Grundbedarf zu
den situationsbedingten Leistungen (Kapitel C.3.2 ff.).

B.3. Wohnort & Wohnkosten
Zur materiellen Grundsicherung gehört auch die Gewährleistung einer angemessenen und
menschenwürdigen Unterkunft. Die Unterkunft ist funktionstüchtig, in gutem Zustand
und angemessen eingerichtet. Die Nettowohnfläche eines Individualraums für eine Person
darf 10m2 nicht unterschreiten92.

Analog zum Sozialbereich gilt auch im Asylbereich: ist ein Richtwert nicht einzuhalten,
wird der nächstgünstige Wohnraum angemietet, bis allenfalls eine preiswertere
Unterkunft zur Verfügung steht.

Folgende Themen werden im gleichnamigen Kapitel A.7 ausführlich behandelt:
· Wahl des Wohnorts und der Unterkunft
· Unter welchen Kriterien es zu einem Wohnorts- oder Gemeindewechsel kommen

kann
· Art, Grösse und Zustand der Unterkunft
· Verknüpfung der Unterbringung mit der IAS
· Hausordnung versus Privatsphäre

90 Die Erstausstattung eines schulpflichtigen Kindes: Schulranzen, Etui, Sportausrüstung, sind als situative
Leistungen zu buchen.
91 Bei obligatorischen Schulreisen ist zudem eine Pauschale für auswärtige Verpflegung zu entrichten, wenn
es sich um ganztägige Schulreisen handelt, die keine mitzubringende Verpflegung vorsehen.
92 Art. 2 Abs. 1 Verordnung über Nettowohnflächen und Raumprogramm sowie über Ausstattung von Küche
und Hygienebereich vom 12. Mai 1989 (SR 843.142.3)
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B.3.1. Mietverhältnisse und Mietkosten
Das vorliegende Handbuch empfiehlt, dass vorläufig Aufgenommene, die aus einer
Kollektivunterkunft ausplatziert werden, im Sinne der Förderung der Selbstständigkeit,
einen auf sich lautenden Mietvertrag abschliessen.

Der zumutbare Wohnraum ist ein offener Rechtsbegriff, erfährt jedoch seine Schranken
durch diverse Grundrechte, dabei sind der Menschenwürde, der Privatsphäre und der
Schutz der persönlichen Unversehrtheit besondere Beachtung zu schenken.

Im konkreten Fall hängt der Mietpreis davon ab, was auf dem Wohnungsmarkt an zumut-
barem Wohnraum generell zu haben ist. Der Mietspiegel einer Gemeinde stellt keine
Obergrenze dar.

B.3.2. Versicherungen für Hausrat und Haftpflicht
Gemäss § 24 Abs. 1 MigV gehören Hausrat- und Haftpflichtversicherungen zur wirtschaft-
lichen Hilfe der Grundversorgung. Die damit verbundenen Kosten sind daher vollumfäng-
lich durch die Gemeinde zu übernehmen.

B.3.3. Weitere Bereiche der Wohnkosten
Themenbereiche wie Nebenkosten, TV- und Fernsehgebühren, Mietdepot etc. werden
genauer im Abschnitt zu den SIL, Unterrubrik «Wohnkosten» (Kapitel C.6.8) behandelt.

B.3.4. Finanzielle Anpassung des GBL bei gemeinsamen Wohnen
Bei Familien wird die Ausrichtung der ASH nach der Anzahl ihrer Mitglieder angepasst
und degressiv abgestuft. Bei Zweckwohngemeinschaften von nicht verwandten Personen
ist es hingegen nicht zulässig, den GBL zu kürzen.

Bei Zweckwohngemeinschaften ist der GBL daher als individueller GBL einer Einzelperson
zu behandeln.

B.4. Medizinische Grundversorgung
Asylsuchende müssen gegen Krankheit versichert sein93. Allerdings können Kantone und
Gemeinden die Wahl der Krankenkassen sowie der Ärzte und Spitäler einschränken. Ein
Teil der Gemeinden versichert die Personen des Asylwesens kollektiv, andere gewähren
wiederum eine freie Wahl der Kasse, unter der Voraussetzung, dass die Prämie unter der
IPV-Richtprämie liegt.

Seit der Neustrukturierung im Asylwesen schliesst der Bund bei den meisten Personen
des Asylwesens eine Versicherung ab Einreisedatum ab. Gegenwärtig (Dez. 2020) hat der
Bund einen Leistungsvertrag mit der CSS. Jene Personen, die noch nicht vom Bund ver-
sichert sind (z.B. Resettlement-Flüchtlinge94) versichert der Kanton nach Eintritt in ein
kantonales Durchgangszentrum bei einem Versicherer rückwirkend ab Einreise. Es steht

93 Art. 3 Bundesgesetz über die Krankenversicherung vom 18. März 1994 (KVG, SR 832.10).
94 Resettlement-Flüchtlinge werden auch Kontingentsflüchtlinge genannt. Sie haben bereits ein Verfahren
zur Feststellung der Flüchtlingseigenschaft durch das UNHCR durchlaufen und werden von diesem den
Mitliedstaaten zur Übersiedelung vorgeschlagen. Wie auch andere Staaten stellt die Schweiz hierfür jährliche
Kontingente zur Verfügung. Resettlement-Flüchtlinge werden vom SEM im beschleunigten Verfahren als
Flüchtlinge anerkannt und als solche den Kantonen zugewiesen.
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den Gemeinden frei, diese Versicherungen zu übernehmen oder zu einem Versicherer ihrer
Wahl zu wechseln.

B.4.1. Franchise und Selbstbehalt
Die für Erwachsene geltende ordentliche Jahresfranchise von Fr. 300.-- und Selbstbehalt
von 10% werden im Rahmen der ASH übernommen.

Ist der Abschluss von einem günstigeren Modell mit höherer Franchise für eine Gemeinde
günstiger, so steht es ihr frei, dieses Modell zu wählen Die entstehenden Gesundheits-
kosten (Franchise und Selbstbehalt) werden dann von der Gemeinde übernommen.

Fällt eine Person erneut in die ASH und hat eine Franchise über Fr. 300.-- so sind die
damit verbundenen Kosten bis zum nächstmöglichen Wechseltermin zu übernehmen.

B.4.2. Individuelle Prämienverbilligung (IPV)
Vorläufig Aufgenommene haben entweder ab Aufnahme einer Erwerbstätigkeit einen
allfälligen Anspruch auf Prämienverbilligung oder ab sieben Jahren nach Einreise in die
Schweiz (Art. 5b AsylV2 i.V.m Art. 65 KVG).

Für Asylsuchende besteht kein Anspruch auf individuelle Prämienverbilligung, ausser sie
sind erwerbstätig.95

Für Kinder, welche in der Schweiz geboren sind und somit noch nicht F-VA +7 sind, muss
für jedes Kind separat ab Beendigung der Bundespauschale eine Anmeldung eingereicht
werden.

B.5. Todesfall, Regelung und Vorgehen
Im Todesfall einer Person des Asylwesens ist Kontakt mit dem Zivilstandesamt
aufzunehmen, um festzustellen, welche Dokumente für die Ausstellung der Todesurkunde
erforderlich sind. Die Ausstellung der Todesurkunde ist kostenlos.

Weiter ist die Abteilung Asylwesen des AFM zu informieren und die Todesmeldung
zuzustellen. Wurden für die Verstorbenen Pauschalen vom Kanton bezogen, so kann der
Fall des Verstorbenen bis zum Todestag abgerechnet werden.

Ausserordentliche Todesfälle sind sofort der Polizei zu melden. Es ist darauf zu achten,
dass zwischenzeitlich nur zwingend notwendige Veränderungen der Situation vor Ort
vorgenommen werden.

Jede Schwyzer Gemeinde ist verpflichtet, für die schickliche Bestattung ihrer Einwohner
zu sorgen.96

Die Bestattung und die Kremation sind bewilligungspflichtig und die Bewilligung wird von
der Gemeinde bezeichneten Stelle erteilt. 97

95 Siehe Merkblatt «Obgligatorische Krankenversicherung und individuelle Prämienverbilligung» der
Ausgleichskasse AHV/IV Schwyz (Stand 01.01.2019)
96 § 2 Abs. 1 Verordnung über das Bestattungs- und Friedhofswesen (SRSZ 575.111)
97 § 21 Verordnung über das Bestattungs- und Friedhofswesen, SRSZ 575.111
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Im Kanton Schwyz gilt die Erdbestattung und Kremierung als übliche Formen. Erfolgt die
Bestattung auf Kosten der öffentlichen Hand, wird die günstigste Variante gewählt. Dies
ist in der Regel die Kremierung und Beisetzung im Gemeinschaftsgrab.

Bei Bedürftigkeit übernimmt die Gemeinde die Kosten für das schickliche Begräbnis.

B.5.1. Schickliches Begräbnis versus religiöse Vorgaben
Bei Todesfällen von Personen eines anderen Glaubens sieht sich eine Gemeinde mitunter
mit religiösen Ansprüchen seitens der Verwandten von Verstorbenen konfrontiert. Der
Anspruch des schicklichen Begräbnisses ist nicht religiös zu verstehen, sondern
gesellschaftlich und bürgerlich.

Weder aus dem Anspruch auf das schickliche Begräbnis noch aus der
verfassungsrechtlichen Religions- und Kultusfreiheit98 ergibt sich ein Recht darauf, in
einem öffentlichen Friedhof eine nach religiösen Regeln ausgestaltete – insbesondere auf
unbeschränkte Zeit garantierte – Beerdigung oder Grabstätte zugesichert zu erhalten.99

Es lässt sich weiter keine Pflicht der staatlichen Behörden ableiten, wonach die
Gestaltung der Bestattungsfeier dem letzten Willen des Verstorbenen entsprechen
muss.100

Möchten Verwandte oder Bekannte eines verstorbenen Asylsuchenden oder vorläufig
Aufgenommenen extern auf einem muslimischen, buddhistischen oder hinduistischen
Gräberfeld (in einigen Kantonen gibt es solche Felder101) oder auf einem jüdischen
Friedhof etc. bestatten lassen, oder den Leichnam in die Heimat überstellen, so müssen
diese vollumfänglich für die Kosten aufkommen.

Gibt es hierfür Zuwendungen von Dritten, so sollten diese nicht als Einkommen
angerechnet werden, sondern als zweckgebundene Leistung gewährt werden.

Leistungen für ein schickliches Begräbnis sind folgende:
· Kostenübernahme für Leistungen des Bestattungsinstituts für administrative

Arbeiten, Bestattungsdienst und Organisation der Kremation.
· Sarg für Kremation mit Sargkissen und Innenauspolsterung, sowie Urne für

Bestattung.
· Bekleidung des Leichnams und Leichenhemd
· Kremation
· Überführung der Urne auf den Friedhof / ggf. Friedhofkappelle
· Urnengrabkreuz mit Kreuzbeschriftung sowie Urnenkranz, einfache Ausführung.
· Bestattung im Gemeinschaftsgrab und Grabinschrift
· Allfällige Kosten im Falle von Beirat, Beistand oder Vormund.

(Beispiel aus der Gemeinde Brunnen / Ingenbohl im Anhang J / Praxishilfen)

98 Art. 15 BV
99 Bundesgerichtsentscheid BGE 125 I 300 – Islamisches Begräbnis, vom 7. Mai 1999
100 Bundesgerichtsentscheid: BGE 97 I 221 – Neuapostolische Kirche gegen Aarau, vom 2. Juni 1971
101 Z.B. in den Kantonen Solothurn, Basel, Bern, Luzern oder Zürich.
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C. Situationsbedingte Leistungen & Integrationszulagen
Situationsbedingte Leistungen (SIL) sind erforderliche und notwendige Leistungen, die
nicht in jedem unterstützten Haushalt anfallen, sondern nur in bestimmten Situationen.
Tritt diese Situation ein, so ist die Übernahme der Kosten aber stets nötig, da sonst die
Grundversorgung oder die Zielsetzung der Sozialhilfe nicht möglich wäre.

SIL berücksichtigen die individuelle gesundheitliche, wirtschaftliche, persönliche und
familiäre Lage unterstützter Personen. Sie werden unter Berücksichtigung des
Subsidiaritätsprinzips übernommen, sofern sie effektiv anfallen und die Notwendigkeit
dafür gegeben ist. Dabei spielt das Ermessen der Behörde eine wichtige Rolle. Je nach
Bedarf können SIL in bar ausbezahlt oder in Form von Sachleistungen (z.B. Möbel)
ausgerichtet werden.

Alle Sachverhalte, die nicht explizit in den Rechtsätzen zur ASH gelistet sind, sind gemäss
SKOS-Richtlinien zu handhaben: Die SKOS-Richtlinien sind wegleitend, sofern sie nicht
spezialrechtlich geregelt sind.102

C.1. Arten von Situationsbedingter Leistungen
Es gibt zwei Arten von SIL: die grundversorgende SIL und die fördernde SIL. Sie
unterscheiden sich in der Zielsetzung und im Ermessensspielraum:

Grundversorgende SIL: Es gibt Kosten, die nicht in jedem unterstützten Haushalt bzw.
nur in bestimmten Situationen anfallen. Tritt diese Situation ein, sind die Kosten zu
übernehmen, da sonst die Grundversorgung des Haushalts nicht mehr gewährleistet ist.
Die zuständige Behörde hat in diesen Situationen teilweise keinen bzw. nur einen sehr
engen Ermessensspielraum. Meist geht es in diesem Zusammenhang um krankheits- und
behinderungsbedingte Auslagen, Kosten für die Betreuung von Kindern und Jugendlichen
oder um Erwerbsunkosten.

Fördernde SIL: Hierbei handelt es sich um Kosten, deren Übernahme angezeigt ist, da
die unterstützte Person dem, aus Sicht der Sozialhilfe, angestrebten Ziel nähergebracht
wird. Fördernde SIL können die Grundlage bilden, die unterstützte Person zu befähigen,
ihre Lage zu stabilisieren und/oder zu verbessern. Die Fürsorgebehörde hat in diesen
Fällen in der Regel ein grosses Ermessen, welches sie anzuwenden hat (Kapitel A.3.2).

SIL können auch einmalig gewährt werden, beispielsweise wenn es darum geht, eine
drohende Notlage abzuwenden.

Folgend werden die SIL in Stichworten abgehandelt.

C.2. Amtliche Gebühren
Amtliche Gebühren werden in zwei Kategorien unterteilt: Gebühren, die in jedem Falle
anfallen (z.B. Kosten für eine Geburtsurkunde eines in der Schweiz geborenen Kindes)
und Gebühren, die optional anfallen (z.B. Umschreibung eines Führerscheins). Erstere
können übernommen werden, letztere nicht.

102 § 4 Abs. 2 ShV
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C.2.1. Allgemeine Amtliche Gebühren
Amtliche Gebühren, die bei dem Einwohneramt anfallen, sind für den Bezüger von ASH
zu übernehmen. Insbesondere gilt dies, wenn die Gemeinde die Bezüger von ASH einem
neuen Wohnort zuweist.

C.2.2. Ausländerausweise
In der Regel sind Ausländerausweise bei Verlängerung und Adresswechsel gebührenfrei.
Fallen Gebühren an, wie beispielsweise bei Asylsuchenden (N-Ausweis), welche einer
Erwerbsbewilligung bedürfen, so sind die Gebühren zu übernehmen, wenn die betroffene
Person weiterhin (teil)unterstützt wird.

C.2.3. Kosten im Zusammenhang mit Eheschliessung
Das Recht auf Eheschliessung ist ein durch die Verfassung geschütztes Grundrecht103.
Kosten im Zusammenhang mit der Eheschliessung gehören zu den situationsbedingten
Leistungen. Diese Kosten sind, sofern sie nicht durch das Zivilstandesamt erlassen
werden können, zu übernehmen. Dazu gehören auch Dolmetscherkosten, sofern diese
erforderlich sind.

C.2.4. Geburtsurkunden
Die Kosten für Geburtsurkunden für Kinder, die in der Schweiz geboren wurden, sind zu
übernehmen.

Kann eine Geburtsurkunde aufgrund fehlender Dokumente nicht ausgestellt werden, so
ist eine verkürzte Geburtsurkunde zu verlangen und die Kosten sind zu übernehmen.

C.2.5. Dokumente betreffend Vaterschaftsanerkennung
Die Vaterschaftsanerkennung kann mit Blick auf den Einbezug in eine Flüchtlingseigen-
schaft oder vorläufige Aufnahme relevant sein.

Zur Mutter entsteht das Kindsverhältnis mit der Geburt. Bei einem Kind, welches während
der Ehe oder innert 300 Tagen nach dem Tod des Ehemannes geboren wird, gilt der
Ehemann als Vater. Wird der Ehemann für verschollen erklärt, so gilt er als Vater, wenn
das Kind vor Ablauf von 300 Tagen seit dem Zeitpunkt der letzten Nachricht geboren
worden ist104.

Bei unverheirateten Eltern wird das Kindsverhältnis zwischen dem Kind und dem Vater
durch Anerkennung (des Vaters), durch letztwillige Verfügung, durch Adoption oder durch
das Gericht begründet.

Bei ungeklärter, bestrittener oder strittiger Vaterschaft können sowohl die Mutter als auch
das Kind auf Feststellung des Kindsverhältnisses und Regelung des Unterhalts klagen.105

Weigert sich die Mutter bei strittiger oder unbekannter Vaterschaft zur Klärung der
Vaterschaft beizutragen, wird von der kommunalen Behörde ein Antrag an die KESB zur
Errichtung einer Beistandschaft zur Klärung der Vaterschaft gestellt.106

103 Art. 14, BV
104 Art. 255 Abs. 1 und 2 ZGB
105 Art. 261 Abs. 1 ZGB
106 Art. 308 Abs. 2 ZGB
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Das Kind hat um seiner Persönlichkeit Willen Anspruch auf Feststellung des Kindesver-
hältnisses zum Vater. Im Falle einer Weigerung der Mutter, den Namen des Vaters preis-
zugeben, gefährdet sie das Kindswohl, da die fehlende Kenntnis der biologischen Her-
kunft die Persönlichkeitsentwicklung des Kindes beeinträchtigen kann107.

Das Kind ist von den Beistandskosten befreit und es werden keine Verfahrenskosten für
die Errichtung einer Beistandschaft erhoben. Hingegen können anderweitige Verfahrens-
kosten entstehen und diese werden nach dem Verursacherprinzip auferlegt.

è Faustregel: Die Kosten für die Ausstellung von Zivilstandsdokumenten werden von der
ASH übernommen, soweit der Besitz eines Dokuments gesetzlich vorgeschrieben ist
oder soweit dies für die Geltendmachung von Ansprüchen erforderlich ist.

è Bei Auferlegung von Verfahrenskosten ist der Wohnsitz des Verursachers der
Verfahrenskosten relevant. Verfahrenskosten, die schuldhaft verursacht werden,
werden nicht übernommen.

è Handelt es sich um Kosten, die behördlich angeordnet werden (in der Regel durch die
KESB), so sind diese im Sinne des Kindeswohls zu übernehmen, wenn das Kind und
die Mutter in der Gemeinde wohnhaft sind (z.B. Übersetzung von Dokumenten).

è Handelt es sich um eine Vaterschaftsanerkennung nicht verheirateter Eltern, welche
zusammenwohnen, so ist der individuellen Lage Rechnung zu tragen: Entstehen
Kosten, weil die Eltern es versäumt haben, erforderliche Dokumente rechtzeitig zu
beschaffen und wäre diese Beschaffung zumutbar sowie möglich gewesen, so kann
die Kostenübernahme abgelehnt werden. Allenfalls ist im Sinne des Kindeswohls eine
Bevorschussung angezeigt.

è Im Falle eines gerichtlichen Verfahrens (z.B. Feststellung der gerichtlichen Identität,
wenn keine Ausweise zu beschaffen sind) ist die unentgeltliche Rechtspflege zu
beantragen.

è Kosten im Zusammenhang mit der Vaterschaftsanerkennung von Kindern, die
ausserhalb des Kantons wohnen, werden nicht übernommen. Das ist Sache der
dortigen Behörden. Ausgenommen es handelt sich um eine ausserkantonale
Fremdplatzierung, bei welcher die Zuständigkeit der Behörde nicht wechselt.

C.2.6. Weitere Dokumente und Reisepässe
Kosten in Zusammenhang mit der Anerkennung von ausländischen Diplomen höherer Bil-
dungsstätten sind zu übernehmen, da dies für die Arbeitsintegration sehr förderlich ist.

Ebenso werden auch die Kosten für die Aufenthaltsbewilligung und die dafür notwendigen
Papiere übernommen108.

Kosten für heimatliche Reisepässe können bevorschusst werden.

C.2.7. Gebühren für die Postumleitung
Grundsätzlich ist eine Postumleitung nicht obligatorisch und Privatsache. Entstehen
solche Kosten jedoch infolge einer Zuweisung in eine neue Unterkunft, dann sind die

107 Art. 7 Abs. 1 des Übereinkommens über die Rechte des Kindes vom 13. Dezember 1996 abgeschlossen
am 20. November 1989, in Kraft getreten für die Schweiz am 26. März 1997 (Kinderrechtskonvention,
KRK, SR 0.107)
108 Siehe Handbuch für Sozialhilfe Schwyz, C- Situationsbedingte Leistungen, S. 12
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Kosten zu übernehmen: Insbesondere, wenn sich die Person noch in einem laufenden
Asylverfahren befindet und die Zustellung von verfahrensrelevanten Dokumenten zu
erwarten ist.

Es wird zudem empfohlen, dass im Rahmen der Betreuungsaufgabe beim ersten
Wohnungswechsel die zuständige Person seitens der Gemeinde mit der betroffenen
Person gemeinsam die gängigen Stellen (Bank, Handy-Anbieter etc.) über den
Adresswechsel informiert.

C.2.8. Ersatzabgabe Feuerwehrpflicht
Für alle Personen zwischen 20 und 52 Jahre besteht eine Ersatzabgabepflicht, wenn kein
aktiver Feuerwehrdienst geleistet wird.109 Die Befreiung von der Feuerwehrpflicht ist rest-
riktiv in § 27 FSG geregelt.

Das Feuerwehrreglement wird von der Gemeinde erlassen (§ 28 FSG) und kann bezüglich
Ansätze für die Ersatzabgabe variieren.

Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene sind feuerwehrpflichtig, wenn sie in einer
Gemeinde gemeldet sind und ein steuerbares Einkommen haben. Sie können jedoch nicht
frei wählen, ob sie Feuerwehrdienst leisten oder Ersatzabgabe entrichten.

Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene, die erwerbstätig sind, zahlen die Ersatz-
abgabe, sofern sie ein steuerbares Einkommen erzielen. Sind sie jedoch weiterhin unter-
stützungsbedürftig, übernimmt die ASH die Abgabe, sofern sie von der Gemeinde erhoben
wird.

Die Höhe der Ersatzabgabe richtet sich nach dem steuerbaren Einkommen. Bei Besteue-
rung an der Quelle wird eine abgestufte Pauschale festgelegt.110

Wer kein steuerbares Einkommen erzielt, muss keine Ersatzabgabe bezahlen. Dies gilt
auch für Quellensteuerpflichtige, die aufgrund des geringen Einkommens von der Quel-
lensteuer befreit werden.111

C.2.9. Gebühren für die Kontoführung / Kontoauszüge
Mittlerweile verlangt auch die Postfinance Gebühren für die Kontoführung. Teilweise
werden auch für Kontoauszüge Gebühren erhoben. Diese gehen zu Lasten der SIL.

C.3. SIL im Bereich Bildung und beruflicher Integration
Bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen ist der nachhaltigen beruflichen Integration
höchste Priorität beizumessen. Sie sollen eine ihren Fähigkeiten entsprechende
Erstausbildung absolvieren.112

Die spezielle Situation der jungen Erwachsenen beim Übergang von der Schulpflicht ins
Berufsleben erfordert angepasste Angebots- und Programmstrukturen, welche die Bera-
tungs- und Motivationsarbeit sowie das Coaching in den Vordergrund stellen. Dazu sind
allenfalls ergänzend zu bestehenden Massnahmen zusätzliche Abklärungs-, Qualifizie-
rungs- und Integrationsangebote bereitzustellen, um die Chancen junger Erwachsener bei

109 § 25 Feuerschutzgesetz vom 12. Dezember 2012 (FSG, SRSZ 530.110) – Feuerwehrpflicht/Grundsatz.
110 § 39 Abs. 3 FSG
111 § 39 FSG und § 25 Abs. 2 Feuerschutzverordnung vom 26. März 2012 (FSV, SRSZ 530.111) -
Ersatzabgabe: Grundlage für die Bemessung bildet das kantonal besteuerbare Einkommen.
112 SKOS-Richtlinien 2021, C.6.2 – Erläuterung c)
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der Ausbildung und beim Berufseinstieg zu verbessern. Eine rasche Zuweisung ist ent-
scheidend.113

Dem Kindeswohl entsprechend ist bei allem was Schule und Schulausstattung betrifft,
besondere Aufmerksamkeit zu schenken.

C.3.1. Spielgruppe
Die Kinderbetreuung ist nicht spezialrechtlich geregelt, weshalb für die Ausrichtung der
Kinderbetreuung die SKOS-Richtlinien gelten. Seit Einführung der Neustrukturierung im
Asylwesen im März 2019, bietet der Kanton in den Durchgangszentren den Kindern im
Vorschulalter Spielgruppenstrukturen an. Dabei geht es nicht nur um den Erwerb der
deutschen Sprache, sondern auch darum, andere Sozialkompetenzen, wie das gemein-
same Spielen, Förderung motorischer Fähigkeiten etc. zu erlernen. Für diese Kinder sind
solche Einrichtungen oftmals der erste Kontakt mit einer schulischen Tagesstruktur.

Je früher mit der Integration der Kinder begonnen wird, desto eher können spätere Kosten
in den Schulen vermieden werden. Die vom Regierungsrat mitunterzeichnete IAS hat sich
zum Ziel gesetzt, dass sich 80% der Kinder beim Kindergarteneintritt auf Deutsch
verständigen können.

Daher soll der Spielgruppenbesuch von Kindern gefördert werden, damit sie und die
Eltern auf den Kindergartenbesuch vorbereitet werden. Kosten für den Spielgruppen-
besuch werden effektiv übernommen.

è Nach erfülltem dritten Lebensjahr geht das Kind mindestens zwei Mal die Woche in
die Spielgruppe.

è Die Hälfte der Kosten für die Spielgruppe werden auf jährliche Berichterstattung hin
von der Fachstelle Integration des AFM zurückerstattet114.

è Kinder von Asylsuchenden und vorläufig Aufgenommenen besuchen den zweijährigen
Kindergarten.

C.3.2. Erstausstattung Schuleintritt / Schulkosten allgemein
Bei allen Schülern und Schülerinnen ist eine Pauschale von maximal Fr. 200.-- für die
Erstausrüstung zu übernehmen. Mit der Pauschale sind Etui, Rucksack, In-door Turn-
schuhe und Sportzeug zu kaufen.

Für Personen, welche das integrative Brückenangebot (IBA), den Kompass oder eine
Ergänzungsschule besuchen, gilt die Weisung des Kantons betreffend IBA (siehe
Anhang).

Um eine doppelte Erstausstattung zu vermeiden, vermerkt der Kanton auf dem Austritts-
blatt, ob diese Erstausstattung bereits finanziert wurde.

C.3.3. Obligatorische Schulkosten / Schulreisen etc.
Die Schulverordnung des Kantons Schwyz sieht vor, dass bei Schullagern, –reisen, sowie
für Schulausflüge eine angemessene Beteiligung erhoben werden kann115. Dabei orientiert

113 SKOS-Richtlinien 2021, C.6.2 – Erläuterung c)
114 Entsprechende Anträge sind beim Amt für Migration, Abteilung Integration, einzureichen.
115 § 8 Abs. 2 Volksschulgesetz vom 19. Oktober 2005 (VSG, SRSZ 611.210)
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sich die Angemessenheit bei den unteren Einkommen an den SKOS-Richtlinien. Dies ist
rechtlich überholt.

Mit seinem Leitentscheid vom 0. Dezember 2017 entschied das Bundesgericht, dass
ausser Essensbeiträgen zwischen Fr. 10.-- und Fr. 16.--/Tag, bei schulpflichtigen
Ausflügen, Schulreisen, Projektwochen und Klassenlagern von den Eltern keine Kosten
erhoben werden dürfen.116

Da Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene bei der materiellen Grundsicherung
grundsätzlich nur knapp die Hälfte der WSH erhalten, sollen die Kosten in der Regel von
den Gemeinden übernommen werden.

Daher gilt:
è Für Schulausflüge, Schul- und Sportlager werden die Kosten effektiv übernommen.

è Ist für ein Schullager eine besondere Ausrüstung nötig (z.B. feste Bergschuhe), dann
werden diese Kosten effektiv von der ASH übernommen.

è Die Eltern müssen die Fürsorgebehörde rechtzeitig darüber informieren und eine
Kostengutsprache einholen.

è Für die Regelung von Kochkursen, siehe: C.3.16 (auswärtige Verpflegung).

C.3.4. Nachhilfe und Hausaufgabenhilfe
Das Schulsystem ist grundsätzlich so ausgelegt, dass Kinder auch ohne
Hausaufgabenhilfe ein ausreichendes Bildungsangebot im Sinne von Art. 19 BV erhalten
können. Dennoch kann im Sinne des Differenzierungsgebots eine zusätzliche
Unterstützung angezeigt sind. Insbesondere Kinder aus bildungsfernen Familien können
zuhause oftmals nicht auf die nötige Unterstützung zählen.

è Kosten für Nachhilfeunterricht und Hausaufgabenhilfe können bis zu Fr. 150.-- pro
Semester übernommen werden. Bei fremdplatzierten Kindern und Jugendlichen
können zum gleichen Betrag Schulmaterial und Nachhilfeunterricht übernommen
werden.

è Geben diese Kosten Anlass zu Klärungsbedarf oder stehen die Angebote nicht in
ausreichendem Masse zur Verfügung, so sind die Kosten bis zur Klärung dieser Fragen
im Sinne des Kindeswohls von der ASH zu übernehmen.

è Es gilt als Prinzip, dass die ASH zielführende Massnahmen entweder bevorschusst
oder übernimmt, sofern diese der Entwicklung des Kindes, der Förderung der
Selbstkompetenz oder dem Fortbestand einer Ausbildung dienen und diese durch
keine entsprechenden Angebote der Ausbildungsstätte abgedeckt werden.

C.3.5. Öffentliche Musikschule
In den meisten Gemeinden ist die öffentliche Musikschule an die Volksschule
angegliedert. Die öffentlichen Musikschulen bieten auch im niederschwelligen Bereich
(Chor- oder Tanzschule) gute Angebote an, die für die Integration von grossem Wert sind,
weil sie einen wichtigen Teil der Schwyzer- und Schweizer Kultur vermitteln.

è Analog zu den SKOS-Richtlinien: Die Kosten für den Unterricht an der öffentlichen
Musikschule können ab der dritten Klasse übernommen werden.

116 BGE 144 I 1.
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è Mietkosten für Instrumente können von der ASH übernommen werden, verlangen
jedoch eine Kostengutsprache von der Fürsorgebehörde.

è Die Kostenübernahme soll nicht bewirken, dass die betroffenen Kinder keine Wahl
beim Musikinstrument haben sollen (z.B. alle Blockflötenunterricht erhalten). Es
sollte bei der Wahl des Instruments die Kostenseite mit den Eltern diskutiert werden.

è Die Kosten werden übernommen, sofern nicht bereits eine Vereinsmitgliedschaft
finanziert wird. Es gilt die Faustregel: Es wird jeweils eine Freizeitbeschäftigung
(Musik oder Verein) finanziell unterstützt.

C.3.6. KulturLegi der Caritas Schweiz
Die KulturLegi bietet Menschen mit einem schmalem Budget Rabatte auf Angebote aus
Kultur, Sport und Bildung und ermöglicht ihnen so die Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben und fördert eine aktive, eigenverantwortliche Integration.

Die KulturLegi der Caritas Schweiz kann mit einer Unterstützungsbestätigung der
Fürsorge gratis bei der Caritas Schweiz online beantragt werden. Die KulturLegi beinhaltet
einen bis zu 70% reduzierten Zugang zu Kultur und Sport. Insbesondere können sie auch
bei Fussballvereinen einen Rabatt bewirken.

è Die KulturLegi kann kostenlos bei folgender Adresse beantragt werden:
https://www.kulturlegi.ch/zentralschweiz/legi-beantragen/online-antrag

C.3.7. Freizeitaktivitäten und Vereine
Freizeitaktivitäten, insbesondere Vereinstätigkeiten werden generell unterstützt. Die
Synergien, die eine Mitgliedschaft in einem Sport- oder Kulturverein mit sich bringen,
sind nicht zu unterschätzen. Die Vereine sind für Personen des Asylwesens oft die erste
Möglichkeit ein Beziehungsnetz aufzubauen. Die Mitgliedschaft in Vereinen fördert den
Erwerb des Dialekts und kann auch für den beruflichen Einstieg von Bedeutung sein.
Ebenfalls ist der Verein ein idealer Ort, sich mit lokalen Werten und Traditionen vertraut
zu machen. Dies dient der sozialen Integration, die ebenfalls im Fokus der IAS steht.

è Es gilt die Faustregel: Es wird jeweils eine Freizeitbeschäftigung (Musik oder Verein)
finanziell unterstützt.

è Der maximale Betrag pro Jahr und Kind beträgt analog zur WSH Fr. 300.--.

è Im besonderen Falle sollte auch ein höherer Beitrag möglich sein117.

C.3.8. Laptop & Drucker
Mit der Digitalisierung der Schule und des Arbeitsmarkts, kommt dem Laptop und dem
Internet zentrale Bedeutung zu. Folgende Regeln gelten für Kanton und Gemeinden:

Einen Laptop erhalten Personen, die

è ein Brückenangebot (IBA, IBA+ oder SBA/KBA) oder die Ergänzungsklasse besuchen,

è eine Lehre beginnen,

è am Integrationssemester Kompass in Goldau teilnehmen,

117 Beispiel: Ein unbegleiteter Minderjähriger, der in den kantonalen Strukturen lebt, ist in einem Ringerklub,
wo er in seiner Gewichtsklasse auch in Siegerränge kommt. Auf Antrag werden hier zusätzliche Mittel
bewilligt, damit er an nationalen und internationalen Wettkämpfen teilnehmen kann.
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è eine Weiterbildung (Handelsschule usw.) absolvieren.

Junge Erwachsene, insbesondere ehemalige unbegleitete minderjährige Asylsuchende
(UMA), verfügen bei einem Transfer in die Gemeinde meistens bereits über einen Laptop.

Anforderungen an den Laptop / das Notebook

è Der Laptop und die entsprechende Programmoberfläche müssen den Anforderungen
der Schulen und Berufsfachschulen entsprechen118.

è Je nach Anforderungen bewegen sich die Kosten maximal zwischen Fr. 500.-- und
Fr. 800.-- (Richtlinien des BBZ Pfäffikon).

è Bei ausgewiesenem Bedarf ist ein Drucker bis max. Fr. 200.-- zu gewähren.

è Wird im Zusammenhang mit der Lehre ein Gerät mit einer Leistung erforderlich,
welches den maximalen Beitrag übersteigt, so ist dies individuell zu prüfen. Ist das
Gerät gemäss Lehr- oder Berufsfachschulen unverzichtbar, muss dem Gesuch
entsprochen werden.

è Die Abgabe eines Laptops erfolgt einmal. Eine erneute Abgabe ist optional und kann
allenfalls bevorschusst werden.

è Allenfalls ist mit der betroffenen Person eine Vereinbarung abzuschliessen, die fest-
hält, unter welchen Konditionen der Laptop übergeben wird.

Für Laptops, die im Zusammenhang mit dem Job Coaching des Kantons abgegeben wer-
den, gelten die Richtlinien des Job-Coachings. Die Kosten bewegen sich im selben Rah-
men.

C.3.9. Kosten für die Teilnahme von weiterführende Schulen
Beiträge an eine Zweitausbildung oder Umschulung können geleistet werden, wenn mit
der Erstausbildung kein existenzsicherndes Einkommen erzielt werden kann.119

Die Fürsorgebehörde prüft individuell, ob die weiterführende Ausbildung bewilligt wird.
Wird diese bewilligt, so übernimmt die Gemeinde auch die mit der weiterführenden
Ausbildung verbundenen Kosten.

è Eine EFZ-Lehre, die an eine EBA-Lehre anschliesst, ist als Teil der Erstausbildung zu
betrachten und als solche zu unterstützen.

è Ein Studium im Rahmen einer Erstausbildung wird bis zum Bachelor der
Fachhochschule oder Master der Universität unterstützt. Ob dabei ein Vollzeitstudium
oder Teilzeitstudium mit Teilzeiterwerb unterstützt wird, ist im Einzelfall zu prüfen.
Diverse Studiengänge sind nur im Vollzeitstudium möglich.

è Studierende können im Rahmen des Möglichen (z.B. bei mehrwöchigen
Semesterferien oder wenn es der Stundenplan erlaubt) zur Stellensuche, zu
Ferienjobs oder zum Nebenerwerb verpflichtet werden.120

118 Das Berufsbildungszentrum BBZ Pfäffikon geben jeweils eine Information zur Notebook-Pflicht heraus,
welche die Mindestanforderungen auflistet.
119 SKOS-Richtlinien 2021; C.6.2 Absatz 5
120 RRB Nr. 234/2021



Handbuch für Asylsozialhilfe 2022

Seite: 55

C.3.10. Stipendien
Für die Teilnahme an den Brückenangeboten (IBA, IBA21+ etc.), für eine Lehre, sowie
für ein Studium werden bei erfüllten Voraussetzungen Stipendien gewährt.121 Bei
Asylsuchenden und vorläufig aufgenommenen Ausländern werden die gewährten
Stipendien der zuständigen Behörde für die Ausrichtung der ASH abgetreten. Stipendien
müssen zweckgebunden verwendet werden.

Für die vom Kanton bereitgestellten Ergänzungsklassen können keine Stipendien
beantragt werden.

C.3.11. Nachschulische Bildungsangebote
Zu den nachschulischen Bildungsangeboten werden unter anderem das Integrationsbrü-
ckenangebot (IBA), das IBA21+, das 10. Schuljahr und die Ergänzungsklassen des
Kantons gezählt.

Folgende Kosten sind zu gewähren:

è Das Schulgeld pauschal.

è Lehrmittel und –material – effektive Kosten.

è Exkursionen, Projekttage etc. – effektive Kosten.

è Reisekosten in Zusammenhang mit Ausbildung (kostengünstigste Variante ist die
Regel oder die Variante, die den geringsten Arbeitsaufwand im Sinne der Ressourcen-
optimierung bedeutet).

è Auswärtige Verpflegung (siehe C.3.16).

è Je nach Lehrbetrieb ist der GAV zu berücksichtigen. Werden vom Arbeitgeber Spesen
ausgerichtet, so sind diese 1:1 weiterzugeben und werden nicht als Einnahme
verbucht.

C.3.12. Sprachkurse
In einem ersten Schritt sind die Angebote des Kantons zu prüfen. Sind diese ausge-
schöpft, sollen weitere Kursanbieter geprüft werden. Die Kosten sind zu übernehmen,
wenn dies für die berufliche oder soziale Integration notwendig ist.

C.3.13. Kinderbetreuungskosten
Die Kinderbetreuung ist nicht spezialrechtlich geregelt, weshalb für die Ausrichtung der
Kinderbetreuungskosten die SKOS-Richtlinien gelten. Kosten der ausserfamiliären
Betreuung sind im Zusammenhang mit der Integration der Eltern zu übernehmen.

Die dadurch vermittelte frühkindliche Förderung ist ein weiterer Grund diese Kosten zu
übernehmen.

è Die Hälfte der Betreuungskosten von Kindern im Vorschulalter werden auf jährliche
Berichterstattung hin von der Fachstelle Integration des AFM zurückerstattet.

è Siehe auch C.3.1 Spielgruppe.

121 RRB Nr. 234/2021
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C.3.14. Übernahme von Kosten betreffend Stellensuche
Auslagen für die Stellensuche (inkl. Erstellen eines Bewerbungsdossiers) werden bei
vorläufig Aufgenommenen zu Lasten der ASH übernommen. Bei Asylsuchenden ist dies
optional. Die Kosten sind auszuweisen und auf ihre Verhältnismässigkeit zu prüfen. In
der Regel sollte der Betrag von Fr. 100.-- pro Monat nicht überschritten werden. Vergütet
wird nach Aufwand.

è Es werden Reiskosten mit öffentlichen Verkehrsmitteln vergütet.

è Stellensuchende sollen beim Erstellen des Bewerbungsdossiers unterstützt werden.

C.3.15. Arbeitskleidung, Arbeitsausrüstung
Wird bei der Ausübung einer Arbeitstätigkeit Arbeitskleidung und / oder eine bestimmte
Ausrüstung benötigt (z.B. Schutzbekleidung), die nicht vom Arbeitgeber gestellt wird,
sind die Kosten für deren Anschaffung zu übernehmen.

C.3.16. Die auswärtige Verpflegung
Die auswärtige Verpflegung ausserhalb der Wohngemeinde wird ab sechs Stunden Abwe-
senheit (inklusive Reiseweg) mit Fr. 8.-- bis Fr. 10.-- vergütet. Bei der Höhe des Ansatzes
gilt die individuelle Prüfung.

è Die Übernahme der auswärtigen Verpflegung führt nicht zu einer anteilmässigen
Reduktion des GBL.

è Auswärtige Verpflegung innerhalb der Wohngemeinde ist dann zu übernehmen, wenn
die Mittagspause zu kurz ist, um eine angemessene Mittagszeit von 30 Minuten zu
Hause verbringen zu können. Es ist eine individuelle Prüfung vorzunehmen, welche
eine ausreichende Ruhezeit berücksichtigt.

è Spesen für Verpflegung, welche der Arbeitgeber ausrichtet, können nicht als Einnah-
men verbucht werden. In solchen Fällen wird aber auch durch die ASH keine
zusätzliche Entschädigung für die auswärtige Verpflegung ausgerichtet.

è In der Gastronomie ist es üblich, dass das Essen vom Arbeitgeber zur Verfügung
gestellt wird und dafür ein Betrag vom Lohn abgezogen wird. In solchen Fällen wird
keine zusätzliche Entschädigung für die auswärtige Verpflegung ausgerichtet. Für die
Abrechnung der ASH wird der Nettolohn eingerechnet.

Auswärtiges Essen im Zusammenhang mit Kochunterricht: Die Ausgaben für den Koch-
kurs sind zu übernehmen. Es wird kein Abzug am täglichen GBL für das schulpflichtige
Kind vorgenommen.

C.4. Integrationszulage (IZU)
Über die IZU sollen berufliche Qualifizierung, Schulung und Ausbildung, gemeinnützige
oder nachbarschaftliche Tätigkeit sowie die Pflege von Angehörigen finanziell honoriert
werden. Die IZU stellt ein zentrales Instrument der fördernden SIL dar.

Die IZU ist ein zentrales Steuerungstool bei der ASH, wo dieselben Integrationsleistungen
verlangt werden, wie bei der WSH, obgleich die Ansätze der ASH erheblich tiefer angesetzt
sind.
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Die Ausrichtung der IZU richtet sich nach den SKOS-Richtlinien122. Sie beträgt gemäss
SKOS zwischen Fr. 100.-- und Fr. 300.-- pro Person und pro Monat123.

Im Kanton Schwyz wurde als maximale IZU der Betrag von Fr. 200.-- angesetzt, da bei
Erwerb der EFB zur Anwendung kommt.

Eine IZU darf nicht mit Unkosten verrechnet werden, die im Rahmen jener Tätigkeit
anfallen, für welche die Zulage ausgerichtet wurde.

C.4.1. Voraussetzungen für die Gewährung der IZU
Eine IZU kann unter folgenden Voraussetzungen gewährt werden:

· Es muss eine Leistung erbracht werden, die die Chancen auf eine berufliche und/oder
soziale Integration erhöht.

· Die Leistung muss überprüfbar sein.

· Die Beurteilung der erbrachten Integrationsleistung muss sich an den persönlichen
Ressourcen und Begrenzungen der betroffenen Person messen (Individualisierungs-
grundsatz).

· Es gibt keine Altersbegrenzung nach oben für die Ausrichtung der IZU.

C.4.2. Ausrichtung und Höhe der IZU
Mit den IZU werden Leistungen für berufliche und soziale Integration anerkannt. Es
werden nur zielführende Leistungen anerkannt, weshalb die IZU ein wesentliches
Instrument zur Umsetzung einer ziel- und lösungsorientierten Sozialarbeit ist. Der IZU
kommt bei Personen die ASH beziehen eine besondere Bedeutung zu, da die finanzielle
Auswirkung stärker spürbar ist als bei der WSH.

Die IZU wird immer erst nach erbrachter Leistung ausgerichtet.

Mit dem RRB Nr. 1185/2015 wurde festgelegt, dass Jugendliche und junge Erwachsene
bis 25 Jahren in der Regel die halbe IZU erhalten. Die Relativierung «in der Regel» trägt
dem Differenzierungsgebot Rechnung. Es können Konstellationen vorliegen, wo die
Ausrichtung einer ganzen IZU angezeigt ist. So ist die Ausgangslage bei einem
Jugendlichen der im Familienverbund lebt eine deutlich andere, als bei einem jungen
Erwachsenen, der dies nicht tut. Aus diesem Grunde gelten die folgenden Regelungen:

· Für Jugendliche und junge Erwachsene, die in einer Familie wohnen, wird die halbe
IZU entrichtet.

· Für Jugendliche und junge Erwachsene unter 25 Jahren, welche alleine leben (ohne
Familienmitglieder) wird die ganze IZU entrichtet.

· In den kantonalen Zentren, wo eine andere Berechnung der Unterstützung
angewendet wird, gelten besondere Regelungen, die dem entsprechenden
Betriebskonzept entnommen werden können.

Die nachfolgende Liste ist auf die Angebote im Asyl- und Flüchtlingsbereich angepasst,
stimmt aber grundsätzlich mit denjenigen im Sozialhilfehandbuch überein.

122 So festgehalten in § 4 Abs. 2 ShV
123 SKOS-Richtlinien 2021, C.6.7 Abs. 3
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Folgende Tabelle gilt als Referenzrahmen:

Leistung Betrag pro
Monat

Bedingungen

Spracherwerb
Deutschkurse Fr. 50.-- Unentschuldigtes Fehlen führt zur

Kürzung.
(Deutschkurse und Ergänzungsklasse sind
kumulierbar)

Ergänzungsklasse124 Fr. 100.--

Vorbereitung für den Arbeitsmarkt / Berufliche Grundbildung
IBAM Max. Fr. 200.-- Maximaler Betrag der IZU bei einem

Pensum von 100%. Degressive
Ausrichtung gemäss Pensum.

IBA 21+ Max. Fr. 200.--
Arbeitsintegrationsprogramme
(AIP, zweiter Arbeitsmarkt)

Max. Fr. 200.--

Ausbildungen mit Blick auf
Berufsintegration (z.B.
Handelsschule)

Max. Fr. 200.--

Gymnasium und Studium im
Rahmen der Erstausbildung
(bis zum Bachelor)

Max. Fr. 200.--

Orientierungspraktikum
Teillohn Plus

Max. Fr. 200.--

Vorbereitungspraktikum zur
Lehre
(Perfecto)

Max. Fr. 200.--

Kompass125 Max. Fr. 200.--
Berufliche Grundbildung
(Berufslehre)

Fr. 200.-- Auch während den Ferien!

Weitere IZU
Teilnahme am Gastro-Kurs
der Caritas Schweiz

Fr. 100.--

Freiwilligenarbeit Fr. 100.-- Besuchs- und Begleitdienste, Mitarbeit
von Projekten

Pflege von Angehörigen
Maximaler Beitrag bei 100%
Pensum. Bei reduziertem
Pensum wird die IZU analog
zum Pensum gekürzt.

Fr. 200.-- Sofern es sich nicht um die eigenen,
minderjährigen Kinder handelt und die
berufliche und soziale Integration nicht
behindert wird, sowie die Pflege mit der
Hilfslosenentschädigung abgegolten wird.

Liste ist nicht abschliessend.

C.4.3. Kürzung der IZU
Die volle IZU wird ausgerichtet, wenn es zu keiner unentschuldigten Absenz und nicht
mehr als drei entschuldigten Absenzen pro Monat kommt.

Ab drei unentschuldigten Absenzen pro Monat wird die IZU für einen Monat gestrichen.
Kommt es im Folgemonat wieder zu unentschuldigten Absenzen, wird die IZU bereits
nach zwei unentschuldigten Absenzen gestrichen. Im dritten Folgemonat führt bereits
eine unentschuldigte Absenz zur Streichung der IZU. Ein lückenloser Besuch während
eines Monats führt wieder zur vollen Auszahlung der IZU.

124 Die Ergänzungsklasse in Verbindung mit dem Deutsch-Intensivkurs ist inhaltlich weitgehend dasselbe wie
das IBA. Es gibt daher keinen Grund zwischen IBA und Ergänzungsklasse zu stark abzustufen. Die
Ergänzungsklasse ist kumulierbar mit dem Deutschkurs: ein Besuch beider Gefässe im Intensivmodus ergibt
eine IZU von 150.--
125 https://www.kompass-goldau.ch
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C.4.4. Kumulation von IZU und EFB in einer Unterstützungseinheit
Die IZU ist grundsätzlich mit dem EFB kumulierbar126. Weiter ist die IZU eine personen-
und nicht eine bedarfsbezogene Leistung. Deshalb können unter den entsprechenden
Voraussetzungen durchaus mehrere Personen im gleichen Haushalt eine IZU oder einen
EFB erhalten. Allerdings beträgt hier die Obergrenze der kumulierten Leistungen pro
Haushalt pro Monat gesamthaft Fr. 850.--127.

C.4.5. Teilnahme an kantonalen und kommunalen
Beschäftigungsprogrammen

Das kantonale Beschäftigungsprogramm (BP) gilt nicht als Erwerbstätigkeit128. Die
Einsätze müssen weder bewilligt, noch gemeldet werden. Es sind maximal 13 Ganztages-
Einsätze im Rahmen des BP pro Monat möglich. Der Teilnehmer erhält pro Tageseinsatz
Fr. 15.-- Entgelt.

è Das Entgelt aus dem BP beträgt maximal Fr. 195.-- pro Monat
è Das jeweilige Entgelt ist Freibetrag und soll nicht als Einkommen angerechnet werden.
è Es wird keine IZU für die Teilnahme ausbezahlt (Freibetrag = IZU) und es besteht

kein Anspruch auf EFB.
è Es wird keine Entschädigung für auswärtige Verpflegung für den Tageseinsatz

ausbezahlt, da diese vom Kanton übernommen wird.

Das primäre Ziel des kantonalen BP ist es, eine sinnvolle Tagesstruktur und ein erstes
Heranführen an die schweizerische Arbeitswelt zu bieten. Das kantonale BP steht allen
Personen des Asyl- und Flüchtlingsbereichs offen. Die Teilnahme ist freiwillig.

Da die Programme als Verdienstquelle gesehen und genutzt werden, ist eine Koordination
zwischen Beschäftigungsprogramm und Gemeinde sicherzustellen.

C.5. Medizinische SIL
Unter medizinischer SIL sind jene Leistungen zu verstehen, die nicht über die
medizinische Grundversorgung gemäss KVG übernommen werden. Vergütet werden
Auslagen für verordnete Hilfsmittel, Hilfe, Pflege und Betreuung zu Hause oder in
Tagesstrukturen, sowie Transport zur nächstgelegenen Behandlungsstelle. Folgende
einzelne Themen in alphabetischer Reihenfolge:

C.5.1. Brille
Für ein Brillengestell ist die kostengünstigste Variante alle fünf Jahre, bis zu einem
Maximalbetrag von Fr. 200.--, zu gewähren. Der Sehtest beim Optiker wird, sofern Kosten
anfallen, separat übernommen. Bei den Gläsern wird die kostengünstigste Lösung effektiv
übernommen.

126 Zum Beispiel: Eine alleinstehende Person geht zu 50% einer Beschäftigung im ersten Arbeitsmarkt nach
und absolviert daneben noch ein Praktikum, um damit künftig die Chance zu haben, eine besser bezahlte
Arbeitsstelle im ersten Arbeitsmarkt zu finden und dadurch nachhaltig von der Sozialhilfe unabhängig zu
werden. Unter Berücksichtigung des jeweiligen Tätigkeitsumfanges kann ihr ein EFB und eine IZU gewährt
werden.
127 SKOS-Richtlinien 2021, C.6.7 Abs. 6
128 Art. 30 Abs. 1, Bst. l AIG
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Nicht übernommen werden einfache Lesebrillen, wie sie in Drogerien und Kiosken
erhältlich sind.

Aus Kostengründen werden keine Kontaktlinsen übernommen. Nur bei ärztlicher
Indikation sind die Kosten für Kontaktlinsen durch die Fürsorgebehörde zu übernehmen.
Die Reinigungsmittel sind Teil des GBL.

Für Kinder und Jugendliche werden bis zur Volljährigkeit nach Vorliegen eines ärztlichen
Zeugnisses die Kosten für eine Sehhilfe jährlich bis maximal Fr. 180.— über die
Grundversicherung der Krankenkasse übernommen.

Bei sehr starken Sehfehlern oder bei Erkrankungen zahlt die Grundversicherung –
unabhängig von Alter der versicherten Person – auch höhere Beiträge an Brillengläser und
Kontaktlinsen (wenn diese medizinisch indiziert sind). Es empfiehlt sich die vorgängige
Abklärung bei der Krankenkasse.

C.5.2. Diätkosten
Tatsächliche Mehrkosten gegenüber einer ausgewogenen Ernährung entstehen nur noch
in vereinzelten Ausnahmefällen, wie beispielsweise Zöliakie. In solchen Fällen können die
Mehrkosten nach Vorlegen eines Arztzeugnisses übernommen werden.

C.5.3. Medikamente
Grundsätzlich sollen vom Arzt oder der Ärztin Medikamente verlangt werden, welche über
die obligatorische Grundversicherung gedeckt sind. Nichtkassenpflichtige Leistungen
sollen deshalb nur in begründeten Ausnahmefällen übernommen werden und bedürfen
einer ärztlichen Verschreibung.

C.5.4. Nicht kassenpflichtige Medikamente
Die Kosten für nicht kassenpflichtige Medikamente ohne ärztliche Verordnung sind in der
Regel selbst zu tragen. Hingegen kann es jedoch sinnvoll sein, die Kosten nicht
kassenpflichtiger Medikamente (z.B. Hustensirup, Halswehtabletten) bis zu einem
bestimmten Betrag zu übernehmen, wenn dadurch ein Arztbesuch vermieden werden
kann.

Therapeutisch indizierte Medikamente und Leistungen, die nicht durch die Krankenkasse
gedeckt sind, können nach Vorliegen einer ärztlichen Empfehlung bis zum Höchstbetrag
von jährlich Fr. 400.-- übernommen werden.

Schuheinlagen und pro Jahr maximal zwei orthopädische Spezialschuhe (Tragdauer
beträgt ein Jahr) werden zu Lasten der ASH übernommen.

C.5.5. Psychologische Behandlungen ambulant
Beteiligungen an den Kosten für Psychotherapien, welche von der Krankenkasse gemäss
KVG nicht anerkannt sind, erfolgen nur nach vorheriger Kostengutsprache. Die
Übersetzungskosten für eine Psychotherapie sind zu übernehmen, sofern nicht die
Institution im Rahmen der Behandlung dafür aufkommen muss.



Handbuch für Asylsozialhilfe 2022

Seite: 61

C.5.6. Psychologische Behandlungen stationär
Es gibt im Kanton Schwyz keine geeigneten stationären Einrichtungen für eine
psychologisch oder suchtindizierte Behandlung.

In der Regel werden betroffene Personen in die vom Kanton Schwyz gelisteten Kliniken
eingewiesen: Triaplus AG und Clienia Littenheid.

Ist eine Behandlung dort nicht möglich oder opportun, können auch Therapien in einer
nicht vom Kanton Schwyz gelisteten Institution geprüft werden. Bei Behandlungen in
folgenden Kliniken kann eine Kostengutsprache gemäss Art. 41 Abs. 3 KVG erteilt,
respektive die Behandlung zum Spitaltarif gutgeheissen werden.

· Klinik für Suchttherapie, Neuenhof
· Spital Wattwil SG, Alkoholstation (insb. bei Alkoholismus)
· Therapiezentrum Meggen LU (Suchtfachklinik)
· Drogenstation Frankental, ZH
· Forel-Klinik, Ellikon an der Thur (Sucht, insb. Drogen, Medikamente)
· Klinik Hasel, Gontenschwil (Trauma, Sucht)
· Rehabilitation Kinderspital Zürich
· Jugendpsychiatrie Kriens
· Spital Affoltern: Mu-Ki-Abteilung

Insbesondere für die Behandlung von Alkoholismus empfiehlt sich die
Alkoholkurzzeittherapie PSA des Spitals Wattwil SG. Die Therapie erfolgt getaktet in
geschlossenen Gruppen. Die Therapie wird dadurch nicht durch allfällige Neueintritte
unterbrochen.

C.5.7. Spitalbeitrag und Anrechnung
Bei Klinikeintritt wird der Grundbedarf ab dem Folgemonat in der Höhe von Fr. 255.--
ausgerichtet. Der tägliche Beitrag an die Kosten des Aufenthalts im Spital nach Art. 64
Abs. 5 KVG beträgt Fr. 15.--.129 Dieser Beitrag ist von der ASH zu übernehmen.130

C.5.8. SPITEX
Krankenpflege, welche durch die SPITEX erbracht wird, wird durch die Krankenkasse
finanziert. Der allfällige Selbstbehalt wird übernommen.

Die hauswirtschaftlichen Dienste werden von der Grundversorgung der Krankenkasse
nicht übernommen. Hierzu bedarf es einer Zusatzversicherung131, welche Asylsuchende
und vorläufig Aufgenommene in der Regel nicht haben.

Die Kostengutsprachen durch die ASH sind jeweils individuell zu prüfen.

C.5.9. Verhütungsmittel
Verhütung ist nach wie vor primär Frauensache. Damit besteht eine faktische
Ungleichbehandlung der Geschlechter und der Frau entstehen bei der Familienplanung,
respektive Geburtenkontrolle unvermeidbare höhere Kosten als dem Mann. Dieser

129 Art. 104 Abs. 1 Verordnung über die Krankenversicherung vom 27. Juni 1995 (KVV, SR 832.102)
130 Konkretes Praxisbeispiel in ZESO 2/12, S. 8
131 https://www.spitexag.ch/files/U6OS1WZ/deutsch.pdf
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geschlechterbedingte Nachteil soll durch die Übernahme langfristiger Verhütungsmittel
korrigiert werden. Ist jedoch ein Mann zur Vasektomie bereit, so soll dies ebenfalls von
der ASH übernommen werden. Geburtenkontrolle sollte nicht an fehlenden finanziellen
Mitteln scheitern.

è Langfristige Verhütungsmittel (inklusive Vasketomie) werden von der ASH
übernommen.

è Die Übernahme der Kosten der Antibabypille ist bei Unverträglichkeit der langfristigen
Verhütungsmittel zu übernehmen.

C.5.10. Zahnarztkosten
Für die zahnärztliche Behandlung im Asylwesen gelten die Richtlinien der Vereinigung
der Kantonszahnärztinnen und Kantonszahnärzte (VKZS). Zusammengefasst gilt
folgendes:

è Bei Asylsuchenden (N-Ausweis) gilt eine Behandlungseinschränkung auf primäre,
nicht aufzuschiebende Massnahmen und Notfallbehandlungen, bei denen Schmerz-
bekämpfung und Erhalt der Kauffähigkeit im Fokus stehen.

è Vorläufig Aufgenommene (Ausweis F) gelten nach drei Jahren Aufenthalt in der
Schweiz als «Langzeitaufenthalter». Daher sind bei vorläufig Aufgenommenen, welche
länger als drei Jahre in der Schweiz sind, auch sekundäre Massnahmen, respektive
eine Behandlung nach Sozialhilfekriterien in Betracht zu ziehen.

Gesuche über Fr. 1000.-- sind dem Kantonszahnarzt zur Prüfung vorzulegen. Die Auf-
enthaltsdauer ist dabei anzugeben.

Notfallbehandlungen bis Fr. 500.-- (schmerzstillende Behandlungen) werden auch ohne
vorgängige Kostengutsprache zu Lasten der ASH übernommen.

Kieferorthopädische Behandlungen bedürfen eines Antrags um Kostenübernahme, den
die zuständige Fürsorgebehörde individuell prüft. Kieferorthopädische Behandlungen
werden in Ausnahmefällen gutgeheissen. In der Regel dann, wenn glaubhaft
nachgewiesen werden kann, dass ohne Korrektur die Kaufähigkeit beeinträchtigt wird oder
andere erhebliche gesundheitliche Beeinträchtigungen zu erwarten sind. Zur
behördlichen Beurteilung sind ein Kostenvoranschlag, ein Behandlungsplan, und die
Empfehlung durch den kantonszahnärztlichen Dienst erforderlich.

è Werden Zahnarzttermine nicht wahrgenommen und besteht für das Nichtwahrnehmen
kein triftiger Grund, sind die Kosten für den Termin von der asylsuchenden oder
vorläufig aufgenommenen Person zu übernehmen.

è Betreffend Maximalbetrag für eine Zahnbehandlung gibt es keine Richtlinien. Die
Restriktionen ergeben sich aus dem eingeschränkten Anspruch auf zahnärztliche
Leistung.

è Für sinnvolle Leistungen, welche aufgrund des Aufenthaltsstatus nicht finanziert
werden müssen, empfiehlt sich für die Finanzierung Stiftungen anzufragen (z.B. eine
für einen jungen Menschen bessere Brückenoption).
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C.5.11. Zahn-Zusatzversicherungen
Die Zahn-Zusatzversicherung für Kinder sollte im Sinne der Minimierung von späteren
hohen Zahnarztkosten in der ASH abgeschlossen werden, wenn sie den Maximalbetrag
von Fr. 15.--/Monat nicht überschreitet.

C.6. SIL im Bereich Unterbringung
Wohnkosten, welche Teil der Grundsicherung sind, die rechtlichen Grundlagen, die Wahl
des Wohnorts, Art der Unterkunft, Hausordnung und Mietverhältnisse sind im Kapitel A
– Allgemeiner Teil behandelt: Kapitel: A.7.

C.6.1. Mobiliaranschaffung
Wird eine asylsuchende oder vorläufig aufgenommene Person vom Kanton einer Gemeinde
erstzugewiesen, so ist die Gemeinde für die Mobiliaranschaffung zuständig.

Es werden nur die Kosten für eine minimale Wohnungseinrichtung übernommen. Nach
Möglichkeit sind gebrauchte Möbel zu kaufen, sofern nicht welche gratis zur Verfügung
stehen. Gebrauchte Möbel sind in gutem und sauberem Zustand bereitzustellen. Sie
sollen dem Gebot der Menschenwürde entsprechen.

è Das Mobiliar muss einfach, sauber, notwendig und zweckmässig sein.

è Matratzen und Bettwäsche sind bei der Ersteinrichtung in neuem oder neuwertigem
Zustand abzugeben.

è Hygienische Standards sind zu beachten.

è Mitunter können Neuanschaffungen preiswerter ausfallen (Wegfallen von Lager- und
Transportkosten).

è Besteht ein Anspruch auf Geburtsgeld, so werden die Einrichtungsgegenstände für
das Kind durch das Geburtsgeld finanziert.132

Wenn kein passendes Mobiliar gratis oder günstig gebraucht erworben werden kann und
die Anschaffung von neuem Mobiliar angezeigt ist, so gilt die Tabelle des
Sozialhilfehandbuchs des Departements des Innern als Referenzrahmen für einen Ein-
bis Zweipersonenhaushalt133.

C.6.2. Umzugs-, Transport- & Reinigungskosten
Die Umzugskosten sind von der Wegzugs- respektive der abgebenden Wohngemeinde zu
übernehmen, es sei denn, der Umzug erfolgt in Zusammenhang mit der Loslösung von
der ASH.

132 Auch Personen im Asylverfahren und vorläufig Aufgenommene können die Geburtszulage erhalten. Sie
müssen AHV-Beiträge geleistet haben und die Schwangerschaft muss vollumfänglich in der Schweiz
durchlebt worden sein. Die Geburtszulage wird von der Ausgleichskasse entrichtet.
133 Die Tabelle des Sozialhilfehandbuchs ist der vorgängigen SKOS-Richtlinie angelehnt und soll als Referenz
dienen, wenn eine Gemeinde es vorzieht, z.B: aus Gründen von Personalressourcen, einen Betrag der
Zielgemeinde gutzusprechen. Die SKOS-Richtlinien haben die Tabelle aus den Richtlinien entfernt, da sie
als unflexibel gilt. In diesem Sinne, ist dieser Referenzrahmen als maximalen Beitrag für eine minimale
Ausrüstung gedacht. Der Referenzrahmen ist nicht abschliessend.
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Zieht eine unterstützte Person von einer Gemeinde zur anderen Gemeinde, so gibt es
folgende Varianten:

· Die Person nimmt ihr Mobiliar mit oder die abgebende Gemeinde stellt es zur Verfü-
gung (die Regel).

· Der Person wird von der abgebenden Gemeinde ein Betrag zur Einrichtungsgegen-
stände zur Verfügung gestellt.

· Die Wegzugsgemeinde einigt sich mit der Zuzugsgemeinde über die Kostenübernahme
und die Zuzugsgemeinde übernimmt die Mobiliaranschaffung.

Die vom Umzug betroffenen Personen sollen die Kosten des Umzugs dadurch minimieren,
indem sie diesen wenn möglich selbst oder mit Hilfe von Verwandten und Bekannten
durchführen. Da bei Personen, die ASH beziehen, in der Regel die Gemeinde den Umzug
veranlasst, ermittelt die zuständige kommunale Behörde sowohl den Beitrag als auch die
kostengünstigste Lösung für den Umzug.

In der Regel ist die Wohnung vom Mieter selbst zu reinigen. Reinigungskosten werden
nur in Spezialfällen übernommen, insbesondere dann, wenn die betroffenen Personen
weder physisch oder psychisch in der Lage sind, die Reinigung selbst vorzunehmen. Eine
vorgängige Kostengutsprache ist in einem solchem Fall Pflicht.

C.6.3. Mehrkosten infolge unkooperativen Verhaltens beim Umzug
Verhält sich eine Person beim Umzug unkooperativ und verursacht dadurch Mehrkosten,
so werden diese Mehrkosten bei der Unterstützung in Abzug gebracht.

C.6.4. Mietzins bei Personen in stationärer Einrichtung
Tritt eine Person des Asylwesens in eine stationäre Einrichtung ein, so können noch
maximal drei Monatsmieten übernommen werden. Bei längerem stationären Aufenthalt
muss jeweils situativ entschieden werden, ob die Wohnung zu kündigen ist oder die
Kosten weiterhin durch die ASH getragen werden sollen.

C.6.5. Mietzinsausstände
Zwecks Wohnraumerhaltung können in Ausnahmefällen maximal drei ausstehende Mieten
übernommen werden, sofern der Mietzins innerhalb der kommunalen Richtlinien liegt.
Die Ausstände müssen jedoch zurückerstattet werden. Eine Rückzahlungsvereinbarung
muss dem Umstand Rechnung tragen, dass Personen mit ASH einen sehr engen
finanziellen Rahmen haben.

C.6.6. Mietzinsdepot
Die SKOS-Richtlinien empfehlen, dass die Hinterlegung eines Mietzinsdepots durch die
Sozialbehörden vermieden werden soll.134

Ist dies nicht möglich, so ist zu prüfen, ob mittels Bürgschaft durch die Gemeinde das
Mietzinsdepot vermieden werden kann. Wird dennoch von der Vermietung ein Depot ver-
langt, zählt die Mietzinskaution als Unterstützungsleistung im Rahmen der Wohnungs-
kosten. Die Mietkaution kann daher durch die Fürsorgebehörde bevorschusst werden und
bewirkt eine Rückzahlungsvereinbarung. Da das Mietzinsdepot in der Regel auf den

134 Vergleiche SKOS-Richtlinien C.4.3
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Namen des Mieters ausgestellt wird, ist bei der Eröffnung des Kautionskontos
sicherzustellen, dass die (Rest-)Kaution bei Auflösung des Mietverhältnisses beziehungs-
weise nach Vorliegen der Schlussabrechnung den Sozialbehörden rückerstattet wird.

Bei Einzelpersonen beträgt die Rückzahlungsrate monatlich in der Regel Fr. 20.-- und bei
Familien Fr. 50.--. Keinesfalls darf die Rückzahlungsrate die betroffenen Personen
längerfristig auf Nothilfe setzen. Hingegen können als Ergebnis einer gemeinsamen
Vereinbarung auch höhere Beiträge zur Rückzahlung vereinbart werden. Sobald der
Gesamtbetrag der Mietkaution an die Fürsorgebehörde bezahlt wurde, muss die Abtretung
bei der Bank zurückgezogen werden.

C.6.7. Wohnnebenkosten
Die Heizkosten und die Kosten für Warmwasseraufbereitung sowie Strom werden
übernommen.

Rückerstattungen aus Nebenkosten sind im darauffolgenden Monat als Einnahme im
Budget zu berücksichtigen.

C.6.8. Kosten für Internet und Serafe
Internet gehört heute zur Grundausstattung. Die Digitalisierung des Lernens gehört heute
in den meisten Schulen und Betrieben zum Standard und wird vorausgesetzt.

Daher ist für eine berufliche Integration in der Regel ein Internetanschluss mit ausrei-
chender Leistung erforderlich.

è Die Kosten für das Internet werden übernommen und die Benutzer leisten einen Bei-
trag daran: Monatlich pro Person max. Fr. 10.-- und pro Familie max. Fr. 20.--

è Allenfalls ist ein Beitrag an ein Abo zum Smartphone, das als Hotspot verwendet
werden kann, die kostengünstigere Variante.

è Bei einer Wohngemeinschaft oder einer Familienunterkunft, von Personen die in
Ausbildung sind, ist insbesondere darauf zu achten, dass der Internetanschluss von
ausreichender Leistung ist.

Die Gebühren für Rundfunk und Fernsehen durch Serafe sind von der Fürsorge zu über-
nehmen.

C.7. Verkehrsauslagen
Da es im Kanton Schwyz kein Abonnement gibt, welches das öffentliche Verkehrsnetz des
gesamten Kantons abdeckt, macht eine einheitliche Regelung betreffend Verkehrsaus-
lagen wenig Sinn.

Ebenfalls steht die unterschiedliche Erreichbarkeit von günstigen Einkaufsmöglichkeiten
sowie Arztbesuchen etc. einer einheitlichen Lösung entgegen.

Schliesslich bietet eine Vergabe von Abonnements für Nahzonen eine Möglichkeit,
knappe Personalressourcen anderweitig einzusetzen. Beispielsweise bei der persönlichen
Hilfe.



Handbuch für Asylsozialhilfe 2022

Seite: 66

C.7.1. Gegenstand der Übernahme von Fahrkosten
Verkehrsauslagen im Zusammenhang mit folgenden Aktivitäten sind effektiv in der
kostengünstigsten Variante und in vollem Umfang zu übernehmen (kein Zonenabzug, Auf-
zählung nicht abschliessend):

è Teilnahme an Ausbildungsprogrammen wie Schulen, Ergänzungsklassen, IBA und
Kompass;

è Teilnahme am kommunalen oder kantonalen Beschäftigungsprogramm;

è Fahrtkosten für Arzttermine, Therapien, Behördengänge, sowie bewilligte Freizeitakti-
vitäten;

è Fahrtkosten für Vorstellungsgespräche, Schnuppern, Probearbeiten, Praktika etc.

è Kosten für die Wahrnehmung eines Besuchsrechts sind in angemessenem Rahmen zu
übernehmen.

Private Termine, wie Besuche von Freunden und Verwandten, werden nicht übernommen.

Bewusste Differenzierung bei der Behandlung von ASH-Bezügern und WSH-Bezügern. Es
werden an beide Personengruppen dieselben Integrationsanforderungen gestellt.
Gleichzeitig ist der finanzielle Unterschied beim GBL beträchtlich. Aus diesem Grunde
werden die Verkehrskosten vollumfänglich in die SIL übertragen.

C.7.2. Regelungen betreffend Verkehrsauslagen in kantonalen
Zentren:

Beim Kanton wird die Übernahme der Fahrtkosten aufgrund der drei Standorte der
kantonalen Durchgangszentren Biberbrugg, Goldau und Morschach wie folgt geregelt:

Monats-Abo: Nehmen Bewohner der DGZ an externen Integrationsprogrammen teil (bei
externen Deutschkurse ab Unterricht an drei Tagen), werden die Kosten für das entspre-
chende Zonen-Abonnement vom AFM übernommen.

Im DGZ Biberhof: Jene Bewohner, die kein Zonen-Abo für eine externe Schule haben,
erhalten im Biberhof ein Zonen-Abo für Einsiedeln. Diese Kosten gehen zu Lasten der
Verkehrspauschale.

Im DGZ Degenbalm: Das DGZ Degenbalm führt infolge seiner Lage einen regelmässigen
Shuttle-Dienst für die Einkäufe durch. Daher wird jenen, die keine externe Schule besu-
chen, kein Zonen-Abo entrichtet. Dafür erhalten sie maximal einmal pro Woche eine
Tageskarte für zwei Zonen.

Halbtax-Abo: Das Halbtax-Abo reduziert die Kosten für alle beteiligten Parteien: für das
AFM, die Betreiber der DGZ und den Bewohner. Bereits ein einmaliges Vorsprechen in
Chiasso führt zu einer Ersparnis von über Fr. 60.--. Im Falle eines Antrags für ein Halbtax-
Abo übernehmen das AFM-Asylwesen und die Caritas jeweils Fr. 60.-- der Kosten. Der
restliche Betrag wird bevorschusst und vom Empfänger abbezahlt.

Bei den UMA bedeutet dies analog Fr. 40.-- AFM-Asylwesen, Fr. 40.-- Caritas, Fr. 40.--
UMA.

Kinder-Mitfahrkarte / Junior-Karte: Für Kinder ab sechs Jahren bis vor dem 16. Geburtstag
kann eine Kinder-Mitfahrkarte oder eine Junior-Karte gekauft werden.
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Mit der Junior-Karte können Kinder nur in Begleitung ihrer Eltern, respektive einem
Elternteil, gratis mitfahren.

Mit der Kinder-Mitfahrkarte können Kinder in Begleitung einer erwachsenen Person gratis
mitfahren.

Die Junior-Karte ist ab dem dritten Kind gratis. Die Kindermitfahrkarte nicht.

Familien erhalten für ihre Kinder ab 6 Jahren bis vor dem 16. Geburtstag eine Junior-
Karte oder eine Kinder-Mitfahrkarte (Fr. 30.--).

Bei Familien mit zwei oder weniger Kindern wird die Kinder-Mitfahrkarte gelöst. Bei
Familien mit drei und mehr Kindern wird die Junior-Karte gekauft.

C.7.3. Regelungen betreffend Verkehrsauslagen in den Gemeinden
In der Regel findet jeweils die kostengünstigste Variante Anwendung.

Ist die kostengünstigste Variante das Halbtax-Abo, dann wird der Betrag für das Halbtax-
Abo bevorschusst und die zu übernehmenden Verkehrsauslagen werden zum Volltarif bis
zum Preis des Halbtax-Abo vergütet, respektive von der Schuld in Abzug gebracht.
Anschliessend werden die Fahrkarten zum Halbtaxpreis vergütet.

Gemeinden, die über keine günstigen Einkaufsmöglichkeiten für Essen und Kleider ver-
fügen, übernehmen das Abo für das Lokalnetz.

Bei der Unterbringung von Asylsuchenden und vorläufig Aufgenommenen in einer abge-
legenen Unterkunft, wo die Nutzung des ÖV erforderlich ist, ist die Abgabe eines Abos für
den ÖV zwingend.

C.7.4. Reisekosten in Zusammenhang mit einer Rechtsvertretung
Mit der Neustrukturierung des Asylwesens wurde die unentgeltliche Rechtspflege
eingeführt. Diese wird sowohl in den beschleunigten als auch in den erweiterten Verfahren
gewährt. In der Region Zentralschweiz & Tessin hat der Bund die Caritas Schweiz damit
beauftragt. Die Kosten für die rechtliche Begleitung gehen zu Lasten des Bundes.

Nicht inbegriffen in die rechtliche Begleitung sind die Reisekosten für die asylsuchende
Person. Diese sind daher zwingend als SIL zu übernehmen. Eine Nichtübernahme käme
einer Rechtsverweigerung gleich.

Wichtig: diese Regelung gilt nur während des Asylverfahrens und endet mit dem
rechtskräftigen Asylentscheid. Ein rechtskräftiger Entscheid liegt nach abgeschlossenem
Beschwerdeverfahren vor. 135

Benötigt eine Person aus anderen Gründen eine Rechtsvertretung (z.B. bei einem
Wiedererwägungsverfahren, Kantonswechsel, Familiennachzug usw.), so ist dies als
Privatsache zu betrachten. Dafür werden keine Kosten übernommen.

135 Legt eine Person Beschwerde gegen eine verfügte vorläufige Aufnahme ein, dann ist der erstinstanzliche
Entscheid zwar nicht rechtskräftig, aber das Beschwerdeverfahren gilt dennoch als Privatangelegenheit, da
ohne Beschwerde bereits ein rechtskräftiger Schutzstatus vorliegen würde.
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C.7.5. Verkehrsauslagen für Notfalltransporte
Für Fahrten bei medizinischen Notfällen, wenn der Transport mit den öffentlichen
Verkehrsmitteln nicht möglich ist, sollen die Kosten für eine Taxifahrt rückerstattet
werden.

Bei Selbstverschulden, beispielsweise infolge Trunkenheit, werden die Kosten nicht über-
nommen.

Kommt es zum Einsatz des Rettungsdiensts so wird die Übernahme der Kosten von der
Ursache abhängig gemacht: Liegt ein Notfall vor, werden sämtliche Kosten übernommen.
Liegt ein Selbstverschulden vor, kommt es im Verhältnis zum Selbstverschulden zur gra-
duellen Kostenbeteiligung. Die nicht durch die Krankenversicherung gedeckten Kosten
für einen unnötigen, selbstprovozierten Rettungseinsatz geht nach dem Verursacherprin-
zip zu Lasten der ASH-beziehenden Person.

C.7.6. Kosten hinsichtlich eines Fahrzeugs
Vorläufig Aufgenommenen wird grundsätzlich kein Auto gewährt, da mit dem Unterhalt
von Fr. 14.-- pro Tag die Kosten für ein Fahrzeug nicht gedeckt werden können. Vielmehr
liegt die Vermutung nahe, dass es zu einer Zweckentfremdung der Sozialhilfe führt.

Vorläufig Aufgenommene dürfen ein Motorfahrzeug nur zum Eigentum haben, wenn sie
aus gesundheitlichen oder beruflichen Gründen darauf angewiesen sind und/oder das
Fahrzeug den Vermögensfreibetrag gemäss SKOS-Richtlinien von Fr. 4'000.-- nicht
überschreitet. Die anrechenbaren Autokosten betragen 70 Rappen pro Kilometer und
maximal Fr. 300.-- pro Monat. In dieser Entschädigung sind sämtliche Autokosten
inbegriffen (Benzin, Versicherung, Steuern etc.).

Im Sinne des Individualisierungsprinzips kann unter besonderen Umständen der Erwerb
eines Führerscheins finanziert werden. Wenn dies beispielsweise für den beruflichen
Einstieg wirklich angezeigt ist, sind die Voraussetzungen für eine Unterstützung gegeben.

C.8. Weitere diverse Kosten
Weitere Kosten werden, sofern sie nicht in diesem Handbuch geregelt sind, gemäss den
SKOS-Richtlinien behandelt136.

C.8.1. Beschaffung von Reisepässen
Liegt ein rechtskräftiger Asylentscheid vor, der eine vorläufige Aufnahme verfügt hat, so
kann die betroffene Person im Notfall vor und im regulären Fall nach Ablauf der
dreijährigen Sperrfrist reisen (ab Verfügung).

In einem Notfall, z.B. bei schwerer Krankheit oder bei Tod eines Familienangehören kann
beim SEM ein Reisedokument oder ein Rückreisevisum beantragt werden137. Vorläufig
Aufgenommene können nur begrenzt ins Ausland reisen. Die Pässe sind nach der Reise
dem SEM zur Verwahrung abzugeben.

136 § 23 Abs. 1 MigV sowie § 4 Abs. 2 ShV
137 Verordnung über die Ausstellung von Reisedokumenten für ausländische Personen vom 20. Januar 2010
(RDV, SR 143.5)
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Grundsätzlich ist der Erwerb eines gültigen, heimatlichen Reisepasses Privatsache.
Dennoch ist selbiger zu unterstützen, da er den Nachweis der Identität im behördlichen
Umgang erleichtert.

è Die Gemeinde bevorschusst den Erwerb eines heimatlichen Reisepasses. Die Kosten
für den Erwerb gehen zu Lasten der ASH-beziehenden Person.
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D. Massnahmen zur sozialen und beruflichen Integration
Zu den finanziellen Regelungen ist das Kapitel «SIL im Zusammenhang mit Ausbildung
und beruflicher Integration» zu konsultieren (Kapitel C.3).

Folgend werden die Grundsätze, welche die Verwaltungstätigkeit im Bereich sozialer und
beruflicher Integration leiten, in wenigen Sätzen festgehalten.

Zur Bedeutung der sozialen Integration, siehe Teil «Einführung», Kapitel O.6.

D.1. Grundsätze betreffend Integrationsmassnahmen
Pflicht der Sozialhilfeorgane
Die Sozialorgane haben dafür zu sorgen, dass den Hilfesuchenden geeignete Massnahmen
zur Verfügung stehen oder solche vermittelt werden. Neben professionellen Angeboten
sind auch lokale Möglichkeiten zu prüfen. Hilfesuchende haben einen Anspruch auf
persönliche Hilfe.

Leistung – Gegenleistung
Integrationsmassnahmen basieren auf der Idee von Leistung und Gegenleistung als wech-
selseitig nützlichen Prozess. Sie zielen darauf ab, die Person von der Sozialhilfe zu lösen
oder gesundheitlich zu stabilisieren. Die Massnahmen kommen der hilfesuchenden
Person direkt zugute. Das Engagement soll im Sinne eines Anreizes honoriert werden.

Hilfe zur Selbsthilfe
Soziale und berufliche Integrationsmassnahmen beruhen grundsätzlich auf den Stärken
und Fähigkeiten der betroffenen Person. Es ist von den Ressourcen einer Person auszu-
gehen und nicht von Defiziten. Siehe hierzu auch die durchgehende Fallführung der Fach-
abteilung Integration des AFM138.

Integrationsmassnahmen als Investition
Hierzu siehe insbesondere das Kapital zu den SIL im Bereich beruflicher Integration. Da
Integrationsmassnahmen auch und insbesondere im Interesse der öffentlichen Hand
liegen, werden die Massnahmen auch durch diese finanziert.

Professionelle Abklärung und Begleitung
Die Gemeinden gewährleisten eine professionelle Betreuung und Begleitung. Sie sorgen
für wirksame und zielführende Massnahmen, welche eine nachhaltige Loslösung von der
ASH ermöglichen. Ist aufgrund objektiver Gründe (z.B. Alter, Gesundheit) keine
berufliche Integration möglich, so sind die Sozialorgane bemüht, Massnahmen zur
sozialen Integration anzubieten. Die soziale Integration begünstigt den sozialen Frieden
und vermeidet allfällig hohe Gesundheitskosten; insbesondere im psychischen Bereich,
in dem Langzeitfolgen hohe Kosten verursachen können.

Verbindlichkeit der Massnahme
Die Teilnahme an einer Integrationsmassnahme wird in einem schriftlichen Vertrag
zwischen der betroffenen Person und der zuständigen Behörde festgehalten.

138 www.sz.ch/unternehmen/ausländerinnen-auslaender/integration : Integrationsagenda (IAS), Leitfaden zur
durchgehenden Fallführung.
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Sanktionen
Wenn die hilfesuchende Person eine schriftlich vereinbarte Massnahme einseitig
abbricht, erst gar nicht antritt, oder wenn sie sich weigert, an einer ihr zumutbaren und
als hilfreich qualifizierten Massnahme teilzunehmen, so kann dieses Verhalten gemäss
Kapitel A.14.2 sanktioniert werden.

Verzicht auf Rückerstattung
Bei der ASH ist auf die Rückerstattung und Verwandtenunterstützungspflicht zu
verzichten.

D.2. Art und Qualität von Integrationsmassnahmen
Im Gegensatz zur WSH beschränkt sich die ASH auf eine spezifische Gruppe. Asylsu-
chende und vorläufig Aufgenommene können, solange sie noch über die
Bundesfinanzierung laufen, an kantonalen Integrationsmassnahmen teilnehmen.

In Ausnahmefällen kann auch bei vorläufig Aufgenommenen, die über sieben Jahre in der
Schweiz sind, eine Teilnahme an den kantonalen Integrationsprogrammen bewilligt
werden; insbesondere dann, wenn es sich um eine Ausbildungsmassnahme handelt. Die
Ausbildungskosten werden in diesen Fällen von der Gemeinde getragen.

Der Kanton Schwyz hat ein Zwei-Phasenmodell und leitet erste Integrationsmassnahmen
bereits in den Durchgangszentren ein. Seitens des Kantons bietet das Umsetzungskon-
zept der Integrationsagenda Schwyz einen soliden Überblick über die Ansätze, Prozesse
und Ziele.

Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene können bis maximal sieben Jahre nach Ein-
reise kantonale Integrationsangebote wahrnehmen. Danach gehen die Personen in vollem
Umfang in die Zuständigkeit der Gemeinden über. Im Einzelfall können Ausnahmen
gemacht werden.

Befinden sich vorläufig Aufgenommene länger als sieben Jahre in der Schweiz, gelten
hinsichtlich Integrationsmassnahmen dieselben Regeln und Richtlinien wie bei der WSH.
Siehe hierzu auch das Kapitel Integration im Sozialhilfehandbuch des Amts für
Gesundheit und Soziales.
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E. Der Einkommensfreibetrag
Ein Einkommensfreibetrag (EFB) wird vorläufig Aufgenommenen und Asylsuchenden
gewährt, welche im ersten Arbeitsmarkt tätig sind und ist abhängig vom Beschäftigungs-
grad139. Er wird Personen ab 16 Jahren gewährt und darf nicht höher als der erwirtschaf-
tete Nettolohn sein.

Der Lehrlingslohn wird nicht als Einkommen des ersten Arbeitsmarktes anerkannt und hat
daher keinen Anspruch auf einen EFB. Bei der Absolvierung einer Berufslehre soll
dagegen eine IZU gewährt werden. Lehrlings- und Praktikumslöhne werden somit voll
angerechnet und mit IZU honoriert. Siehe entsprechendes Kapitel unter C.4.

E.1. Höhe des Einkommensfreibetrags
Erwerbseinkommen von weniger als Fr. 120.-- pro Monat gelten als Freibeträge und
werden nicht mit der ASH verrechnet.

Jugendliche und junge Erwachsene (unter 25 Jahren) erhalten die vollen Erwerbsfrei-
beträge angerechnet.

Als anschauliches Raster für die Berechnung des EFB siehe nachfolgend. Die genauen
Prozente lassen sich wie folgt berechnen:

100% : 180 Arbeitsstunden = 0.555 Stunden bei 1% -> 0.555 x Anzahl Arbeitsstunden
= Beschäftigungsumfang.

Beispiel: 40 Stunden x 0.555 = 22.2% = Einreihung bis 30%

Beschäftigungsumfang
(100% = 180 oder mehr
Stunden / Monat)

EFB pro Person
und Monat

Beschäftigungsumfang
(100% = 180 oder mehr
Stunden / Monat)

EFB pro Person
und Monat

Bis 10% (bis 18 Std.) Fr. 120.00 Bis 60% (bis 108 Std.) Fr. 430.00
Bis 20% (bis 36 Std.) Fr. 190.00 Bis 70% (bis 126 Std.) Fr. 480.00
Bis 30% (bis 54 Std.) Fr. 260.00 Bis 80% (bis 144 Std.) Fr. 520.00
Bis 40% (bis 72 Std.) Fr. 320.00 Bis 90% (bis 162 Std.) Fr. 560.00
Bis 50% (bis 90 Std.) Fr. 380.00 Bis 100% (bis 180 Std.) Fr. 600.00

E.2. Einkommen von Minderjährigen
Einkünfte von Minderjährigen, die mit unterstützungsbedürftigen Eltern im gleichen
Haushalt leben, sind im Gesamtbudget nur bis zur Höhe des auf diese Person entfallen-
den Anteils einzurechnen.

è Es ist darauf zu achten, dass der Ausschluss aus der Unterstützungseinheit nicht zum
Nachteil für die minderjährige Person führt. Wenn der Überschuss nur geringfügig ist,
wird eher von einem Ausschluss abgesehen.

E.3. Anrechnung des Erwerbseinkommens bei
Kurzeinsätzen

Jedes Erwerbseinkommen ist zu berücksichtigen. Wird ein Erwerbseinkommen erzielt,
kommt der EFB zur Anwendung. Dazu gehört auch ein einmaliges Einkommen. Liegt der
erzielte Erwerb unter dem für die Arbeitsstunden vorgesehenen EFB, so gilt der erzielte
Erwerb als EFB.

139 RRB Nr. 1186/2015 – Richtlinien SKOS 2016
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E.4. Das Beschäftigungsprogramm (BP) ist keine
Erwerbstätigkeit

Das Entgelt aus dem kommunalen oder kantonalen Beschäftigungsprogramm (BP) ist
keine Erwerbstätigkeit140. Es gibt daher auch keinen EFB. Die Teilnahme ist auch keine
Integrationsmassnahme, weshalb auch keine IZU ausbezahlt wird. Dafür kann der
Teilnehmer am BP das Entgelt für seine Einsätze bis maximal Fr. 200.—/Monat behalten.

Die Grenze von Fr. 200.— bewirkt, dass pro Monat maximal 13 Ganztageseinsätze
möglich sind. Ab 2022 sind auch Teilzeiteinsätze möglich, wobei sich die Beträge je nach
Pensum reduzieren.

Ein ganztägiger Einsatz wird wie folgt vergütet: Fr. 15.— für den Arbeitseinsatz und
Fr. 15.— für Spesen (auswärtige Verpflegung bei körperlich anstrengender Arbeit)141.

E.5. Anrechnung von 13. Monatslohn, Gratifikation etc.
Zusatzeinkünfte (ehemalige und regelmässige) sind Einkommensbestandteile und müs-
sen im Regelfall im Budget berücksichtigt werden. Dazu gehören auch der 13. Monats-
lohn, eine Gratifikation, eine Belohnung für besondere Leistungen oder ein Dienstalters-
geschenk.

Die Zusatzeinkünfte werden im Nettobetrag im Zeitpunkt der Auszahlung angerechnet. Es
erfolgt also nicht eine Aufteilung auf die kommenden zwölf Monate. Entsteht ein Über-
schuss, so wird in diesem Umfange im Folgemonat keine ASH ausgerichtet.

Da angestrebt wird, dass Jugendliche einem Ferienjob nachgehen, soll auf die Anrech-
nung des Einkommens in der Unterstützungsberechnung der Eltern verzichtet werden.
Wenn das Einkommen aus dem Ferienjob angerechnet wird, ist ein EFB zu gewähren,
auch wenn die Person noch nicht 16 Jahre alt ist.

E.6. Quellensteuer
Bei der Berechnung des Sozialhilfebezugs wird der Betrag für die Quellensteuer zum
Nettoeinkommen hinzugerechnet und dieser Gesamtbetrag als Einkommen im Budget
erfasst. Würde im Sozialhilfebudget das Nettoeinkommen berücksichtigt, würde faktisch
mit Sozialhilfegeldern Steuern bezahlt. Dies widerspricht wiederum der Auflage, dass mit
Sozialhilfe keine Steuern bezahlt werden dürfen.

è Gemäss § 194 Steuergesetz vom 9. Februar 2000 (SRSZ 172.200) kann ein
Erlassgesuch gestellt werden. Erlassgesuche sind individuell an die kantonale
Steuerverwaltung zu richten.

E.7. Geburtszulagen
Diese werden bei der Bedarfsberechnung nicht als Einkommen gerechnet. Sie sind
zweckgebunden und für die Anschaffungen bestimmt, welche mit der Geburt und Pflege
des Neugeborenen notwendig werden.

Die Geburtszulagen kommen voll und ganz den Eltern zugute.

140 Art. 30 Abs. 1 Bst. l AIG
141 Siehe auch Kapitel C.4.5. Teilnahme am kantonalen und kommunalen Beschäftigungsprogrammen.
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Für die Ausrichtung der Geburtszulage von ASH-Bezügern ist es Voraussetzung, dass sie
AHV-Beiträge leisten und dass die Schwangerschaft in der Schweiz stattfand. Begann die
Schwangerschaft vor der Einreise, wird kein Beitrag ausgerichtet.

E.8. Trinkgelder
Da Bezüger von ASH verpflichtet sind, über ihre Vermögens- und Einkommensverhältnisse
Auszukunft zu geben und deren Änderungen unverzüglich zu melden, sind sie auch
verpflichtet, über Einnahmen aus Trinkgeldern zu informieren. Eine genaue Prüfung ist
jedoch kaum möglich, weshalb diese in der Regel nicht im Budget erfasst werden. Sind
die Trinkgelder jedoch sehr hoch, wird davon ein angemessener Betrag als Einnahme in
die Bedarfsberechnung einbezogen.

E.9. AHV
Kurz vor Erreichen des Rentenalters ist bei der kantonalen Ausgleichskasse eine
Anmeldung für eine Altersrente einzureichen. Gleichzeitig kann ein Gesuch um Erlass der
nachträglichen Beitragsforderung gestellt werden. Das Gesuch muss schriftlich begründet
werden. Nachdem die Ausgleichskasse eine Rentenverfügung erlassen hat, ist ein Antrag
auf Ergänzungsleistungen (EL) zu stellen.

E.10. Vorbezug AHV
Die AHV-Rente kann ein bis zwei Jahre vorbezogen werden. Dies ist jedoch nur möglich,
wenn die Voraussetzungen für den Anspruch einer Altersrente zu diesem Zeitpunkt
überhaupt gegeben sind.

Bei Asylsuchenden und vorläufig Aufgenommenen (plus und minus sieben Jahre), die
aufgrund fehlender Erwerbstätigkeit die Mindestbeitragsdauer nicht erfüllt haben, ist ein
Vorbezug nicht möglich.

E.11. Ergänzungsleistungen
Wenn die Leistungen der AHV/IV nicht ausreichen, um das Existenzminimum
abzudecken, können EL ausgerichtet werden, wenn die Rentenberechtigten

è sich seit mehr als 10 Jahren ununterbrochen in der Schweiz aufhalten,
è eine Rente der AHV oder IV (inkl. Hilfsmittel) beziehen,
è oder die IV während 6 Monaten ununterbrochen ein Taggeld ausgerichtet hat.

E.12. Anrechnung von Hilflosenentschädigung
Hilflosenentschädigungen haben nach geltender Rechtsprechung nicht den Charakter
einer Genugtuungs- oder Integritätsentschädigung. Sie sind daher im Sozialhilfebudget
vollumfänglich zu berücksichtigen. Es gilt aber zu verhindern, dass die betroffene
Unterstützungseinheit durch die Anrechnung daran gehindert wird, ihre
behinderungsbedingten Mehrkosten zu decken. Daher sind gleichzeitig auch alle belegten
behinderungsbedingten Mehrkosten als SIL anzurechnen.
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F. Finanzielle Ansprüche gegenüber Dritten
F.1. Grundsätze
Bei der ASH gilt wie auch in der WSH das Prinzip der Subsidiarität.

F.2. Bevorschusste Leistungen Dritter
Leistungen von Sozialversicherungen dürfen nur dann mit im Voraus ausgerichteten ASH-
Geldern verrechnet werden, wenn die Leistungen der Sozialversicherung und die
Sozialhilfegelder denselben Zeitraum betreffen.

F.3. Invalidenversicherung (IV)
Für Asylsuchende und vorläufige Aufgenommene gelten bei den
Anspruchsvoraussetzungen der Invalidenversicherung (IV) besondere Bestimmungen. Für
ein importiertes Leiden werden keine Leistungen der IV gewährt. Bei Invaliditätseintritt
muss die betroffene Person mindestens ein Jahr IV-Beiträge bezahlt haben oder
mindestens zehn Jahre ununterbrochener Wohnsitz in der Schweiz haben.142 Bei
Eingliederungsmassnahmen gelten andere Voraussetzungen143.

F.4. Eheliche und elterliche Unterhaltspflicht
F.4.1. Grundsatz bei Unterhaltspflicht
Wenn zu unterstützende oder tatsächlich unterstützte Personen verpflichtet sind,
Alimente zu zahlen, dürfen sowohl die laufenden Alimente als auch diejenigen, mit denen
sie im Rückstand sind, bei der Berechnung der Sozialhilfe nicht im Budget angerechnet
werden. Die relevanten Stellen der Gemeinde sind über den Sozialhilfebezug zu
informieren.

Damit alimentenberechtigte Personen wegen ausbleibenden Unterhaltsbeiträgen nicht in
eine wirtschaftliche Notlage geraten, können sie bei der zuständigen Stelle (Gemeinde
oder Ausgleichskasse) die Bevorschussung der Kinderalimente sowie die Inkassohilfe der
unterhaltsrechtlichen Ansprüche beantragen.

Es gilt die Mitwirkungspflicht.

F.4.2. Eheliche Unterhaltspflicht
Eheleute sorgen gemeinsam und jeder nach seinen Kräften für den gebührenden
Unterhalt der Familie144.

Verzichtet ein Ehepartner bei der gerichtlichen Trennung oder Scheidung vor dem Bezug
von wirtschaftlicher Sozialhilfe auf die ihm grundsätzlich zustehenden Alimente, so darf
er dafür von den Fürsorgebehörden nicht mit Sanktionen belegt werden, wenn er auf
wirtschaftliche Sozialhilfe angewiesen ist, respektive darum ersucht.

142 Art. 6 Abs. 2 Bundesgesetz über die Invalidenversicherung vom 19. Juni 1959 (IVG, SR 831.20)
143 Art. 9 IVG
144 Art. 163 ff. ZGB
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F.4.3. Elterliche Unterhaltspflicht
Die Eltern haben für den Unterhalt des Kindes aufzukommen, auch für die Kosten von
Erziehung, Ausbildung und Kindesschutzmassnahmen145.

Da sich die elterlichen Unterhaltspflichten aus dem ZGB ergeben und es keine
spezialrechtlichen Vorgaben für Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene gibt, gelten
die SKOS-Richtlinien.

Betreffend Alimente finden sich die rechtlichen Unterlagen auf der Webseite:

www.sz.ch/alimentenhilfe und Ausführung im Handbuch «Alimentenwesen» Kanton
Schwyz.

F.5. Verwandtenunterstützung
Verwandtenunterstützung findet bei ASH-beziehenden Personen keine Anwendung.

F.6. Familienähnliche Wohn- und Lebensgemeinschaften
Als Wohn– oder Lebensgemeinschaften gelten Gemeinschaften von unverheirateten
Personen, welche die Haushaltsfunktionen gemeinsam ausüben (wohnen, kochen, essen,
waschen, einkaufen usw.) und die Haushaltsfunktionen gemeinsam nutzen (Fernseher,
Telefon, Küchenapparate). Weitere Indizien für eine Wohn- oder Lebensgemeinschaft sind
ein Konkubinats-, ein Untermietvertrag oder ein gemeinsam unterzeichneter Mietvertrag.

Von der Gemeinde in eine Unterkunft zugewiesene Einzelpersonen bilden keine Wohn-
und Lebensgemeinschaft.

F.6.1. Rechtliches betreffend gemeinsames Wohnen
Personen, welche in solchen Wohn- oder Lebensgemeinschaften leben, haben gegenseitig
grundsätzlich keine gesetzlichen Unterstützungs- oder Beistandspflichten. Sozialhilfe-
rechtlich betrachtet bilden sie auch keine Unterstützungseinheit146.

F.6.2. Berechnung der ASH bei gemeinsamen Wohnen
Personen, die ASH beziehen, verfügen über keine freie Wahl des Wohnorts. Sie können
nicht wählen, ob sie in einer Wohngemeinschaft, einer Kollektivunterkunft oder in einer
eigenen Unterkunft wohnen.

Es wäre ein unzulässiger Eingriff in die Persönlichkeitsrechte, würde man von Einzelper-
sonen, welche keine Familieneinheit bilden, verlangen, zwecks Kostenminderung gemein-
sam zu kochen, einzukaufen etc. Religiöse und ethnische Unterschiede und damit
verbundene kulturelle Traditionen und Essgewohnheiten sind in der Regel sehr
unterschiedlich.

Anders hingegen verhält es sich bei gefestigten Partnerschaften und Konkubinaten oder
traditionell gelebte Gemeinschaften (Familie mit Grosseltern). Dort werden die Einkünfte
des Partners, respektive der Mitbewohner angemessen berücksichtigt.

145 Art. 276 Abs. 1 ZGB
146 Analog und gleichlautend dazu im Handbuch für Sozialhilfe des Amts für Gesundheit und Soziales,
Rubrik F5 (Version 2020).
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Auch wenn bei Konkubinat und eheähnlichen Wohngemeinschaften per se keine rechtli-
che Beistands- und Unterstützungspflicht besteht, so können doch zwecks Vermeidung
einer unzulässigen Privilegierung des Konkubinats die Einkommen und allfälligen
Vermögen der jeweiligen Partner angemessen berücksichtigt werden147.

F.6.3. Wann ist eine eheähnliche Wohngemeinschaft gegeben?
Ein Paar, das seit über zwei Jahren gemeinsam in einer Wohnung lebt und einen
gemeinsamen Haushalt führt, ist mutmasslich eine stabile und gefestigte Gemeinschaft.

Ebenfalls gilt ein Paar mit einem gemeinsamen Kind als eheähnliche Wohngemeinschaft.

Schliesslich kann auch ein Paar, das weniger als zwei Jahre gemeinsamen Haushalt führt,
als gefestigte eheähnliche Gemeinschaft gelten. Dies ist der Fall, wenn nachweislich eine
Beziehung eng gelebt und als dauerhaft konzipiert ist.

Gleichgeschlechtliche Partnerschaften werden in der Sozialhilfe analog zum Konkubinat
behandelt.

Registrierte gleichgeschlechtliche Paare sind Ehepaaren gleichgestellt.

147 Bundesgerichtsurteil 2P.218/2003 vom 12. Januar 2004, Erw. 3.2.
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G. Rechtsgrundlagen
Bundesgesetze
· Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft vom 18. April 1999 (BV,

SR 101)
· Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten abgeschlossen

am 4. November 1950, in Kraft getreten für die Schweiz am 28. November 1974
(Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK, SR 0.101)

· Abkommen über die Rechtsstellung von Flüchtlingen vom 28. Juli 1951, in Kraft
getreten für die Schweiz am 21. April 1955 (Genfer Flüchtlingskonvention, GFK, SR
0.142.30)

· Übereinkommen über die Rechte des Kindes, abgeschlossen am 20. November 1989,
in Kraft getreten für die Schweiz am 26. März 1997 (Kinderrechtskonvention, KRK,
SR 0.107)

· Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die Integration vom
16. Dezember 2005 (Ausländer- und Integrationsgesetz, AIG, SR 142.20)

· Asylgesetz vom 26. Juni 1998 (AsylG, SR 142.31)
· Asylverordnung 1 über Verfahrensfragen vom 11. August 1999 (Asylverordnung 1,

AsylV1, SR 142.311)
· Asylverordnung 2 über Finanzierungsfragen vom 11. August 1999

(Asylverordnung 2, AsylV2, SR 142.312)
· Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und Ausländern vom

15. August 2018 (VIntA, SR 142.205)
· Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger vom 24. Juni

1977 (Zuständigkeitsgesetz, ZUG, SR 851.1)

Kantonale Gesetze
· Kantonales Gesetz zum Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und

zum Asylgesetz vom 21. Mai 2008 (Migrationsgesetz, MigG, SRSZ 111.200)
· Vollzugsverordnung zum Kantonalen Gesetz zum Bundesgesetz über die

Ausländerinnen und Ausländer und zum Asylgesetz vom 2. Dezember 2008 (MigV,
SRSZ 111.211)

· Gesetz über die Sozialhilfe vom 18. Mai 1983 (ShG, SRSZ 380.100)
· Vollziehungsverordnung zum Gesetz über die Sozialhilfe vom 30. Oktober 1984

(Sozialhilfeverordnung, ShV, SRSZ 380.111)
· Gesetz über soziale Einrichtungen vom 28. März 2007 (SEG, SRSZ 380.300)

Regierungsratsbeschlüsse

· RRB Nr. 1715/2007 vom 18. Dezember 2007 über die wirtschaftliche Hilfe an
Asylsuchende

· RRB Nr. 1185/2015 vom 9. Dezember 2015 über die Inkraftsetzung der SKOS-
Richtlinien / ergänzende Vorschriften

· RRB Nr. 9/2017 vom 10. Januar 2017 über die Inkraftsetzung der SKOS-
Richtlinien 2015 (Umsetzung zweite Etappe) Empfehlungen an die Gemeinden
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H. Schlussbestimmungen
Das Asylhandbuch basiert auf den Grundprinzipien der Sozialhilfe gemäss SKOS-
Richtlinien.

Das Asylhandbuch löst das bestehende Zusatzkapital im Sozialhilfehandbuch als
eigenständiges Handbuch ab.

Das Asylhandbuch wird in regelmässigen Abständen überarbeitet und an neue Vorgaben
sowie Gesetzesänderungen angepasst.

Anpassungen im Handbuch werden jeweils dem kantonalen Amt für Gesellschaft und
Soziales (AGS) und dem VSZGB, der Abteilung Gesellschaft zur Vernehmlassung
unterbreitet.
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I. Glossar
AFM Amt für Migration

AIG Bundesgesetz über die Ausländerinnen und Ausländer und über die
Integration vom 16. Dezember 2005, SR 142.20

AS Asylsuchende (im laufenden Asylverfahren)

ASH Asylsozialhilfe

AsylG Asylgesetz vom 26. Juni 1998, SR 142.31

AsylV1 Asylverordnung 1 vom 11. August 1999 über Verfahrensfragen,
SR 142.311

BGE Bundesgerichtsentscheid

BV Bundesverfassung der Schweizerischen Eidgenossenschaft (SR 101)

BVGer Bundesverwaltungsgericht

DGZ Durchgangszentrum (DGZ Degenbalm, DGZ Biberhof: Kollektivzentren für
vom Bund zugewiesenen Personen des Asylwesens.

EFB Einkommensfreier Betrag für Erwerbstätige

EL Ergänzungsleistungen der Ausgleichskasse

Erw. Erwägung (in Bundesgerichtsurteilen)

GBL Grundbedarf für den Lebensunterhalt

GP Globalpauschale für Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene

IBA Integratives Brückenangebot für fremdsprachige Jugendliche und
Erwachsene.

IIZ Interinstitutionelle Zusammenarbeit

IM Integrationsmassnahmen

IPV Individuelle Prämienverbilligung

KBA Kombiniertes Brückenangebot – einjähriges, praxis- und
arbeitsweltbezogene Angebote, die nach Abschluss der obligatorischen
Schulpflicht besucht werden können.

KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherung vom 18. März 1994,
SR 832.10

MGV Medizinische Grundversorgung

MigG Migrationsgesetz: Kantonales Gesetz zum Bundesgesetz über die
Ausländerinnen und Ausländer und zum Asylgesetz vom 21. Mai 2008,
SRSZ 111.200

MigV Vollzugsverordnung zum Kantonalen Gesetz zum Bundesgesetz über die
Ausländerinnen und Ausländer und zum Asylgesetz vom 02. Dezember
2008, SRSZ 111.211

NAE Negativer Asylentscheid
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NEE Nichteintretensentscheid

NHU Nothilfeunterkunft (NHU Chaltbach für Männer und NHU Tiefenrüti für
Frauen und Kinder)

RAV Regionales Arbeitsvermittlungszentrum

RRB Regierungsbeschluss

SBA Schulisches Brückenangebot

ShG SZ Gesetz über Sozialhilfe vom 18. Mai 1983, SRSZ 380.100

SIL Situationsbedingte Leistungen

SKOS Schweizerische Konferenz für Sozialhilfe

SPITEX Spitalexterne Hilfe, Gesundheits- und Krankenpflege

SR Systematische Rechtssammlung von Bundesgesetzen und der Verfassung
(Nummerierung).

SRSZ Systematische Rechtssammlung von Gesetzen des Kantons Schwyz.

StPO Schweizerische Strafprozessordnung vom 05. Oktober 2007, SR 312

VIntA Verordnung über die Integration von Ausländerinnen und Ausländern vom
15. August 2018, SR 142.205

WSH Wirtschaftliche Sozialhilfe

ZUG Bundesgesetz über die Zuständigkeit für die Unterstützung Bedürftiger vom
24. Juni 1977, SR 851.1
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J. Anhänge und Praxishilfen

J.1. Praxishilfen, Checklisten, Formulare, etc. Kanton
Auslandsreisen

Ausweise

Familiennachzug

Kantonswechsel

Richtlinien für die Gemeinden betreffend IBA und Praktika

Anmeldung Job Coaching

Formular Durchgehende Fallführung
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J.1.1. Merkblatt: Reisedokument / Rückreisevisum
Zu finden unter https://www.sz.ch/unternehmen/auslaenderinnen-auslaender/ausweise-und-
reisedokumente.html/72-443-441-434-5400

Merkblatt Reisedokument oder Rückreisevisum für Asylsuchende, vorläufig
aufgenommene Ausländer und Reiseausweis für vorläufig aufgenommene Flüchtlinge

Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung wird generell nur die männliche Form verwendet. Es sind jedoch stets
Personen männlichen und weiblichen Geschlechts gleichermassen gemeint. Es besteht kein Anspruch auf
Vollständigkeit der nachstehenden Angaben. Änderungen der rechtlichen Grundlagen bleiben vorbehalten.

Schweizerische Reisedokumente für ausländische Personen mit biometrischen Daten
Schweizerische Reisedokumente für ausländische Personen enthalten einen elektronischen Chip, auf

dem ein Foto, zwei Fingerabdrücke, die Unterschrift und die Personalien gespeichert sind. Die
biometrischen Reisedokumente müssen beim Migrationsamt persönlich beantragt werden.

Das Staatssekretariat für Migration (SEM) prüft anschliessend den Antrag. Wenn dieser gutgeheissen
wird, erhebt das Migrationsamt, nach einer Terminvereinbarung, die biometrischen Daten. Den Ausweis

stellt anschliessend das SEM per Post zu.

1. Rechtliche Grundlagen
Zu beachten sind insbesondere die Bestimmungen Verordnung über die Ausstellung von
Reisedokumenten für ausländische Personen vom 14. November 2012 (RDV, SR 143.5).

2. Für Gesuchsteller mit der vorläufigen Aufnahme als Flüchtling:
· Vorläufig aufgenommene Flüchtlinge haben Anspruch auf einen Reiseausweis für Flüchtlinge

(Art. 3 RDV).

I. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:
þ CHF. 25.00

3. Für Gesuchsteller mit der vorläufigen Aufnahme als Ausländer:
· Vorläufig aufgenommene Ausländer können vom Staatssekretariat für Migration SEM ein

Reisedokument oder ein Rückreisevisum erhalten (Art. 9 Abs. 1 RDV):

A. bei schwerer Krankheit oder beim Tod von Familienangehörigen;
I. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:

· Bei schwerer Krankheit
þ Original des Artzeugnisses (muss professionell in einer der drei Landessprachen

oder ausnahmsweise in Englisch übersetzt sein)
þ CHF 25.00

· Bei Todesfall
þ Original des Todesscheins (muss professionell in einer der drei Landessprachen

oder ausnahmsweise in Englisch übersetzt sein)
þ CHF 25.00

B. zur Erledigung von wichtigen und unaufschiebbaren höchstpersönlichen Angelegenheiten;
I. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:
þ Original der entsprechenden Beweismittel
þ CHF 25.00

C. zum Zweck von grenzüberschreitenden Reisen, die vom Schul- oder Ausbildungsbetrieb,
den die gesuchstellende Person bis zu ihrer Mündigkeit oder bis zum ordentlichen
Abschluss ihrer Ausbildung besucht, vorgeschrieben sind;

I. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:
þ Original der entsprechenden Beweismittel
þ CHF 25.00

D. zum Zweck der aktiven Teilnahme an Sport- oder Kulturanlässen im Ausland;
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I. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:
þ Original der entsprechenden Beweismittel (i.d.R. Einladung des Veranstalters)
þ CHF 25.00

E. Aus humanitären Gründen;
I. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:
þ Original der entsprechenden Beweismittel
þ CHF 25.00

F. Aus anderen Gründen, darunter fallen die Ferien (der vorläufig aufgenommene Ausländer
kann erst nach drei Jahre im Besitze der vorläufigen Aufnahme den Antrag stellen und darf
nur eine Reise von höchsten 30 Tagen pro Jahr unternehmen).

I. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:
þ Betreibungsregister und evtl. Verlustscheine (nicht älter als 3 Monate)
þ Nachweis über Sozialhilfestand der Gemeinde (nicht älter als 3 Monate)
þ Kopie Arbeitsvertrag und Kopien Sprachkurszertifikate
þ Allfällig vorhandene andere Nachweise über die Integration
þ Reiseziel
þ Reisedokument (max. 30 Tage, 1 Reise pro Jahr)
þ 1 farbiges Passfoto
þ CHF 25.00 (Gebühr)

4. Für Gesuchsteller mit einem hängigen Asylverfahren:
· Asylsuchende können vom SEM ein Reisedokument oder ein Rückreisevisum erhalten (Art. 9

Abs. 1 RDV):

A. bei schwerer Krankheit oder beim Tod von Familienangehörigen;
I. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:

· Bei schwerer Krankheit
þ Original des Artzeugnisses (muss professionell in einer der drei

Landessprachen oder ausnahmsweise in Englisch übersetzt sein)
þ CHF 25.00

· Bei Todesfall
þ Original des Todesscheins (muss professionell in einer der drei

Landessprachen oder ausnahmsweise in Englisch übersetzt sein)
þ CHF 25.00

B. zur Erledigung von wichtigen und unaufschiebbaren höchstpersönlichen Angelegenheiten;
I. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:

þ Original der entsprechenden Beweismittel.
þ CHF 25.00

C. zum Zweck von grenzüberschreitenden Reisen, die vom Schul- oder Ausbildungsbetrieb,
den die gesuchstellende Person bis zu ihrer Mündigkeit oder bis zum ordentlichen
Abschluss ihrer Ausbildung besucht, vorgeschrieben sind;

I. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:
þ Original der entsprechenden Beweismittel.
þ CHF 25.00

D. zum Zweck der aktiven Teilnahme an Sport- oder Kulturanlässen im Ausland;
· Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Antrag beizulegen:
þ Original der entsprechenden Beweismittel (i.d.R. Einladung des Veranstalters)
þ CHF 25.00

Für Personen mit einem hängigen Asylverfahren sind keine weiteren Reisegründe möglich!
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FAQ- Häufig gestellte Fragen

1. Kann das Gesuch auch per Post eingereicht werden?
NEIN, alle Gesuchsteller müssen persönlich am Schalter vorbeikommen, und die notwendigen
Dokumente, den Ausländerausweis sowie den allfälligen Pass mitnehmen. Das Gesuch wird am
Schalter zusammen mit einem Mitarbeiter ausgefüllt und vom Amt für Migration an das
Staatssekretariat für Migration SEM gesendet.

2. Kann das Reisedokument behalten werden?
NEIN, das Reisedokument muss umgehend nach der Rückkehr der Auslandreise dem SEM
zurückgesendet werden. Die Gültigkeit ist nur für eine Reise pro Jahr für max. 30 Tage gegeben.

3. Was muss getan werden, wenn ein Reisedokument verloren geht?
Der Verlust muss sofort nach Feststellung des Verlustes der örtlichen Polizeistelle gemeldet werden.
Ist der Verlust im Ausland erfolgt, so ist er zusätzlich noch der zuständigen schweizerischen
diplomatischen oder konsularischen Vertretung zu melden. Diese leitet die Verlustmeldung an das
SEM weiter.

4. Wie lange dauert es, bis zum Erhalt des beantragten Reisedokuments?
Wenn das Gesuch am Schalter zusammen mit einem Mitarbeiter des Amts für Migration gemacht
wird, alle Dokumente vorhanden sind und das Gesuch an das SEM eingereicht werden kann, dauert
es ab diesem Zeitpunkt ca. 6 bis 8 Wochen. Das Gesuch soll rechtzeitig vor der geplanten Reise
eingereicht werden.
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J.1.2. Merkblatt: Ausweise
Zu finden unter https://www.sz.ch/unternehmen/auslaenderinnen-auslaender/ausweise-und-
reisedokumente.html/72-443-441-434-5400

Merkblatt Ausweise von vorläufig aufgenommenen Ausländern, vorläufig
aufgenommenen Flüchtlingen, Asylsuchenden und weggewiesenen Personen

Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung wird generell nur die männliche Form verwendet. Es sind jedoch stets Personen
männlichen und weiblichen Geschlechts gleichermassen gemeint. Es besteht kein Anspruch auf Vollständigkeit der nachstehenden
Angaben. Änderungen der rechtlichen Grundlagen bleiben vorbehalten.

Die Schweizer Asylpolitik orientiert sich an den Grundsätzen der Genfer Flüchtlingskonvention. Gemäss
Art. 1A Abs. 2 dieser Konvention sind Flüchtlinge Personen, die aus der begründeten Furcht vor Verfol-
gung wegen ihrer Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder
wegen ihrer politischen Überzeugung sich ausserhalb des Landes befinden, dessen Staatsangehörigkeit
sie besitzen, und den Schutz dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann oder wegen dieser Befürch-
tung nicht in Anspruch nehmen will.

1. Rechtliche Grundlage
Zu beachten sind insbesondere die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Ausländerinnen und
Ausländer (Ausländer- und Integrationsgesetz, AIG), des Asylgesetzes (AsylG) und der Asylverordnung 1
über Verfahrensfragen (AsylV 1).

2. Allgemeine Informationen

Ausländerausweis N (für Asylsuchende)
Asylsuchende sind Personen, die in der Schweiz ein Asylgesuch gestellt haben und im Asylverfahren
stehen. Sobald die Asylsuchenden einem Kanton zugewiesen werden, erhalten sie den N-Ausweis.
Der N-Ausweis ist keine Aufenthaltsbewilligung, er dient nur als Bestätigung, dass die Person ein
Asylgesuch eingereicht hat und auf einen Entscheid des Staatssekretariats für Migration (SEM) wartet
und sich bis dahin in der Schweiz aufhalten darf.

Der N-Ausweis ist kein rechtsgültiges Ausweisdokument und berechtigt nicht zum Grenzübertritt.

Ausländerausweis F (vorläufig aufgenommene Ausländer)
Vorläufig Aufgenommene sind Personen, die aus der Schweiz weggewiesen wurden, weil sie die
Flüchtlingseigenschaft gemäss der Genfer Flüchtlingskonvention nicht erfüllen. Bei jeder Wegwei-
sung überprüft das SEM, ob die damit verbundene Rückkehr zulässig (kein Verstoss gegen Völker-
recht), zumutbar (keine konkrete Gefährdung der Person) und möglich (keine technischen Vollzugs-
hindernisse bestehen) ist. Nur wenn eine Rückkehr kumulativ zulässig, zumutbar und möglich ist,
muss die Person die Schweiz verlassen.

Wird jedoch die Rückkehr als unzumutbar gewertet, so wird der Vollzug der Wegweisung zugunsten
einer vorläufigen Aufnahme aufgeschoben. Die vorläufige Aufnahme ist eine Ersatzmassnahme.

Die vorläufig aufgenommene Person erhält den Ausweis F, welcher jeweils um ein Jahr verlängert
wird, sofern sich die Rückkehrsituation nicht zum Guten wendet.

Der F-Ausweis berechtigt nicht zum Grenzübertritt und er ist kein rechtstaugliches Identitätsdoku-
ment.

Der vorläufige aufgenommene Ausländer untersteht dem AIG.

Ausländerausweis F (vorläufig aufgenommene Flüchtlinge)
Ein vorläufig aufgenommener Flüchtling ist eine Person, welche die Flüchtlingseigenschaften erfüllt,
der jedoch kein Asyl gewährt werden kann. Dies in der Regel, weil die Person nicht die Flüchtlings-
eigenschaften zu Beginn der Flucht, sondern erst nachträglich erfüllte: z.B. infolge einer illegalen
Ausreise oder wegen des persönlichen Verhaltens nach der Flucht.
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Die Schweiz gewährt den Flüchtlingsstatus gestützt auf die Genfer Flüchtlingskonvention, weist die
Person jedoch aus der Schweiz weg, weil sie die Voraussetzung für Asyl nicht erfüllt. Aufgrund des
verfassungsrechtlichen Non-Refoulement-Gebots (Art. 25 Abs. 2 BV) wird die Wegweisung zugunsten
einer vorläufigen Aufnahme aufgeschoben und die betroffene Person wird als Flüchtling vorläufig
aufgenommen.

Auch der F-Ausweis des vorläufig aufgenommenen Flüchtlings berechtigt nicht zum Grenzübertritt
und er ist kein rechtstaugliches Identitätsdokument. Der vorläufig aufgenommene Flüchtling hat
jedoch Anspruch auf den Reisepass für Flüchtlinge.

Nothilfebezüger
Nothilfebezüger sind Personen mit einem rechtskräftigen Wegweisungsentscheid. Sie haben kein
Anrecht auf Sozialhilfe. Die Gewährung von Nothilfe stoppt die Ausreisepflicht nicht.

Nothilfebezüger haben sich in der Regel in kantonalen Nothilfestrukturen aufzuhalten. In begründe-
ten Fällen können sie bis zur Ausreise in den Strukturen der Gemeinde verbleiben.

Es kann ihnen weder ein N- noch ein F-Ausweis ausgestellt werden.

FAQ- Häufig gestellte Fragen

1. Wie kann der Ausweis (N/F) verlängern werden?
Der abgelaufene Ausweis muss bei der Gemeinde abgegeben werden. Die Gemeinde reicht den Aus-
weis weiter an das Amt für Migration zur Verlängerung. Das Amt für Migration nimmt keine Ausweise
am Schalter zur Verlängerung entgegen.

2. Wie lange dauert die Verlängerung?
Die Bearbeitung der Verlängerung dauert ca. 7-10 Arbeitstage.

3. Was passiert, wenn der Ausweis verloren geht oder anderweitig beschädigt wird?
Es muss eine Verlustmeldung bei der Polizei gemacht werden. Anschliessend kann ein neuer Ausweis
erstellt werden. Dazu kann die Verlustmeldung bei der Gemeinde abgegeben werden (inkl. Passfoto)
und durch das Amt für Migration wird ein neuer Ausweis erstellt.

4. Was muss man tun, wenn sich der Status (N>F) geändert hat?
Den alten Ausweis bei der Gemeinde abgeben. Die Gemeinde leitet den Ausweis zur Bearbeitung an
das Amt für Migration weiter.
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J.1.3. Merkblatt: Familiennachzug durch vorläufig aufgenommene
Ausländer und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge

Zu finden unter https://www.sz.ch/unternehmen/auslaenderinnen-auslaender/familiennachzug.html/72-443-
441-434-5412

1. Rechtliche Grundlagen

Zu beachten sind insbesondere die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Ausländerinnen und
Ausländer und über die Integration vom 16. Dezember 2005 (AIG SR 142.20), die Verordnung über
Zulassung, Aufenthalt und Erwerbstätigkeit vom 24. Oktober 2007 (VZAE, SR 142.201), die
Verordnung über den Vollzug der Weg- und Ausweisung sowie der Landesverweisung vom 11. August
1999 (VVWAL, SR 142.201) sowie das Verwaltungsrechtspflegegesetz vom 6. Juni 1974 (VRP,
SRSZ 234.110)

2. Voraussetzungen für einen Familiennachzug

è Vorläufig aufgenommene Ausländer und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge können frühestens
drei Jahre nach Anordnung der vorläufigen Aufnahme ein Gesuch um Familiennachzug einrei-
chen (Art. 85 Abs. 7 AIG).

è Für den Familiennachzug wird vorausgesetzt, dass die nachziehende und die nachgezogene (n)
Person(en), mit der Familie zusammenwohnen werden (Art. 85 Abs. 7 Bst. a AIG).

è Der Familie muss eine bedarfsgerechte Wohnung zur Verfügung stehen (Art. 85 Abs. 7, Bst. b
AIG).

è Die Familie darf nicht auf Sozialhilfe angewiesen sein (Art. 85 Abs. 7 Bst. c AIG).

è Die nachzuziehende Person muss sich in der am Wohnort gesprochene Landessprache verstän-
digen können (Art. 85 Abs. 7 Bst. d i.V.m. Art. 74a Abs. 2 VZAE).

è Eine Anmeldung zu einem Sprachkurs, der zu dem Referenzniveau A1 führt ist ausreichend (Art.
85 Abs. 7bis). Zudem kann vom Erfordernis eines Sprachnachweises bzw. einer Anmeldung zu
einem Sprachförderungsangebot abgewichen werden, wenn wichtige Gründe vorliegen. Als wich-
tige Gründe gelten namentlich eine Behinderung, eine Krankheit oder eine andere Einschrän-
kung, die zu einer wesentlichen Beeinträchtigung der Fähigkeit zum Spracherwerb führt (Art. 85
Abs. 7ter i.V.m. Art. 49a Abs. 2 AIG).

è Das Gesuch um Familiennachzug ist bei der zuständigen kantonalen Migrationsbehörde einzu-
reichen (Art. 24 VVWAL i.V.m. Art. 74 Abs. 1 VZAE). D.h., vorläufige aufgenommene Ausländer
und vorläufig aufgenommene Flüchtlinge, deren Zuweisungskanton der Kanton Schwyz ist, müs-
sen das Gesuch um Familiennachzug beim Amt für Migration des Kantons Schwyz einreichen.

è Das Amt für Migration (Kanton Schwyz) klärt den Sachverhalt im Hinblick auf gesetzlichen Nach-
zugs-voraussetzungen ab und leitet anschliessend das Gesuch an das SEM weiter (Art. 74 Abs.
2 VZAE).

3. Folgende Unterlagen/Dokumente sind dem Gesuch beizulegen:

þ Auszug aus dem Betreibungsregister;

þ Auszug der Fürsorgebehörde der Wohngemeinde, welcher das Gesamttotal der von Ihnen bis dato
bezogener wirtschaftlicher Sozialhilfe ausweist;

þ Kopie des Mietvertrags;

þ Kopie des Arbeitsvertrags;

þ Kopie der Lohnabrechnungen der letzten 12 Monate (inkl. 13 Monatslohn);

þ Bestätigung des Arbeitgebers, dass das Arbeitsverhältnis ungekündigt und unbefristet ist;

þ Kopien allfällig eingegangener Kredit-, Teilzahlungs- oder Leasingverträge;
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þ Kopie einer Offerte der obligatorischen Krankenpflegeversicherung (KVG) sowohl für die
nachzuziehende Person als auch für den Gesuchsteller;

þ Kopie individueller Prämienverbilligung;

þ Kopie allfälliger Haftpflicht- und Hausratversicherung;

þ Alimentenzahlungen;

þ Kopie der Anmeldung zu einem Sprachförderungsangebot oder des Sprachniveaus der nach-
zuziehenden Person (mindestens A1). Kinder unter 18 Jahren sind ausgeschlossen;

þ Passkopie der nachzuziehenden Personen (bei Ehepaaren auf den Namen nach der Heirat);

þ Geburtsscheine der Kinder.

Zu beachten:
i Ein Gesuch kann erst bearbeitet werden, wenn alle Unterlagen vorliegen.

i Bei Erhalt der Unterlagen wird das Gesuch mit einer Stellungnahme des Kantons dem SEM
eingereicht.

i Der Familiennachzug wird durch den Bund geprüft und ggf. bewilligt.

i Während des laufenden Verfahrens werden keinerlei mündliche Auskünfte erteilt.

Rechtsgrundlagen zur Mitwirkung:
§ 19 VRP und Art. 90 AIG: Die Antragsteller sind verpflichtet, an der Feststellung des Sachverhaltes
mitzuwirken, soweit dies nötig und ihnen zumutbar ist. Wird die Mitwirkung nicht wahrgenommen oder
gar verweigert, so ist die Behörde nicht verpflichtet, auf das Begehren oder den Antrag einzutreten.
Allenfalls wird die Behörde aufgrund der vorliegenden Akten entschieden.

Asylsuchende im laufenden Verfahren (d.h. Personen, welche ein Asylgesuch eingereicht, aber noch
keinen Entscheid erhalten haben; Ausweis N) haben keinerlei Anspruch auf Familiennachzug.

FAQ- Häufig gestellte Fragen

1. Wo müssen die Unterlagen eingereicht werden?
Beim Amt für Migration des Kantons Schwyz.

2. Kann eine Person mit rechtskräftigem Wegweisungsentscheid, die ausreisepflichtig ist, trotzdem
seine Familie in die Schweiz holen?
NEIN, der Familiennachzug ist nicht möglich.

3. Muss ein vorläufig aufgenommener Flüchtling auch drei Jahre warten, um das Gesuch um
Familiennachzug zustellen?
JA, die Wartefrist gilt sowohl für vorläufig aufgenommene Ausländer als für vorläufig aufgenommene
Flüchtlinge.

4. Was passiert, wenn das Gesuch um Familiennachzug ohne die notwendigen Dokumente eingereicht
wird?
Der Antragsteller erhält einen Eingangsbrief seitens des Amtes für Migration mit einer Frist für die
Einreichung der fehlenden Unterlagen. Reicht er die Dokumente nicht ein, wird das Gesuch
abgeschrieben.

5. Wie kann die Sprachkompetenz der nachzuziehenden Person nachgewiesen werden?
Wir verweisen Sie auf folgenden Link: www.sem.admin.ch

6. Wie erfahren die betroffenen Personen davon, dass sie in die Schweiz einreisen dürfen?
Die betroffenen Personen erhalten eine Einreisebewilligung, in welcher steht, dass sie innerhalb von
einer bestimmten Frist in die Schweiz einreisen können und wo sie sich nach der Einreise melden
sollen.
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J.1.4. Merkblatt: Kantonswechsel

Merkblatt Kantonswechsel von vorläufig aufgenommenen Ausländern,
vorläufigaufgenommenen Flüchtlingen, Asylsuchenden und weggewiesenen Personen

Aus Gründen der sprachlichen Vereinfachung wird generell nur die männliche Form verwendet. Es sind jedoch stets Personen
männlichen und weiblichen Geschlechts gleichermassen gemeint. Es besteht kein Anspruch auf Vollständigkeit der
nachstehenden Angaben. Änderungen der rechtlichen Grundlagen bleiben vorbehalten.

1. Rechtliche Grundlagen
Zu beachten sind insbesondere die Bestimmungen des Bundesgesetzes über die Ausländerinnen und
Ausländer (Ausländer- und Integrationsgesetz, AIG), des Asylgesetzes (AsylG) und der Asylverordnung 1
über Verfahrensfragen (AsylV 1).

2. Allgemeines
i Das Gesuch um Kantonswechsel ist beim Staatssekretariat für Migration (SEM), Quellenweg 6,

3003 Bern-Wabern einzureichen (Art. 85 Abs. 3 AIG).

i Ein Kantonswechsel wird in der Regel vom SEM bei Anspruch auf Einheit der Familie oder bei

schwerwiegender Gefährdung der asylsuchenden oder der anderen Person verfügt.

i Liegt weder ein Anspruch auf Einheit der Familie noch eine schwerwiegende Gefährdung der
asylsuchenden Personen oder anderer Personen vor, kann der beantragte Kantonswechsel nur

mit Zustimmung der betroffenen Kantone bewilligt werden (Art. 22 Abs. 2 AsylV 1).

i Für vorläufig aufgenommene Flüchtlinge gelten spezielle Bestimmungen.

3. Für Gesuchsteller mit der vorläufigen Aufnahme als Ausländer
Vorläufig aufgenommenen Ausländern wird ein Kantonswechsel vom SEM bei Anspruch auf Einheit der

Familie, im Falle einer schwerwiegenden Gefährdung der vorläufig aufgenommenen Person oder andere
Personen sowie – ausserhalb dieser beiden anspruchsbegründenden Konstellationen- bei Zustimmung

der beiden Kantone bewilligt.

4. Vorläufig aufgenommene Flüchtlinge
Wie die vorläufig aufgenommenen Ausländer ohne Flüchtlingseigenschaft können sich auch vorläufig
aufgenommene Flüchtlinge beim Kantonswechsel vorab auf den Grundsatz der Einheit der Familie sowie

auf eine schwerwiegende Gefährdung ihrer eigenen oder einer anderen Person berufen.

Zusätzlich zu diesen anspruchsbegründenden Konstellationen haben vorläufig aufgenommene

Flüchtlinge einen Anspruch auf Kantonswechsel im gleichen Umfang, wie er einer niedergelassenen
Person zusteht (Art. 37. Abs. 3 AIG). Diese hat Anspruch auf den Kantonswechsel, wenn keine

Widerrufsgründe nach Art. 63 AIG vorliegen.

5. Personen in einem hängigen Asylverfahren
Während einem hängigen Asylverfahren und nach rechtskräftigem Zuweisungsentscheid kann eine

asylsuchende Person ein Gesuch um Kantonswechsel stellen.

Der Kantonswechsel wird vom Staatssekretariat für Migration SEM bei Anspruch auf Einheit der Familie,
im Falle einer schwerwiegenden Gefährdung der asylsuchenden Person oder anderer Personen sowie –

ausserhalb dieser beiden anspruchsbegründenden Konstellationen- bei Zustimmung der beiden Kantone

bewilligt (Art. 22 Abs. 2 AsylV1).
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6. Personen mit einer Wegweisung aus der Schweiz
Für rechtskräftig weggewiesene Personen, denen das SEM nach Abschluss des ordentlichen Verfahrens

eine Ausreisefrist angesetzt hat, ist ein Kantonswechsel grundsätzlich ausgeschlossen. Vorbehalten

bleiben völkerrechtlich geschützte Sachverhalte.

FAQ- Häufig gestellte Fragen

1. Gibt es ein bestimmtes Formular für die Einreichung des Gesuchs um Kantonswechsel beim SEM?
NEIN, ein Schreiben mit dem Ersuchen um Zustimmung des Kantonswechsels an das SEM genügt.

2. Was passiert, wenn das Gesuch beim Amt für Migration des Kantons Schwyz eingereicht wird?
Das Amt für Migration wird das Gesuch an das SEM weiterleiten.

3. Kann man ohne Zustimmung des Gesuchs um Kantonswechsel durch das SEM in den Kanton
Schwyz ziehen?
NEIN. Die Zustimmung für den Kantonswechsel ist zwingend.

4. Kann man in den Kanton Schwyz ziehen, wenn man eine Arbeitsstelle im Kanton findet oder hat?
NEIN, auch bei Stellenantritt, respektive Erwerbstätigkeit auf Schwyzer Kantonsgebiet, muss ein
Gesuch um Kantonswechsel eingereicht werden. der Zuzug in den Kanton Schwyz ist nur dann

erlaubt, wenn das SEM dem Gesuch um Kantonswechsel zustimmt.

5. Können weggewiesene Asylsuchende mit einem rechtskräftigen Asylentscheid ein Gesuch um
Kantonswechsel stellen?
Im Prinzip JA, jedoch wird das SEM nur dann auf das Gesuch eintreten, wenn es den

Schutzbereich von Art. 8 EMRK tangiert; insbesondere aus Gründen der Einheit der Kernfamilie.

6. Kann Beschwerde gegen eine ablehnende Verfügung über den Kantonswechsel erheben?
JA, die Beschwerde ist mit Einhaltung der Frist beim Bundesverwaltungsgericht einzureichen.
Beschwerdeinstanz und weitere Angaben wie Frist und Form sind in der Rechtsmittelbelehrung

angegeben.
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J.1.5. Merkblatt: Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe

Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe
Die Rückkehrberatung ist die Anlaufstelle für Personen aus dem Asylbereich, welche die Schweiz

freiwillig oder pflichtgemäss verlassen.

Die Rückehrberatung und Rückkehrhilfe stehen allen Personen des Asylwesens offen. Eine vorläufig
aufgenommene Person, die beispielsweise Integrationsschwierigkeiten hat, kann über die Rückkehrhilfe

informiert werden. Die Rückkehrhilfe kann eine Alternative zum Verbleib in der Schweiz sein.

Die Rückkehrberatung erarbeitet mit den betroffenen Personen Perspektiven für den Neustart im

Heimatland, damit eine Rückkehr in Würde garantiert werden kann. Mit der Rückkehrberatung und den

Rückkehrhilfen wurden dazu die nötigen Voraussetzungen geschaffen.

1. Rückkehrberatung
Die Rückkehrberatung (RKB) informiert unverbindlich und vertraulich über Rückkehrhilfe und hat keinen
Einfluss auf ein noch allfällig hängiges Verfahren. Die RKB unterstützt bei der Vorbereitung und

Organisation der Rückkehr und Reintegration.

In der Beratung werden die Voraussetzungen, Bedürfnisse und Perspektiven der interessierten Personen

genau abgeklärt. Je nach individueller Situation wird eine finanzielle und/oder medizinische

Rückkehrhilfe organisiert sowie individuelle Projekte zur Erleichterung der Reintegration ausgearbeitet.

Die Projekthilfe fokussiert sich hierbei auf die Bereiche der beruflichen Reintegration, der Aus- und
Weiterbildung sowie der Unterstützung beim Finden von Wohnraumlösungen. Zusätzlich bietet die RKB

Unterstützung bei finanziellen und rechtlichen Fragen im Zusammenhang mit AHV und Pensionskasse.

Auch bei Fragen betreffend Transport und Verzollung, Beschaffung der Reisedokumente und Organisation

der Reise gibt die RKB Auskunft und vermittelt gegebenenfalls an die richtigen Stellen.

2. Rückkehrhilfe
Die Rückkehrhilfe verbessert die Chancen auf eine erfolgreiche Zukunft im Herkunftsland. Sie orientiert

sich sowohl an der Bereitschaft der Personen zur Rückkehr als auch an den individuellen Bedürfnissen.

Die Angebote der Rückkehrhilfe umfassen folgende Leistungsbereiche: Information und Beratung,
Finanzielle Hilfe, Medizinische Hilfe, Individuelle Berufsprojekte, Ausbildung im Heimatland und

Organisation der Reise.

3. Wer kann Rückkehrhilfe beantragen?
Die Rückkehrhilfe steht allen Asylsuchenden offen, die freiwillig in Ihr Herkunftsland zurückkehren

wollen. Auch anerkannte Flüchtlinge können Rückkehrhilfe beantragen.

4. Wann und wie?
Sie können Rückkehrhilfe sowohl während als auch nach Abschluss des Asylverfahrens beantragen, in
anderen Worten - jederzeit. Bei Interesse melden Sie sich beim Amt für Migration, Asylwesen,

Steistegstrasse 13 in Schwyz oder bei der Rückkehrberatungsstelle in Arth-Goldau.

5. Wie lautet die Adresse der Rückkehrberatungsstelle?
Caritas Schweiz, Bahnhof SBB, Arth-Goldau, Tel. 041 859 00 59
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J.1.6. Richtlinien für die Gemeinden betreffend IBA und Praktika
Integrationsbrückenangebot (IBA)und Förderklassen AOZ: Unterstützung von Lernenden und
Handhabung des Praktikumslohns
Schwyz, 24. Dezember 2021

Richtlinien für die Gemeinden, welche Lernende im IBA betreuen
Diese Richtlinien sollen den Lehrpersonen des IBA am Berufsbildungszentrum Pfäffikon SZ und in den
Förderklassen der AOZ sowie den Betreuungspersonen der Gemeinden die Zusammenarbeit erleichtern.
Zusätzlich soll versucht werden, die Unterschiede von finanziellen Entschädigungen möglichst klein zu
halten und somit alle Lernenden gleich zu behandeln, und das Lernklima positiv zu beeinflussen.

Die Klassenlehrpersonen des IBA und der Förderklassen AOZ sind an einer guten Zusammenarbeit mit
den betreuenden Asylstellen sehr interessiert. Das Ziel – ein Anschluss in eine berufliche Grundbildung
– bedingt ein Zusammenwirken aller Beteiligten.

1. Finanzielle Unterstützung
Neben der üblichen finanziellen Unterstützung (je nach Status entweder nach SKOS-Ansatz oder
nach Asylrichtlinien) werden bei IBA und Förderklasse-Lernenden folgende Kosten von der Gemeinde
übernommen:

· Die Verkehrsauslagen von der Wohngemeinde bis zum IBA in Pfäffikon oder den Kaufmännischen
Berufsschulen Lachen oder Schwyz

· Schulgebühren und Zusatzkosten wie Exkursionen etc. werden finanziert

· Eine Entschädigung für Mittagessen gemäss Handbuch Asylsozialhilfe.

· Eine IZU von Fr. 100.--/ 200.-- pro Monat (gemäss Handbuch Asylsozialhilfe)

· Bei Schulbeginn benötigen die Lernenden diverses Schulmaterial. Seitens IBA wird den
Lernenden zusammen mit dem Aufnahmeentscheid eine Materialliste zugestellt. Eine finanzielle
Unterstützung seitens der Gemeinden wird empfohlen.

· Die für den ausserschulischen Tag der AOZ Förderklassen benötigten Materialen (Sport-
bekleidung etc.)

Für IBA-Lernende besteht die Möglichkeit beim Kanton Stipendien zu beantragen, welche unter
anderem die oben erwähnten Zusatzkosten decken. Da die Förderklassen noch kein durch das
Bildungsdepartement anerkanntes Programm ist, besteht diese Möglichkeit nicht.

2. Regelung für die Handhabung des Praktikumslohns
IBA Lernende absolvieren einen Tag pro Woche ein Praktikum, welches so im Lehrplan vorgesehen
ist. Da die Praktikumsverträge in Zusammenarbeit mit den Klassenlehrpersonen des IBA
ausgearbeitet werden, ist eine einheitliche Lösung bezüglich Praktikumslohns notwendig.

· Der Praktikumslohn wird an die Gemeinde abgetreten. Somit kann eine pünktliche Auszahlung
der wirtschaftlichen Sozialhilfe gewährleistet werden.

· Sobald ein Praktikumsplatz gefunden ist, nimmt die Klassenlehrperson mit der Betreu-
ungsperson der Gemeinde Kontakt auf. Die Gemeinde erstellt der Klassenlehrperson ein Formular
für die Lohnabtretung, welches via Klassenlehrperson dem Arbeitgeber übergeben wird.

· Sofern die Gemeinde den Lernenden nicht bereits eine IZU ausbezahlt, sollte fürs Praktikum ein
monatlicher Erwerbsunkostenbeitrag (für Personen mit Ausweis N gemäss RRB Nr. 1715/2007)
von Fr. 50.-für ein 20 % Praktikum (1 Tag pro Woche) ausbezahlt werden.

3. Wohn-und Lernbedingungen / Unterstützung durch Gemeinde

Das intensive Bildungsprogramm, in dem sich die IBA und Förderklasse-Lernenden befinden,
bedingt, dass die Lernenden in ihren entsprechenden Gemeinden:

a) in ihrem Lernprozess unterstützt werden;
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b) Wohnbedingungen haben, die für das Verrichten von Hausaufgaben förderlich sind (ruhiger
Arbeitsplatz, Tisch und Stuhl);

c) Zugang zu Internet und einen Laptop haben, der den Anforderungen der Berufsschule entspricht;

d) keinen zusätzlichen Nachweis von Arbeitsbemühungen erbringen müssen;

e) die Betreuenden der Gemeinden sich an Standortgesprächen der Lernenden mit den IBA
Lehrpersonen beteiligen;

f) einen konstruktiven Austausch mit den Lehrpersonenbeider Programme pflegen.

Das Amt für Migration – die Fachstelle Integration in ihrer koordinativen Funktion von Integ-
rationsmassnahmen – empfiehlt den Fürsorgeämtern/Asylwesender Gemeinden im Sinne der
anzustrebenden Gleichbehandlung aller Lernenden, die im Prozess einer Lehrvorbereitung sind,
unabhängig vom ausländerrechtlichen Status, und der Lerneffizienzderselben sich an diesen Richtlinien
zu orientieren.
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J.1.7. Integrationsprozess: Erwachsene Flüchtlinge und vorläufig
Aufgenommene

Weiterführende Informationen zu den Integrationsangeboten ist unter folgendem Link zu
finden:

https://www.sz.ch/unternehmen/auslaenderinnen-auslaender/integration.html/72-443-
441-5057
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J.1.8. Anmeldung für das Job Coaching der Fachstelle Integration
Link ist zu finden unter:
https://www.sz.ch/public/upload/assets/49108/Anmeldung%20Job%20Coaching.pdf

Volkswirtschaftsdepartement

Amt für Migration Fachstelle Integration

Steistegstrasse 13
Postfach 454
6431 Schwyz
Telefon 041 819 22 68 Telefax 041 819 22 59
www.sz.ch/migration

Anmeldung Job Coaching
Kriterien für eine
Anmeldung

• Anerkannte Flüchtlinge bis 5 Jahre seit Einreise in die CH
• Vorläufig Aufgenommene bis 7 Jahre seit Einreise in die CH
• Deutschniveau B1 (Vorlauf für Berufs- und Eignungsabklärung)
• Kinderbetreuung muss auf jeden Fall gewährleistet sein!
• Angemeldete Personen (auch für Fachkurse) sind von der Auflage der

Fürsorgebehörde zum Erbringen von Arbeitsbemühungen befreit.

Bitte füllen Sie das Formular zusammen mit der anzumeldenden Person aus. Die anzumeldende Person gibt
ihr Einverständnis zu den mitgeteilten Informationen durch ihre Unterschrift. Bitte senden Sie es dann
eingescannt an soraya.vonwyl@sz.ch oder per Post an die Fachstelle Integration.

Angaben zur Person Flüchtlingsperson Name Vorname

Adresse (Strasse, Hausnummer, PLZ/Ort)

Geburtsdatum

Telefon (Mobile) E-Mail

A2.2

Abgeschlossenes Deutschniveau

B1.1

Person besucht aktuell Deutschkurs in

ja

Kinderbetreuung ist gewährleistet

nein

Datum Entscheid B/F

Gemeinde

Asylbetreuung (Zuständige Person, Telefon, E-Mail)

Anmeldedatum JC

B1.2

seit bis
Vormittag Nachmittag

Anzahl Kinder (Jahrgänge)
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Beim RAV angemeldet

ja, seit: Datum

nein

Ist die Person beim RAV angemeldet, wird das weitere Vorgehen mit dem RAV-Berater besprochen.

Hat die Person schon eine Integrationswoche besucht?
ja, wann? Datum

nein

Empfehlungen und
Einschätzungen der
Asyl- und Flüchtlings-

Hier sollen für den weiteren Integrationsprozess relevante Empfehlungen, Einschätzungen und
Einschränkungen eingetragen werden (Familiäre Umstände, Gesundheit, Wohn- und Lebenssituation,
Arbeits- und Berufsperspektiven).

betreuenden an die
Fachstelle Integration

Bereits durchgeführte
Massnahmen zur
Arbeitsintegration

Hier können bisherige Aktivitäten erfasst werden (Teilnahme an Beschäftigungsprogrammen, an
Kursen  und/oder Arbeiten im Teilzeitbereich, Anstellungsverhältnisse).

Prozessablauf • Sie erhalten nach der Anmeldung für das Job Coaching eine Empfangsbestätigung.
• Eventuell werden noch zusätzliche Informationen bei Ihnen eingeholt.
• Die angemeldete Person kommt auf die Warteliste. Die verantwortliche Zuständigkeit wird intern

auf der Fachstelle Integration geregelt.
• Der/Die Teilnehmer/in wird nach Zuteilung durch den Job Coach persönlich mit einer Einladung

zum Erstgespräch angeschrieben.

Unterschrift der
angemeldeten Person
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J.2. Praxishilfen Gemeinde

Die Beispiele und Praxishilfen sind fortlaufender Ergänzung und Anpassungen
unterworfen. Die Idee ist, dass mit jeder Überarbeitung weitere Praxisbeispiel usw. in
das Handbuch übernommen oder angepasst werden können.

Beispiele eines Merkblatts über die Asylsozialhilfe

Beispiele eines Berechnungsblatts (Budget)

Beispiele von Entbindungserklärungen und von Vollmachten

Beispiele einer Lohnabtretung (VSZGB)

Beispiel eines Intake-Formulars

Beispiel einer Leistungskürzung (Verfügung)

Beispiel eines schicklichen Begräbnisses
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J.2.1. Beispiel – Merkblatt über Rechte und Pflichten
Hauptstrasse 78, Postfach 161
8840 Einsiedeln
Tel. 055 41841 41 J Fax 055 41842 10
E-Mail: verwaltung@bezirkeinsiedeln.ch
Info: www.einsiedeln.ch

Asylwesen
Direktwahl 055 418 42 xx
E-Mail: asylwesen@bezirkeinsiedeln.ch
Schalter: 08:30 – 11:30 / 14:00 – 16:60, Mi – 18:00, Fr Nachmittag geschlossen.

Orientierung des Hilfesuchenden über seine Rechte und Pflichten

MUSTER Media, 01.01.1985, N 642 111 – im Bezirk Einsiedeln

AUSGANGSLAGE
Sie haben sich aufgrund Ihrer persönlichen Situation um Hilfe an uns gewandt. Die Inanspruchnahme von
Sozialhilfe ist im Sozialhilfegesetz und in der Sozialhilfeverordnung geregelt. Ihre wichtigsten Rechte und
Pflichten können Sie untenstehenden Bestimmungen entnehmen:

1. AUSKUNFTSPFLICHT
Sie sind verpflichtet, sämtliche als erforderlich erachteten Auskünfte wahrheitsgetreu und vollständig zu erteilen
und nötigenfalls Einblick in alle schriftlichen Unterlagen zu gewähren. Sie haben Ihre Einkommens- und
Vermögensverhältnisse lückenlos darzulegen. Dazu gehören insbesondere:
· Ihre Erwerbseinkommen
· Versicherungsleistungen und Sonderhilfen aufgrund gesetzlicher Erlasse
· Vermögen und Vermögensertrag unter Anrechnung von Ansprüchen gegenüber Dritten
· Familienrechtliche Unterhalts- und Unterstützungsbeiträge
· Eigene Mittel des nicht getrenntlebenden Ehegatten
· Eigene Mittel von minderjährigen Kindern
· Entgelt für Leistungen, die Sie berufstätigen Kindern oder anderen im gleichen Haushalt lebenden

erwachsenen Personen erbringen

Verändern sich Ihre Verhältnisse, muss die Hilfe neu berechnet werden. Deshalb sind Sie verpflichtet, uns
insbesondere folgende Änderungen umgehend zu melden:
· Aufnahme oder Verlust der Arbeit
· Bezüge aus Renten oder Versicherungen
· Wohnungswechsel
· Gewinne und Erbschaften
· Änderung der Haushaltszusammensetzung
Wer unter unwahren oder unvollständigen Angaben Sozialhilfe erwirkt hat, ist zur sofortigen Rückerstattung
verpflichtet. Die Sozialhilfeorgane sind zudem berechtigt, nötigenfalls bei Dritten Auskünfte einzuholen. In der
Regel sind Sie vorgängig darüber zu orientieren.

2. BEFOLGUNG VON ANORDNUNGEN
Die wirtschaftliche Hilfe kann mit Auflagen und Weisungen verbunden werden. Diese müssen geeignet sein, die
richtige Verwendung der Beiträge zu sichern oder Ihre Lage und die Ihrer Angehörigen zu verbessern. Wer
Anordnungen der Sozialhilfeorgane nicht befolgt, z.B. Auflagen oder Weisungen missachtet oder Leistungen trotz
Mahnung unzweckmässig verwendet, wird unter Androhung der Folgen schriftlich verwarnt. Nach erfolgloser
Verwarnung können die Leistungen gekürzt oder gestrichen werden.

3. RECHT AUF PERSÖNLICHE HILFE
Sie haben Anspruch auf persönliche Hilfe, um sich wirtschaftlich und sozial in der Schweiz zu integrieren und sich
nachhaltig von der Sozialhilfe zu lösen. Hilfe in der Schweiz ist immer Hilfe zur Selbsthilfe. Die Abteilung
Asylwesen steht Ihnen beratend zur Seite und begleitet Sie bei ihrem Weg. Sie geben Ihnen Auskunft auf Fragen
und können passende Massnahmen im Rahmen des Möglichen veranlassen.
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4. RÜCKERSTATTUNGSPFLICHT
Sie haben bezogene Sozialhilfeleistungen zurückzuerstatten, wenn Sie in finanziell günstige Verhältnisse
gelangen, d.h. wenn Sie ein gutes Einkommen erzielen oder hinreichend liquides Vermögen besitzen. Bei nicht
realisierbarem Vermögen wird die Sicherstellung bzw. die Unterzeichnung einer Rückerstattungsverpflichtung
verlangt (siehe separates Formular). Der Rückerstattungsanspruch ist Ihnen gegenüber nach 20 Jahren seit der
letzten Hilfeleistung verwirkt. Gegenüber den Erben von Personen, die wirtschaftlich Hilfe bezogen haben,
erstreckt sich die Rückerstattungspflicht höchstens auf die empfangene Erbschaft unter Berücksichtigung des
Verwandtschaftsgrades und der persönlichen Beziehung zum Erblasser.

5. VERWANDTENUNTERSTÜTZUNG
Gemäss Art. 328 ff ZGB müssen Verwandte einander unterstützen. Nach dem Sozialhilfegesetz ist die
Fürsorgebehörde verpflichtet, zu überprüfen, ob Ihre Verwandten einen Beitrag an die Unterstützung leisten
können.

6. ERÖFFNUNG RECHTSMITTELBELEHRUNG BESCHWERDERECHT
Beschlüsse über die Gewährung, Verweigerung, Kürzung oder Streichung von Sozialhilfeleistungen sowie damit
verbundene Auflagen und Weisungen sind Ihnen mit Begründung und Rechtsmittelbelehrung schriftlich
mitzuteilen. Gegen Verfügungen dieser Behörde können innert 20 Tagen seit Zustellung nach den Vorschriften
über die Verwaltungsrechtspflege beim Regierungsrat des Kantons Schwyz, Postfach 1260, 6431 Schwyz,
schriftlich Beschwerde erhoben werden. Eine Beschwerde muss einen Antrag und eine Begründung enthalten.
Die angefochtene Verfügung ist beizulegen.

Die unterzeichnende Personà Media MUSTER, geb. 01.01.1985, wohnhaft im Klostergässli 1, 8840 Einsiedeln,
erklärt hiermit, von den obgenannten Bestimmungen Kenntnis genommen und den Inhalt in eine ihr
verständlichen Sprache vermittelt bekommen zu haben.

Ort, Datum Unterschrift

Einsiedeln, ____________________ ________________________________________________
(beide Ehegatten; für Minderjährige unterzeichnet der gesetzliche Vertreter)

Verteiler:
- Original an das Asyl und Flüchtlingswesen
- Kopie an die Fürsorgebehörde Einsiedeln
- Kopie für den Klienten
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J.2.2. Beispiel 1 Merkblatt für Asylsuchende
Schwanenstrasse 42, Postfach 161
8840 Einsiedeln
Tel. 055 418 41 41, Fax 055 418 42 10
E-Mail: verwaltung@bezirkeinsiedeln.ch
Info: www.einsiedeln.ch
Asylwesen
Direktwahl 055 418 42 38
E-Mail: vorname.name@bezirkeinsiedeln.ch

Hausordnung und Informationen über Rechte und Pflichten für:

Name: ___________________________ Vorname: _________________________

Geb.: ___________________________ Nationalität: _______________________

N-Nr.: ___________________________

Adresse: _________________________, 8840 Einsiedeln

1. Wohnrecht
Wohnrecht haben nur Personen, die dem Asylwesen Einsiedeln zugewiesen wurden.

2. Einhalten von Regeln, die in der Schweiz und im Bezirk Einsiedeln gelten
Ein gutes Zusammenleben mit den Mitbewohnern, der Nachbarschaft und der Bevölkerung in Einsiedeln ist nur
auf der Basis des Einhaltens von klaren Regeln möglich. Kooperation und Respekt sind wichtig. Allgemein gelten
die in der Schweiz gültigen Regeln des Zusammenlebens.

3. Rücksichtnahme / Nachtruhe
Auf die Mitbewohner sowie auf die Nachbarschaft ist generell Rücksicht zu nehmen. Überall in der Schweiz gilt
die Nachtruhe ab 22.00 Uhr. Ebenfalls gilt die Ruhestunde zwischen 12:00 und 13:00 (Mittagsruhe). TV, Radio
und weitere Geräte sind auf Zimmerlautstärke einzustellen! Aus Rücksicht auf die Nachbarn dürfen Kinder nicht
im Treppenhaus spielen und auch das Rauchen ist dort zu unterlassen.

4. Ordnung / Reinigung der Wohnung
Die Bewohner haben in der Wohnung, auf dem Balkon, aber auch in- und ausserhalb des Hauses, auf Ordnung
und Sauberkeit zu achten.

· Die Wohnung ist täglich zweimal 15 Minuten zu lüften!
· Veränderungen im und am Haus können nur nach Bewilligung durch das Betreuungspersonal

vorgenommen werden.
· Die Installation von Satelliten-Antennen ist verboten!
· Weitere Weisungen des Betreuungspersonals sind einzuhalten.
· Für die Reinigung der persönlichen Zimmer sind Sie selber verantwortlich. Falls nötig, wird Ihnen das

Betreuungspersonal Anweisungen geben.
· Das Rauchverbot in den Wohnungen ist je nach Mietvertrag einzuhalten
· Waschküche und Trockenraum sind sauber zu halten. Die Waschpläne sind einzuhalten.

5. Abfall
Der Abfall muss in Abfallsäcken des Bezirks Einsiedeln entsorgt werden. Die Säcke können bei der Migros,
DENNER, LIDL oder im Coop gekauft werden. Diese Säcke müssen von Ihrem Unterhaltsgeld bezahlt werden.
Kosten können durch eine effiziente Abfalltrennung gesenkt werden.
Für Fragen zur Abfalltrennung und Entsorgung können Sie sich an Ihren Betreuer wenden.
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6. Eigentum
Einrichtungsgegenstände (Möbel, Kissen, Decken, usw.), Küchenausrüstung, Staubsauger sowie das TV-Gerät
gehören dem Bezirk Einsiedeln. Bitte tragen Sie dazu Sorge. Bei einer Ab- oder Ausreise muss alles sauber in der
von Ihnen gereinigten Wohnung zurückgelassen werden.

7. Sicherheit
Die Haus- und Wohnungstüre sind immer abzuschliessen. Fluchtwege (Treppenhaus) sind in jedem Fall frei zu
halten. Die Notfallnummern lauten:

Polizei Feuerwehr Sanität
à117 à118 à144

8. Kontrolle der Unterkunft
Die Unterkunft wird regelmässig von der Betreuungsperson kontrolliert. In dieser Zeit haben Sie auch die
Möglichkeit, Gespräche zu führen oder Probleme zu besprechen. Wenn Sie ein dringendes Problem haben,
können Sie sich bei Ihrer Betreuungsperson während den Bürozeiten melden (am Freitagnachmittag
geschlossen). Falls nötig, werden zusätzlich polizeiliche Kontrollen durchgeführt.

9. Besucher
Besucher haben sich an die Regeln der Unterkunft zu halten. Bei Problemen kann die Betreuungsperson
Hausverbote gegen die Besucher aussprechen. Besucher haben die Unterkunft bis 22.00 Uhr zu verlassen.

Möchte ein Besucher über Nacht bleiben, so ist die Person bei der Fürsorge anzumelden. Damit die Nachtruhe
für Dritte gewährt ist, werden Besuche, die übernachten, an Freitagen oder Samstagen erlaubt. Damit die
Behörde prüfen kann, ob eine Übernachtung einer auswärtigen Person bewilligt werden kann, benötigt sie eine
Kopie seines Ausweises. Die Beherbergung von illegal anwesenden Personen ist strafbar (Förderung des illegalen
Aufenthalts).

10. Telefon
Die Kosten für Telefonanschluss/Internet müssen Sie selbst mit Ihrem Unterhaltsgeld bezahlen.

11. Schlüssel
Folgende Schlüssel werden Ihnen abgegeben:

1 Hausschlüssel ....................................................................................... erhalten am:  04.03.2021
0 Küchenschlüssel ................................................................................... erhalten am: ........................
1 Zimmerschlüssel................................................................................... erhalten am: 04.03.2021
1 Briefkastenschlüssel ............................................................................. erhalten am: 04.03.2021

Es  wird  ein  Schlüsseldepot  von CHF.20.-.. verlangt.  Bei  der  Rückgabe  der  Schlüssel  wird  das  Depot
zurückerstattet. Bei Verlust von Schlüsseln haben Sie (die Asylsuchenden allgemein) die Kosten für die
Neuanschaffung selber zu tragen.

12. Arzt- und Zahnarzttermine
Für Termine beim Zahnarzt und Hausarzt melden Sie sich zuerst bei der Betreuungsperson. Sie steht Ihnen für
die Beratung und das erforderliche Vorgehen zu Verfügung. Ausnahmen sind Notfälle oder bei Abwesenheit der
Betreuungsperson. Nicht eingehaltene Arzt- und Zahnarzttermine werden nicht von der Krankenkasse bezahlt
und werden Ihnen daher in Rechnung gestellt und direkt vom Unterhaltsgeld abgezogen.

13. Haftung
Schäden sind sofort dem Betreuungspersonal zu melden. Für mutwillige Beschädigungen in der Unterkunft
werden die Verantwortlichen haftbar gemacht.

Für persönliche Gegenstände lehnt der Bezirk Einsiedeln jede Haftung ab.
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14. Drogen / Alkohol
Handel, Konsum und Besitz von Drogen sind in der ganzen Schweiz streng verboten und können Gefängnisstrafen
oder in gravierenden Fällen gar eine Landesverweisung nach sich ziehen. Bei Zuwiderhandlungen werden die
Polizei sowie das Amt für Migration informiert. Das kann negative Folgen für das Asylverfahren haben.

Alkoholkonsum ist in Massen erlaubt, solange keine Störungen im Zusammenleben auftreten.

15. Gewalt gegen Sachen und Personen
Konflikte unter den Bewohnern müssen so rasch als möglich geklärt werden. Konflikte zwischen Bewohnern und
Betreuung erfordern klärende Gespräche. Die Gemeindeverantwortlichen sind befugt, weitere Weisungen zu
erlassen.

16. Illegale Aktivitäten
Verstösse gegen die schweizerische Rechtsordnung werden von Polizei und Strafbehörden geahndet. Personen,
die kriminelle Aktivitäten in der Unterkunft ausüben, verlieren ihren Platz. Das Betreuungspersonal ist
verpflichtet, den Strafbehörden Auskunft über die Wahrnehmung krimineller Aktivitäten zu geben.

17. Hausverbot
Bei illegalen Aktivitäten sowie bei schweren Verstössen gegen die Hausordnung kann ein Bewohner mittels
Hausverbot fristlos aus der Unterkunft gewiesen werden. Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn jemand die Regeln
bezüglich Gewalt, Drogenhandel, Drogenkonsum, Alkohol nicht einhält.

18. Arbeit / Beschäftigung / Kurse
· Die nachhaltige Integration ins soziale und wirtschaftliche Leben ist das oberste Ziel. Um dieses zu erreichen

haben Sie das Recht, dass man Sie unterstützt und Sie haben die Pflicht, das Mögliche für die Integration
und Loslösung von der Sozialhilfe zu leisten (Mitwirkungspflicht).

· Im Kanton Schwyz gilt ein Arbeitsverbot für die ersten 3 Monate ab Asylgesuch. Fragen bezüglich
Arbeitsaufnahme klären Sie bitte mit der Betreuungsperson.

· Schwarzarbeit (Arbeit ohne Bewilligung) ist gesetzlich verboten! Verstösse werden der Polizei gemeldet.

· Jeder Erwerb und jede Einnahme aus einer Tätigkeit (Ausnahme die kantonalen Beschäftigungsprogramme)
gelten als Einnahme und müssen so lange Sie vom Bezirk Einsiedeln finanziell unterstützt werden der
Fürsorge gemeldet werden. Melden Sie diese Einnahme nicht, machen Sie sich des Betrugs strafbar, was zur
Aufhebung der vorläufigen Aufnahme führen kann.

· Soziale Kurzeinsätze sowie Besuch von Weiterbildungs- und Beschäftigungsprogrammen sind möglich.
Deutschkurse sind alle obligatorisch. Die Betreuungsperson gibt Ihnen weitere Informationen bekannt.

· Zugewiesene Arbeiten z. B. Gartenarbeiten, Umzüge, Schnee- und andere Räumungen etc. müssen auf
Anweisung der Betreuungsperson übernommen werden. Sie werden mit Fr. 10.-- pro Stunde entschädigt.

19. Fahren von Autos
Der Besitz von Autos ist für unterstützungsbedürftige Asylsuchende generell verboten. Allfällige Kosten aus
Fahrzeugnutzungen (Schäden, Bussen, Parkplatzbenützung etc.) gehen zulasten des Asylsuchenden. Bei
gelegentlichen oder regelmässigen Fahrten von Fremdfahrzeugen ist der Asylsuchende verpflichtet, eine
entsprechende und zusätzliche Haftpflichtversicherung (Grobfahrlässigkeit) abzuschliessen. Kosten gehen
zulasten des Asylsuchenden.

20. Unterstützungsgeld / Einhalten von Auszahlungsterminen
Das Unterhaltsgeld wird Ihnen am Schalter des Asylwesens Einsiedeln ausbezahlt. Jeden 1. und 16. des Monats
können Sie das Unterhaltsgeld abholen. Wenn der 1. oder 16. auf ein Wochenende oder Feiertag fällt, können
Sie das Unterhaltsgeld am Montag oder nachfolgendem Tag abholen.

Sie erhalten für sich / für Ihre Familie pro Tag Fr. pauschal.

An den Auszahlungstagen ist die Auszahlung jeweils von 08.30 bis 11.30 Uhr. Während dieser Zeit ist die
Betreuungsperson anwesend.
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Wer zum abgemachten Zeitpunkt ohne akzeptierte Erlaubnis abwesend ist und sich nicht telefonisch bei der
Betreuungsperson gemeldet hat, erhält keine rückwirkende Auszahlung. Mit dem Haushalts- und Taschengeld
sind folgende Kosten zu übernehmen:

· Nahrungsmittel, Getränke
· Bekleidung und Schuhe
· Laufende Haushaltsführung (Reinigung/Instandhaltung von Kleidern und Wohnung, Reinigungsmittel,

Waschmittel, Müllgebühren).
· Schulkosten (ohne Erstausstattung)
· Haushaltsartikel
· Gesundheitspflege (selbstgekaufte Medikamente, inkl. Verhütungsmittel (ausser Spirale), ohne

Selbstbehalte und Franchisen)
· Verkehrsauslagen
· Nachrichtenübermittlung (Telefon, Post)
· Körperpflege (Toilettenartikel, Windeln)
Sie werden in unserer Gemeinde betreut durch:

Name des Leiters
Leiter Asyl- und Flüchtlingswesen
Telefon 055 418 42 38
E-Mail: vorname.name@bezirkeinsiedeln.ch

Bei Abwesenheit vertreten durch:

Name des stv. Leiters
Stv. Leiter Asyl- und Flüchtlingswesen
Telefon 055 418 42 39
E-Mail: vorname.name@bezirkeinsiedeln.ch

21.   Beschwerden
Beschwerden gegenüber dem Betreuungspersonal sind zu richten an den Abteilungsleiter der Sozialabteilung
Einsiedeln.

Name des Abteilungsleiters / Fürsorgesekretär
Leiterin Abteilung Soziales und Gesundheit
Telefon 055 418 42 26
E-Mail: vorname.name@bezirkeinsiedeln.ch

Oder an die Fürsorgebehörde Einsiedeln.

Vereinbarung
Ich habe diese Anweisungen und die Hausordnung gelesen und zusammen mit der Betreuungsperson
besprochen. Sie wurden mir in einer verständlichen Sprache erklärt.

Ich erkläre mich mit den Bedingungen einverstanden:

Einsiedeln, 4. März 2021 , Unterschrift:   ..................................................................
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J.2.3. Beispiel 2 Merkblatt für Asylsuchende

MERKBLATT ÜBER DIE SOZIALHILFE IM ASYLWESEN
Gestützt auf § 8 Bst. c) des kantonalen Gesetzes über die Ausländerinnen und Ausländer und zum
Asylgesetz (Migrationsgesetz) vom 21. Mai 2008 gewährleistet die Gemeinde die Sozialhilfe an Personen,
die gestützt auf das Ausländer- oder das Asylgesetz Wohnsitz in der Gemeinde haben, soweit dafür nicht
der Kanton aufkommt.

Der Umfang der gewährten Asylsozialhilfe ergibt sich gestützt auf § 24 der Verordnung zu obgenannten
Gesetz. Die Gesetze sind online einsehbar.

Die Zuständigkeit der Gemeinde XXX ergibt sich aus § 14 Abs. 2 Migrationsgesetz. Das Amt für Migration
teilt den Gemeinden Personen des Asylwesens zu. Asylsuchende und vorläufig Aufgenommen begründen
ihren Wohnort in der Gemeinde.

Die Fürsorgebehörde der Gemeinde ist und bleibt zuständig für die Ausrichtung der Asylsozialhilfe bis
die betroffene Person sich von der Sozialhilfe lösen und ein wirtschaftlich selbstständiges Leben führen
kann oder angewiesen werden in ihren Herkunftsstaat zurückzukehren.

Personen, die über eine vorläufige Aufnahme verfügen haben Anspruch auf Massnahmen, die ihre
berufliche und soziale Integration fördern.

Sowohl vorläufig Aufgenommene als auch Asylsuchende sind verpflichtet, die deutsche Sprache zu
erlernen und sich mit den Gepflogenheiten des Schwyzer Alltags bekannt zu machen. Die
Mitwirkungspflicht verlangt von vorläufig Aufgenommenen zielstrebig auf eine nachhaltige
Unabhängigkeit von Sozialhilfe hinzuarbeiten, wobei auf Ausbildung besonderen Wert gelegt wird.

Pauschale in der Asylsozialhilfe
Die Pauschale für den Lebensunterhalt bemisst sich nach der Vollzugsverordnung zum Migrationsgesetz
§ 24 Abs. 2 wie folgt:
· Einzelpersonenhaushalte: Fr. 14.--;
· Mehrpersonenhaushalte: Erste Person: Fr. 14.--;
· jede weitere erwachsene Person Fr. 13.50;
· erstes Kind: Fr. 13.--;
· zweites Kind: Fr. 12.--;
· drittes Kind: Fr. 8.--:
· viertes Kind: Fr. 7.--;
· fünftes Kind: Fr. 6.--;
· sechstes und jedes weitere Kind: Fr. 5.--.

In der Pauschale inbegriffen ist bei den Erwachsenen ein Taschengeld von Fr. 3.--. Die Kinder erhalten
kein Taschengeld.

Die Auszahlung der Leistungen kann täglich, wöchentlich oder monatlich erfolgen.
Bei guten Integrationsleistungen kann die Pauschale der Asylsozialhilfe durch zusätzliche Unterstützung
ergänzt werden. Die Beurteilung ist individuell-konkreter Natur und bezieht sich auf den Einzelfall im
Rahmen des Ermessens.

Lebensunterhalt
· Mit der monatlich ausbezahlten Pauschale müssen folgende Kosten gedeckt werden:
· Nahrungsmittel und Getränke
· Bekleidung und Schuhe
· laufende Haushaltführung (Reinigung/Instandhaltung von Kleidern und Wohnung,

Reinigungsmittel, Waschmittel, Kehrichtgebühren)
· Schulkosten (ohne Erstausrüstung) für laufende Kosten wie Hefte, Papier, Schreibstifte
· Haushaltartikel (ohne Erstausrüstung)
· Gesundheitspflege (selbstgekaufte Medikamente, inklusive Verhütungsmittel, ohne Selbstbehalte

und Franchisen)
· Private Verkehrsauslagen
· Körperpflege (Toilettenartikel, Windeln)
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· TV und Radiogebühren (anteilmässig)
· Weiterer persönlicher Bedarf.

Wohnen
Die Gemeinde XXX weist Ihnen während Ihres Aufenthalts eine Unterkunft zu. In dieser Unterkunft dürfen
einzig Personen wohnen, welche von der Gemeinde als Bewohner zugeteilt wurden. Die von der Gemeinde
Ingenbohl zugewiesene Unterkunft steht Ihnen zu den in der Wohnvereinbarung festgehaltenen
Bedingungen zu Verfügung.

Beachten Sie, dass in der Schweiz das Mietrecht das Zusammenleben in den Unterkünften regelt. Der
Mieter und Vermieter haben Pflichten: Der Mieter ist verpflichtet, sorgfältig mit der Wohnung umzugehen
und sie bei Auszug unbeschädigt an den Vermieter zurückzugeben.

Die Hausordnung ist Bestandteil des Mietvertrags. Die Hausordnung regelt die Ruhezeiten, die Nutzung
der Waschküche, die Sicherheit, Reinigung der allgemeinen Räume (z.B. Treppenhaus) oder Haustiere.

Im Gesetz steht, dass der Mieter auf Hausbewohner und Nachbarn Rücksicht nehmen muss (Art. 257f
Abs. 2 OR).

Es gilt die gesetzliche Nachtruhe zwischen 22:00 Uhr und 6 Uhr.

Wahl der Unterkunft
Asylsuchende und Vorläufig Aufgenommene, haben in den ihnen zugewiesenen Unterkünften zu
wohnen, solange sie Asylsozialhilfe beziehen.

Das Besuchsrecht wird gemäss Regelung der Gemeinde wahrgenommen.

Die Beherbergung sowie die temporäre Unterbringung von rechtskräftig weggewiesenen Personen ist
verboten und kann mit bis zu einem Jahr Gefängnis oder Geldstrafe belegt werden (Art. 116 AIG,
Förderung des rechtswidrigen Aufenthalts).

Asylsuchende und Vorläufig Aufgenommene können sich selbstständig eine Wohnung suchen, wenn sie
sich von der Asylsozialhilfe lösen können. Dabei ist zu beachten, dass der Mietvertrag vor der
Unterzeichnung der Fürsorgebehörde vorgelegt wird. Dadurch kann die Behörde prüfen, ob eine
Loslösung von der Sozialhilfe möglich ist und ob allenfalls unrechtmässig hohe Miete verlangt wird.

Medizinische Grundversorgung
Die obligatorische Grundversicherung gemäss Krankenversicherungsgesetz (KVG) sowie der damit
verbundene Selbstbehalt werden während der Unterstützungszeit durch die Sozialhilfe übernommen.

Aus diesem Grund sind Sie verpflichtet, sich für Termine beim Zahnarzt und beim Hausarzt bei der für
Sie zuständigen Betreuungsperson zu melden. Sie steht Ihnen für die Beratung und das erforderliche
Vorgehen zu Verfügung. Vereinbaren Sie keine Termine ohne Rücksprache mit der Sozialberaterin.

Situationsbedingte Leistungen (SIL)
Es gibt zwei Arten von situationsbedingten Leistungen:

1. Grundversorgende SIL, die zu gewähren sind, wenn ein bestimmter Bedarf eingetreten ist, dessen
Kosten die Grundversorgung des Haushalts infrage stellen.

2. Fördernde SIL, deren Übernahme zum Ziel haben, die unterstützte Person zu befähigen, sich
nachhaltig von der Asylsozialhilfe zu lösen.

Bei der Beurteilung, ob die Kosten für situationsbedingte Leistungen übernommen werden, muss die
Behörde bei der Ausübung ihres Ermessens vorgängig den Sachverhalt prüfen. Deshalb können keine
getätigten Ausgaben ohne vorgängige Kostengutsprache der Behörde übernommen werden. Es liegt daher
in Ihrem Interesse, Ihre Anliegen vorgängig mit der Sozialberatung zu besprechen.

Einkommensfreibeträge und Integrationszulagen.
Jede Tätigkeit für die ein Entgelt entrichtet wird, gilt als Erwerbstätigkeit und ist zu melden. Gehen Sie
einem Erwerb nach, wobei sie immer noch teilunterstützt werden, so ist dieser der Fürsorgebehörde
anzugeben. Je nach Einsatz erhalten sie einen angemessenen Einkommensfreibetrag.
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Die Teilnahme am kantonalen BP gilt nicht als Erwerbstätigkeit, für diese wird weder einen EFB noch
eine Integrationszulage. Dafür kann das Entgelt von bis zu Fr. 200.—/Monat maximal behalten werden.

Auflagen und Bedingungen
Die Asylsozialhilfe kann mit Auflagen und Bedingungen verbunden werden. Bedingungen können z.B.
darin bestehen, dass sich die unterstützte Person durch eine geeignete Stelle beraten lassen muss,
ärztliche, therapeutische Untersuchungen oder Behandlungen in Anspruch nehmen muss oder die
Einkommensverwaltung durch eine geeignete Person oder Stelle zulässt. Weiter können z.B. auch
Bestimmungen über die richtige Verwendung der Sozialhilfe, die Aufnahme einer zumutbaren Arbeit oder
auch andere Verhaltensregeln verfügt werden.

Kürzung der Asylsozialhilfe
Unangepasstes Verhalten, Nichtbefolgen von Auflagen und Bedingungen, Verweigerung von Anweisungen
oder Verletzung der Auskunfts- und Mitwirkungspflicht kann Sanktionen im Sinne von Kürzung oder
Streichung des Taschengeldes für eine bestimmte Zeit zur Folge haben. Gekürzt werden kann das
Taschengeld einer erwachsenen Person von bis zu Fr. 3.-- pro Tag.

Solche Kürzungen müssen in Form einer beschwerdefähigen Verfügung schriftlich eröffnet und begründet
werden. Vorgängig muss dem Sozialhilfeempfänger Gelegenheit gegeben werden, sich zum Sachverhalt
zu äussern (sog. rechtliches Gehör).

Sozialhilfeempfänger erhalten eine schriftliche Verfügung über die Gewährung oder Einstellung der
Asylsozialhilfe. Eine begünstigende Verfügung ist nicht anfechtbar. Eine belastende Verfügung hingegen
schon.

Auskunfts- und Mitwirkungspflicht
Wer Sozialhilfe bezieht, muss über seine persönlichen und finanziellen Angelegenheiten Auskunft geben,
soweit dies für die Gewährung von Asylsozialhilfe erforderlich ist. Dazu gehört das Einreichen der
benötigten Unterlagen. Veränderungen in den Lebensumständen (z.B. Änderung der
Einkommensverhältnisse, Änderung des Beziehungsstatus usw.) müssen sofort mitgeteilt werden.
Werden die erforderlichen Unterlagen nicht vorgelegt oder wird die Auskunfts- und Meldepflicht verletzt,
kann dies zu Kürzungen in der Sozialhilfe führen.

Strafbestimmungen
Wer aufgrund unwahrer oder unvollständiger Angaben, durch Verschweigen von veränderten Verhältnissen
oder in anderer Weise wirtschaftliche Sozialhilfe unrechtmässig erwirkt, macht sich des unrechtmässigen
Bezugs von wirtschaftlicher Hilfe strafbar (§ 37 des Sozialhilfegesetzes (ShG) und/oder Art. 146 StGB
(Betrug). Bei qualitativem Betrug oder Erschleichung von unrechtmässiger Sozialhilfe droht zudem die
obligatorische Landesverweisung nach Art. 66a Abs. 1 Bst. e StGB mit einem Einreiseverbot von 5 bis
15 Jahren.

Bestätigung
Ich bestätige hiermit, dass mir dieses Merkblatt erklärt wurde, dass ich dieses zudem gelesen und
verstanden habe oder dass es mir in eine mir verständliche Sprache (__________________) übersetzt
wurde. Ich nehme weiter zur Kenntnis, dass dieses Merkblatt lediglich als Wegleitung in Bezug auf die
in der Asylsozialhilfe geltenden Rechte und Pflichten sowie die leitenden Grundsätze der Asylsozialhilfe
dient und ich aus diesem Merkblatt keine direkten Ansprüche bzw. Leistungen der Asylsozialhilfe ableiten
kann. Diesbezüglich wurde ich auf die einschlägigen Gesetze und Verordnungen des Bundes und des
Kantons Schwyz hingewiesen. Im konkreten Fall ist deshalb immer Rücksprache mit den
Sozialhilfeorganen zu halten (Fürsorgesekretariat, Sozialberatung).

Ort / Datum ………………………..Unterschrift ………………………………
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J.2.4. Bewohnervertrag Haus Goldau (Übergangszentrum)

Volkswirtschaftsdepartement

Amt für Migration
Asylwesen

Steistegstrasse 13
Postfach 454
6431 Schwyz
Telefon 041 819 22 68
Telefax 041 819 22 79
www.sz.ch/migration

Bewohnervertrag betreffend Unterbringung im Haus Goldau, Sonneggstrasse 18, 6410 Goldau
zwischen

Amt für Migration
Steistegstrasse 13
6430 Schwyz

Vertreten durch:

Caritas Schweiz
Zentrum Biberhof
Bennauerstrasse 33
8836 Bennau

Vorname, Name des Leiters

und

Vorname, Name

Geburtsdatum

Nationalität

Telefon Nummer

Mailadresse

REGELN

1) Haltung
a) Für ein gutes Zusammenleben wird Ehrlichkeit und Transparenz erwartet.
b) Aufgaben und Pflichten sind ernst zu nehmen und pflichtgetreu zu erledigen. Dies gilt

für Aufgaben und Verantwortlichkeiten im und ums Haus sowie ausserhalb des Hauses
z.B. in der Schule, der Lehre oder beim Praktikum.

c) Der Aushang «Hausfrieden» ist integrierter Bestandteil dieses Vertrages.

2) Anwesenheitspflicht
a) Grundsätzlich gilt während der Woche eine Anwesenheitspflicht über Nacht.
b) Gibt das Fernbleiben einzelner Bewohner Anlass zu Besorgnis, kann das auch dazu

führen, dass wir die Polizei um Unterstützung bitten.

3) Besuche
a) Es ist in der Verantwortung des Bewohners, dass sich seine Besucher/innen an die

Hausordnung halten.



Handbuch für Asylsozialhilfe 2022

Seite: 109

b) Besuch über Nacht ist erlaubt an den Wochenenden sowie in den Ferien. Ausnahmen
nach vorheriger Absprache mit den Mitarbeitern.

4) Nachtruhe
a) Um 22.00 – 06.00 Uhr ist Nachtruhe, dies gilt auch am Wochenende.

5) Haus- und Zimmerordnung
a) Die Zimmerzuteilung beim Eintritt sowie allfällige Neuzuteilungen im Laufe des

Aufenthaltes liegen im Entscheidungsbereich der Leitung.
b) Das Zimmer ist sauber zu halten. Mitarbeitende haben das Recht, Zimmerkontrollen

durchzuführen.
c) Jeder Bewohner hilft mit, das Haus sowie den Garten sauber zu halten.
d) Ämtli-Arbeiten sind gemäss Ämtliplan zu erledigen.
e) Mutwillige Sachbeschädigungen am Wohnobjekt oder Inventar sowie Verlust von

Schlüsseln werden dem Bewohner in Rechnung gestellt.

6) Krankheit / Unfall
a) Bei Krankheit melden sich Bewohner selbstständig von der Schule bzw. Arbeit ab.
b) Unfälle sind umgehend den Mitarbeitern zu melden damit eine individuelle Planung

erstellt werden kann.

7) Suchtmittel / Drogen
a) Das Rauchen wird im ganzen Haus aus gesundheitlichen Gründen nicht geduldet.
b) Bei mehrfachem Alkoholmissbrauch wird mit dem Bewohner das Gespräch gesucht

und allfällige Massnahmen vereinbart.
c) Besitz und Konsum illegaler Drogen ist verboten.

8) Sicherheit / Brandschutz
a) Offene Feuer (Kerzen, Räucherstäbchen und ähnliches) sind aus brandtechnischen

Gründen untersagt.

9) Sanktionen / Konsequenzen
Zuwiderhandlungen können folgende Konsequenzen nach sich ziehen:
Erste Massnahme: Gespräch
Zweite Massnahme: Schriftliche Verwarnung
Dritte Massnahme: Kürzung der Sozialhilfe um 10%
Vierte Massnahme: Versetzung in ein Durchgangszentrum oder in eine Nothilfeunterkunft
Vorbehalten sind umgehende Sanktionen infolge gravierender Verletzung der
Hausordnung.

Leitung  ______________________   ___________________________________

 Ort und Datum Unterschrift

Bewohner  ______________________   ___________________________________

 Ort und Datum Unterschrift
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J.2.5. Beispiel Hausordnung Haus Goldau (Transitzentrum für ex-UMA)

HAUSFRIEDEN

Gegenseitige Rücksichtnahme sowie ein respektvoller Umgang zwischen Bewohnern,
Gästen sowie Mitarbeitenden ermöglichen uns ein angenehmes Zusammenleben.

UMGANG
Respekt ist die Höflichkeit der Könige.

RUHEZEITEN
Wir nehmen Rücksicht auf unsere Mitbewohner und Nachbarn und halten uns an
die Nachtruhe von 22.00 Uhr – 06.00 Uhr.

Die Nachtruhe gilt auch am Wochenende.

BESUCHE IM HAUS
Besucher/innen sind willkommen. Sie tragen durch das Einhalten der Regeln zum
Hausfrieden bei.

Am Wochenende (von Freitag bis Sonntag) sind Übernachtungen erlaubt.

Besucher/innen werden von der einladenden Person auf der
Anwesenheitstafel eingetragen.

Illegale Personen sind auch im Haus Goldau illegal.

SAUBERKEIT UND ORDNUNG
Schlafzimmer
Jeder Bewohner ist selbst für die Ordnung und Sauberkeit in seinem Zimmer
verantwortlich.

Gemeinschaftsräume, Korridore, Treppenhäuser und Umgebung
Wir helfen einander, die Gemeinschaftsräume und das Areal sauber zu halten.
Für die Reinigung, die Abfalltrennung und das Aufräumen sind alle Bewohner
verantwortlich. Zusätzlich wird ein Putzplan erstellt.

Sorgfaltspflicht
Einrichtungsmaterial ist mit Sorgfalt zu benutzen. Bitte meldet allfällige Schäden
den Mitarbeitenden. Wer Schaden schuldhaft und mutwillig verursacht, ist dafür
haftbar.

SICHERHEIT UND FEUERSCHUTZ
Offene Feuer (z.B. Kerzen, Räucherstäbchen, etc.) sind im Haus nicht erlaubt.
Fluchtwege müssen stets freigehalten werden. Deshalb dürfen in den Gängen
keine Abfälle und Gegenstände hingestellt oder gelagert werden.

DROGEN UND SUCHTMITTEL
Illegale Drogen sind auch im Haus Goldau illegal!

Rauchen
Das ganze Haus ist eine rauchfreie Zone (inklusive Fenstersims ᄨ)!

07/2019 / Caritas / angu
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J.2.6. Beispiel: Entbindungserklärung allgemein

V O L L M A C H T

Name: * Asylwesen AHV-Nr.:
Vorname: Geb. Datum:
Adresse:  Chli Ebnet 10, 6403 Küssnacht am Rigi

Name: AHV-Nr.:
Vorname: Geb. Datum:
Adresse: ,

Die obengenannten Personen ermächtigen den Bezirk Küssnacht, vertreten durch die Abteilung
Soziales und Gesellschaft, bei den nachfolgenden Institutionen Auskünfte in schriftlicher oder
mündlicher Form über ihre Personen einzuholen. Insbesondere über zu erwartende, geltend gemachte
oder ausgerichtete Leistungen sowie über Unterlagen, die eine Aussage zur Einkommens- und
Vermögenssituation geben und für die berufliche und soziale Integration relevant sind. Sie entbinden
die nachgenannten Institutionen von der Schweigepflicht:

§ Sozialversicherungen (AHV / IV / EL)

§ Ausgleichskassen

§ berufliche Vorsorge

§ kommunale und kantonale Steuerämter

§ Betreibungsämter

§ Regionales Arbeitsvermittlungszentrum (RAV) und Arbeitslosenkassen

§ Anbieter von Arbeitsintegrations- und Beschäftigungsprogrammen

§ Obligatorische und freiwillige Versicherungen (Unfallversicherungen, Krankenkassen,
Hausrat- und Haftpflichtversicherungen)

§ Beratungsstellen: spezifisch erwähnen

Die Vollmacht kann jederzeit schriftlich widerrufen werden. Die Einwilligung verliert ihre Gültigkeit mit
Abschluss der Beratung.

Küssnacht, 31. Januar 2022

 ................................................  ................................................
 * Asylwesen

Soziales und Gesellschaft

Seemattweg 6, Postfach 176
6403 Küssnacht am Rigi
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J.2.7. Beispiel: Entbindung Schweigepflicht bei Ärzten

ENTBINDUNG DER SCHWEIGEPFLICHT

Name: * Asylwesen AHV-Nr.:

Vorname: Geb. Datum:

Adresse: Chli Ebnet 10, 6403 Küssnacht am Rigi

ermächtigt den Bezirk Küssnacht, vertreten durch die Abteilung Soziales und Gesellschaft, bei den
nachfolgenden Ärzten/Institutionen Auskünfte über seinen/ihren Gesundheitszustand (insbesondere
Arbeitsfähigkeit und Möglichkeit der beruflichen Rehabilitation) einzuholen. Er/Sie entbindet die
nachgenannten Ärzte/Institutionen von der Schweigepflicht (gemäss Art. 321 StGB).

  Herr/Frau  Dr.  med.       ,

  Herr/Frau  Dr.  med.       ,

  Herr/Frau  Dr.  med.       ,

Küssnacht am Rigi, 31.01.2022

 ................................................
 * Asylwesen

Soziales und Gesellschaft

Seemattweg 6, Postfach 176
6403 Küssnacht am Rigi
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J.2.8. Berechnung ASH: Beispiel 1 Einzelperson VA

Sozialdienst Galgenen
Büelstrasse 15
8854 Siebnen

SB: Asylbetreuerin
Tel.: 055 450 24 XX Herr Mohammed Muster
E-Mail: mail.adresse@galgenen.ch Zürcherstrasse 34

8854 Siebnen

Siebnen, 11.02.2021
Mohammed MUSTER, Zürcherstrasse 34, 8854 Siebnen
Geburtsdatum: 01.01.1998

Total Ausgaben 1'090.05

Total der Unterstützungsleistung
Direktzahlungen (Betrag mit x markiert)

1'090.05

YA3.O Miet-/Wohnkosten -425.00
YM2.O KVG "-Prämie -260.05

Auszahlung 405.00

Ort/Datum Unterschrift Betreuerin Unterschrift Klient/in

Erstellt von: Asylbetreuerin, 11.02.2021

Wohnkanton Nr.:
AHV-Nr
Sozialvers.-Nr.  756.5025.8499.93

N-Nummer:
ZEMIS-Nr.:

Budget gültig:
von: 23.02.2021   bis: 31 .12.2021

Nummer

Ausgaben
YA2.1

Kostenart

Grundbedarf
Fr. 14.00 / Tag

Betrifft Kostenträger

Asyl

Betrag

420.00

Total Dir.

Abzug
Serafe Fr. 10.00
Haushaltführung Fr. 5.--

Asyl -15.00 405.00

YA3.O Miet-/Wohnkosten Asyl 425.00 425.00 x
YM2.O KVG KK-Prämie Momand Kalimullah SVA 260.05 260.05 x
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J.2.9. Berechnung ASH: Beispiel 2 Einzelperson VA

6440 Brunnen Nationalität Somalia

Asyl Berechnungsblatt 01.08.2021 - 31.08.2021
1. AUSGABEN
1.1 Materielle Grundsicherung

Ansatz Pers.Tage Endwert
GB normal (2 Personen / 01.08.2021 - 10.01 AK -27.50 2 31 -852.50
31.08.2021)
./. Kürzung Grundbedarf 0.50.- x 31d

10.01 AK 15.50
Wohnungskosten mit Nebenkosten 11.01 A -1'300.00

Energie, Wasser, Kehricht 11.01 A 0.00

KK-Prämien KVG 13.01 A -481.50

Gesundheitskosten 13.05 A

Zahnarztkosten 13.07 A

Alimentenbevorschussung 01.01 A

1.2 Situationsbedingte Leistungen
Schule und Weiterbildung 14.05 AK
Fahrspesen_Rückerstattung Öv Ticket 14.02 AK
Arzttermin
Diverse_Rückerstattung Klapphochstuhl

15.09 AK
Baby
Total Ausgaben

-2'618.50

2. EINNAHMEN KLIENT
2.1 Einnahmen
Erwerbseinkommen 20.01 EK
Einkommen aus Rente 21.01 ED

ALV 20.03 ED

Kinderzulagen 23.03 ED

SIL bei Berufstätigkeit
Erwerbsunkosten

14.02 AK 0.00
Auswärtige Verpflegung 14.01 AK 0.00

Speziellie Erwerbsunkosten 14.03 AK 0.00

Einkommensfreibetrag 16.04 AK 0.00

3. SPEZIELLE EINNAHMEN
Verwandtenunterstützung 23.05 EK
Stipendien 24.02 ED

Prämienverbilligung 22.02 ED

Gemeinde Ingenbohl
Soziales

Farah Muster 676 034  (MU/HH)Farah Musterli, 2020
Insgesamt Personen 2

N-Nummer
01.01.1989GeburtsdatumRosengartenstrasse 16
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Alimente 23.02 EK

Alimente 23.02 EK

Alimente 23.02 EK

Kostenbeteiligung internet gem. FB- 24.03 EK 24.00
Beschluss vom 22.01.2019
Kostenbeteiligung serafe gem. FB- 24.03 EK 16.00
Beschluss vom 22.01.2019
Nicht versicherte Kosten - 24.03

EK 12.10
Leistungsabrechnung RG. vom 04.07.2021
Total Einnahmen

52.10

Fehlbetrag
-
2'566.40

Direktzahlungen -
1'781.50

Auszahlung an Klient: -784.90

Auszahlung auf PC / BA:

Frau Brunnen Ingenbohl
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J.2.10.Berechnung ASH: Beispiel 3 VA mit Erwerb ohne Lohnabtretung
Berechnungsblatt zur Bemessung der Sozialhilfe       Formular A
für Asylsuchende und vorläufig Aufgenommene       (ohne Lohnabtretung)

Gemeinde:   Kanton Schwyz

N-Nr.   Pers. Nr.:

Name:   Vorname:

Monat:   Anzahl Tage: 92

1. Ausgaben:

1.1 Materielle Grundsicherung

Grundbedarf für den Lebensunterhalt
Anzahl Pers. Taggeld Taschengeld Franken

Erste erwachsene Pers. 1 11.00 3.00 1'288.00
Weitere erwachsene Pers. 1 10.50 3.00 1'242.00
1. Kind 1 13.00 1'196.00
2. Kind 12.00 0.00
3. Kind 8.00 0.00
4. Kind 7.00 0.00
5. Kind 6.00 0.00
weitere Kinder       Anzahl: 5.00 0.00

Rückzahlung:                ./.

Total Lebensunterhalt 3'726.00
  Kostenübernahme Gemeinde

Wohnungskosten 4'440.00
Allfällige Nebenkosten 365.40

Medizinische Grundversorgung

Grundversicherung KVG 2'117.85
Weitere: 807.50

1.2 Situationsbedingete Leistungen bei
       Berufstätigkeit/Integrationsmassnahmen

Mehrkosten auswärtige Verpflegung
Zusatzkosten Verkehrsauslagen 963.00
Fremdbetreuung Kinder
Weitere:

   Total Aufwand Gemeinde 8'693.75
Total Grundsicherung 3'726.00

Weitere Situationsbedingte Leistungen
Integrationszulage Person 1
Integrationszulage Person 2
Weitere

Juli bis September 2021

Bezirk Einsiedeln

Musterpillai Susi

534816 20039460
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2.1 Einnahmen

Erwerbseinkommen 1. Person 8'468.60
Erwerbseinkommen 2. Person 1'507.50
Erwerbseinkommen 3. Person
Erwerbseinkommen 4. Person

Kinderzulagen
Alimente, Allimentenbevorschussung
Einkommen aus Rente, Versicherungsleistung
Individuelle Prämienverbilligung
Entschädigung aus Haushaltführung
Weitere Einnahmen

Total Einnahmen 9'976.10

Abzüglich Erwerbsunkosten (RRB 1715/2007) 250.00

Total anrechenbares Einkommen
nach Abzug Erwerbsunkosten 9'726.10

(-) Fehlbetrag  /  Mehreinnahmen 6'000.10

Der/die unterzeichnende Person bestätigt hiermit folgende Barauszahlung erhalten zu haben.
Die/der Unterzeichnende wurde über ihre/seine Pflicht informiert, wahrheitsgetreu über die
Einkommens-, Vermögens- und Familienverhältnisse Auskunft zu geben.

Übertrag Fehlbetrag  = Total Auszahlung 0.00

Datum: Unterschrift:

Übertrag Mehreinnahmen 6'000.10
./. Aufwand Gemeinden für Wohn- und Gesundheitskosten 8'693.75

Rückvergütung Aufwand Gemeinde 0.00
Teilweise Rückvergütung Aufwand Gemeinde 6'000.10

Für die Richtigkeit:

Datum: Stempel und Unterschrift (Gemeinde)
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J.2.11. Richtlinien für Zahnärztliche Behandlung zulasten Asylwesen

Status: Januar 2018.1

Sozialbereiche & Zuständigkeiten
Das öffentliche schweizerische Fürsorge- bzw. Sozialwesen gliedert sich in verschiedene drei unterschiedliche
Bereiche.
• AW = Asylwesen
• SH = Öffentliche Sozialhilfe, Flüchtlingswesen
• EL = Ergänzungsleistung AHV/IV
• Dazu kommen noch diverse private Fürsorge- und Sozialwerke wie Pro Infirmis, Pro Senectute, Winterhilfe

usw.

Zuständigkeit
Seit dem 01.01.2008 kantonale Regelung. Ansprechpartner für Zahnärztegesellschaft ist normalerweise das
kantonale Sozialamt, Abteilung Asylkoordination. Asylkategorien:
· Ausweis N: Asylsuchende (AS), Asylantrag in Bearbeitung
· Ausweis F: Vorläufig Aufgenommene (VA), negativer Asylbescheid, Wegweisung sistiert)
· Ausweis S: Schutzbedürftige

Behandlungsplanung
Bei Ausweisen N und F gilt eine Behandlungseinschränkung auf primäre, nicht aufschiebbare Massnahmen und
Notfallbehandlungen, um den Patienten schmerzfrei und kaufähig zu machen. Dies soll mit einfachen und meist
provisorischen zahnärztlichen Mitteln erreicht werden (Langzeitprovisorium, Zahnextraktion, Drahtklammer-
prothese; keine Endodontie (ausser bei strategisch wichtigen Zähnen), kein festsitzender Zahnersatz. Der
Behandlungsstandard des Herkunftslandes ist zu berücksichtigen. Eine Ausnahme bilden die schulpflichtigen
Kinder sowohl von AS als auch VA. Die Behandlung (exkl. Kieferorthopädie) bei diesen Kindern soll derjenige der
übrigen Schulkinder angepasst sein und so ausgerichtet werden, dass keine Wachstumsstörung die Folge ist.

Achtung: Vorläufig aufgenommene Flüchtlinge haben Flüchtlingseigenschaften nach Völkerrecht, aber es wird
Ihnen nach der Schweizer Asylgesetzgebung kein Asyl gewährt, weil sie die Voraussetzungen dafür nicht erfüllen.
Sie verfügen zwar ebenfalls über einen negativen Asylentscheid, werden aber aufgrund übergeordneten Rechts
gleich behandelt wie Flüchtlinge. Ihre Wegweisung kann nicht vollzogen werden. Bei Personen mit Ausweis F,
welche länger als 3 Jahre in der Schweiz sind («Langzeitaufenthalter»), kann ein Antrag bzw. eine Behandlung
nach Sozialhilfekriterien (sekundäre Massnahmen) angemessen sein und in Betracht gezogen werden. Beachte:
Diese Ausführungen gelten nur für Personen, die ganz oder teilweise auf öffentliche Unterstützung angewiesen
sind und nicht für Selbstzahler.

NH: Nothilfe
Wer in Not gerät und nicht in der Lage ist, für sich selbst zu sorgen, hat Anspruch auf Hilfe und Betreuung und
auf die Mittel, die für ein menschenwürdiges Dasein unerlässlich sind (Art. 12BV). Jede in der Schweiz anwesende
Person kann sich auf Art. 12 BV berufen, also auch Personen, welche keine Anwesenheitsberechtigung haben.
Sie haben Anspruch auf Nothilfe. Folgende Personen fallen unter die Nothilfereglung:
• Personen, welche rechtskräftig kein Asyl erhalten haben und deren Ausreisefrist ungenutzt verstrichen ist.
• Personen, auf deren Asylgesucht rechtskräftig nicht eingetreten ist, und deren Ausreisefrist ungenutzt

verstrichen ist.
• Personen, die noch nie eine Anwesenheitsberechtigung in der Schweiz hatten.
• Personen, deren Gesuch um Verlängerung der Anwesenheitsbewilligung rechtskräftig abgewiesen worden

und deren Ausreisefrist ungenutzt verstrichen ist.
Im Rahmen der Nothilfe können nur Not- und Schmerzbehandlungen bewilligt werden.

Zuständigkeit: In den meisten Kantonen sind die kantonalen oder kommunalen Sozialämter für die
Organisation der Ausrichtung der Nothilfe zuständig.
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J.2.12. Richtlinien für ein schickliches Begräbnis (Beispiel)

Leistungen für ein schickliches Begräbnis

Leistungen Bestattungsinstitut Fr. 2'200.—

Ø Administrative Leistungen

Ø Organisation Kremation

Ø Überführung des Leichnams von zu Hause oder Spital ins Krematorium

Ø Sarg für Kremation

Ø Leichenhemd

Ø Innenauspolsterung

Ø Sargkissen

Ø Urnengrabkreuz

Ø Kreuzbeschriftung

Ø Urnenkränzli, einfache Ausführung

Ø Überführung der Urne in die Friedhofkappelle Ingenbohl

Bezirk Schwyz Fr. 560.—

Ø Kremation

Gemeinde Ingenbohl Fr.  2'500.—

Ø Bestattung / Beisetzung im Gemeinschaftsgrab

Ø Grabinschrift

Aufwendungen Drittpersonen Fr.  500.—

z.B. Beistand / Beirat / Vormund

Total Aufwendungen für ein schickliches Begräbnis Fr. 5'760.—

(Kostenstand 2013) (inkl. MwSt.)

Von der Friedhofskommission genehmigt am 28. August 2013
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